
Levent Goktekin
Reichenberger Str. 75 K O
10999 Berlin

Levent Goktekin, Reichenberger Str. 75. 10999 Berlin
RAin Schmidt - Bandelow
Rheinstr. 45

12161 Berlin

Berlin, 12.01.2000

Nachbeschwerde an das AG Schoneberg

Sehr geehrte Frau Schmidt - Bandelow,

zunachst mochte ich Ihnen ein frohes neues Jahr wiinschen, und hoffe, daB Sie einen guten
Rutsch hatten.

Ich mochte Sie bitten, Nachbeschwerde beim AG Schoneberg einzulegen und nach Ihrer
sofortigen Beschwerde vom 30.12.1999 anfragen, ob diese bereits bearbeitet worden ist.

Weiterhin mochte ich Sie bitten, bei der Abschiebegewahrsam bei der Arztin Frau Rasehorn
unter der Tel. - Nr.: 293 - 29 806 nach der Haftfahigkeit von Riistem Ismail zu fragen und
dieses in Ihrer Beschwerde erneut betonen. Denn zwischenzeitlich benutzt Riistem zwei
verschiedene Medikamente. Zum einen Tabletten, die er mehrmals am Tag einnimmt, und
zum anderen ein Mundspray gegen Bronchitis.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme und Erledigung verbleibe ich

mit freundlichen GriiBen

L. Goktekin



Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsaiwaltin

ttitt Berlin »«uwtwfle45
12161 Berlin (Fried«n»u)

Amtsgericht Schoneberg
Telefon<CBO)K»62370

Grunauer St". 140
12557 Berlin

vorab per Fa::: 29329 873

Berlin, den 30.12.1999
In der Freih aitsentzichungssache
betr. den as<*rbatdschanisehen Staatsangehorigen
Ryctam, Ismail g*b. am 07.11.1970
Alias: Hyesritnr Hasanov gob. am 14,01.1974
70 XXV 3782/99 8

wird gegcn d<-n Beschlu(3 des Amtsgerichts Schfineberg vom
21.12.1999

sofortige Beschwerde

erhobcn.

Es wird beant -agt,

unter Aufh«bung des Besehlussas vom 21.12.L999
d*n Betroffenen sofort zu entlassan.

Die Haftfortda jer bis zum IS.02.2000 ist unverhaltnismaQIg.

Der Betroffeni! ist vielmehr zu dulden.

Die Fnrtdauer der Abschiebungshaft ist nicht gerechtfertigt,da
der Betroffent erkiart hat, da8 er mit seiner Abschicbung
einverstanden ist,
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DieTatsache, da(3 der Betroffene vor zwei Monaten im Rahmen der
Anhbrung an> 14.10.1999 erklarte, er konne nicht In seine Heimat
zuruckkehren, rechtfertigt zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr die
Annahme de; Vorliegens der Gefahr der Vereitelung der Abschiebung,
da der Betrotfene nunmehr glaubhaft erklSrt hat, daS er rpit seiner
Abschiebung einverstanden ist.

Somit kann Hcht davon die Rede sein, daB sich der Betroffene
beharrlich wtigert, bei der Paflbeschaffung mitzuwirken.
Damit besteht nicht mehr der begrundete Verdacht, dafl sich der
Betroffene dt r Abschiebung entziehen wiirde.

Allein der ille-gaie Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland und
die bisher leoiglich unterlassene freiwillige Ausreise sind jedoch kein
Rechtfertigurgsgrund fQr eine Inhaftierung
(vgl. Gemeln ;chaftskommentarzum Auslanderrecht GK § 57, Rn,
139,151).

Die fur die n&chsten acht Wdchen angeordnete Fortdauer der
Abschiebehaf: 1st unverhaltnismaSig, da die Abschiebung des
Betroffenen curch einfachen Verwaltungszwang durchgesetzt werden
kann. Es liegun keine konkreten AuOerungen oder Verhaltensweisen
des Betroffenan vor, die den Verdacht begrunden, er werde seine
Abschiebung in einer Weise verhindern, die nlcht durch einfachen
Zwang uberwunden werden kann,
Der einfache 2wang geniigt, wenn der Betroffene sich emstlich und
aktiv weigert, auszureisen, aber fur die Vollstreckungsbehorden
greifbar ist (vgl. LG Berlin, Beschlufl vom 10.03.1999, InfAusIR 1999).
Bis zur Durch'uhrung der Abschiebung kann sich der Betroffene, wie
berelts belm Termin am 21.12.1999 durch den Betroffenenvertreter
erklart, bei Hjrrn Goktekin (Reichenberger Str. 75, 10999 Berlin)
aufhalten unc stunde damit dem Antragsteller jedenteit zur Verfiigung.
Die Abschiebung kbnnte demnach vorliegend auch durch einfachen
Zwang durchuefuhrt werden.
Dies wurde vum Amtsgericht Schoneberg in seinem BeschluB vom
21.12.1999 Ir keiner Weise berucksichtigt.

Weiterhin ist 3(e Abschiebehaft vom 07.08.1998 bis 23.11.1998 aus
obengenannt*.-n GrQnden auf die Haftfrist nach § 57 III S. 1 AusiG
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anzurechner f weil der Betroffene seine Abschiebung nicht verhindert
i.S.d.§57 III S. 2 AuslG.
Er 1st bereit, an der PaQbeschaffung mlteuwirken.

Zudem ist di 2 Sicherungshaft vorllegend gem. § 57 II S. 4 AuslG
unzulasstg, ca die Abschiebung aus Grunden, die der Betroffene nicht
zu vertreten hat, nicht innerhalb der nachsten drei Monate
durchfuhrbar Ist.

Die Problemt bei der PafJbeschaffung hat er nicht zu vertreten, da sich
diese vollstaudig seinem EtnfluB entzlehen.

Wahrend der Sitzung des Amtsgerichts am 21.12.1999 konnte der
Antragsteller • Vertreter keine Angaben zu der voraussichtlich fur die
PaObeschaffung benotigten Zelt machen.
Es ist nicht a-asehbar, wann der Betroffene einen PaQ erhalten wird, da
die Botschaft blslang noch kelne Antwort In der Sache aus
Aserbaidschan erhalten hat.,
Hier kann dem Antragsteller angelastet werden, daS er nicht
rechtzeitig di.» notwendigen Vorbereitungen getroffen hat (KG, NVwZ
1986, 78), d*;nn nach seiner Angabe in der Sltzung am 21.12.1999
wurde erst e'nen Tag vor der Sltzung RUcksprache mit der
aserbaidschanischen Botschaft gehaiten.
Aufgrund derTatsache, da!3 uber einen sehr langen Zeitraum die
PaQbeschaffung bisher nicht moglich war, kann mit hinreichender
Wahrscheinliuhkelt davon ausgegangen werden, daS sich dieses
Verfahren no :h linger als drei Monate hinziehen wird.

Damit steht f ;st, da(3 die Abschiebung innerhalb der nachsten drei
Monate nicht durchgefiihrt werden kann.
Aus diesem Grund ist die Sicherungshaft gem. § 57 II S. 3 AuslG
unzulassig, sulbst wenn man davon ausginge, daB die Haftgrunde des
§ 57 II Nr. I jnd s AuslG vortiegen.

Abschrift anb >i.

X Svenja Schm'.dt-Bandelow
Rechtsanwalt;n
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Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

RAin Svenia Schmidt-Bandelow • Rheinstrafie 45 • 12161 Berlin

Herrn
Levent Goktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Rheinstrafie 45
12161 Berlin (Friedenau)

Telefon (030) 859 625 70
Telefax (030) 851 59 51
eMail MLKSK@t-online.de

Btirozeiten:
Mo und Fr. 9 bis 18 Uhr
Di und Do 9 bis 19 Uhr
Mi 9 bis 13 Uhr

Berlin, den 13.01.2000
Ismail Riistem

Sehr geehrter Herr Goktekin,

in der Anlage ubersende ich Ihnen Kopie meines Schreibens an das
DRK Dr.-Salvador-Allende-Krankenhaus sowie Kopie meines Antrages
auf Akteneinsicht beim Polizeiprasidenten in Berlin.

Angesichts des Umfanges dieser Angelegenheit darf ich Sie nochmals
um Zahlung eines Honorarvorschusses in Hohe von 500,00 DM bitten.

Fur Ruckfragen stehe ich Ihnen gerne telefonisch zur Verfugung.

Mit freundlichen GruBen

Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

Berliner Sparkasse BLZ 100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34



A b s c h r i f t
Svenja Schmidt-Bandelow

Rechtsanwaltin

RAin Svenja Schmidt-Bandelow • Rheinstrafie 45 • 12161 Berlin Rheinstrafie 45
12161 Berlin (Friedenau)

DRK Dr. Salvador-Allende- Teiefon(030)85962570
Telefax (030) 85159 51

KrankenhaUS eMail MLKSK@t-online.de

Salvador-Allende-Str. 2
Biirozeiten:
Mo und Fr. 9 bis 18 Uhr

12559 Berlin-Kopenick Di und DO 9 bis 19 uhr
Mi 9 bis 13 Uhr

Berlin, den 13.01.2000
Ihr Patient Ismail Rustem, geb. am 07.11.1970

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der oben bezeichneten Angelegenheit zeige ich an, daB mich Ihr
Patient, Herr Ismail Rustem, mit der Wahrnehmung seiner Interessen
beauftragt hat. Kopie einer entsprechenden Vollmacht liegt bei.

Namens und in Vollmacht meines Mandanten bitte ich Sie um
Ubersendung der Untersuchungsberichte. Eine
Schweigepflichtsentbindungserklarung meines Mandaten ist ebenfalls
beigefugt.

Mit bestem Dank fur Ihre Muhe und freundlichen GruBen

Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

Berliner Sparkasse BLZ 100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34



Abschr i f t
Svenja Schmidt-Bandelow

Rechtsanwaltin

RAin Svenja Schmidt-Bandelow • Rheinstrafe 45 • 12161 Berlin Rheinstrafie 45
12161 Berlin (Friedenau)

Abschiebegewahrsam Kopenick Teiefon(030)85962570
Telefax (030) 85159 51

- ArztliCher DienSt - eMail MLKSK@t-online.de

Griinauer Str. 140
Btirozeiten:
Mo und Fr. 9 bis 18 Uhr

12557 Berlin Di und Do 9 bis 19 Uhr
Mi 9 bis 13 Uhr

-

Berlin, den 27.01.2000
Ismail Rustem, geb. am 07.11.1970
991104/5190-7

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der oben bezeichneten Angelegenheit bitte ich um Mitteilung, in
welches Krankenhaus mein Mandant, Ismail Rustem, am 27.11.1999
zur Untersuchung eingeliefert wurde.

Hochachtungsvoll

Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

Rustem 12BK. doc
Berliner Sparkasse BLZ 100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34



Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

27.01.2000

Aufgang B
RheinstraBe 45
12161 Berlin

Telefon 030 785962 570
Telefax 030 / 85 15951
eMail MLKSK@t-online.de

Rechtsanwaltin Schmidt-Bandelow Rheinstrafie 45 12161 Berlin

Herr
Levent Goktekin

Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Datum

Betreff:

Beigefijgte Anlage/n iibersenden wir Ihnen
O unter Bezugnahme auf Ihren Brief / Anruf vom

mil der Bitte um

Kenntnisnahme
(fur Ihre Unterlagen)

Ihre schriftl. Stellungnahme

Ihren Ruckruf

Ihre Nachricht, wenn die
Gegenseite sich bei Ihnen
meldet, bzw. an Sie zahlt

QJ telef. Terminvereinbarung

["") Ihre Zahlung bzw.
Erledigung

n Ihre Unterzeichnung u.
Ruckgabe

Mil freundlichem GruB
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LANDGERICHT BERLIN

BeschlulS

Gesch&ftsnummerg 8 T X I V 2 / Q O B
70 XIV 3782/99 B - A6 Schoneberg

In der Freiheitsantziehungssacha
pstreffend den aserbaidachaniachan StaatsangehSrigan
Ismail RYCTAM] geboren an 7. November 1970 in Georgcay/Aserbaidachan,
[iliaa: Hasanov HYESJH, geboren am 14. Januar 1974,

,Z. aufhSltlich in Polizeigewahraan Kdpenick,
itunauer StraBe 140, 12557 Berlin,

|V8rf8hrensbevollmSchtigta:
IRechtsanwal t in Svanja Schmidt-Bandelow,
[RheinstraBe 45, 12161 Berlin-

ntragsteller:
andeseinwohnersrat Berlin,
riedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin,
eschZ: IV 8 225,

t die Zivilkammer 88 des Landgerichts Berlin auf die sofortige

sschwerde das Bettoffensn vom 30. Oezember 1999 gegen den Beschluss
«s Amtsgerichts Schoneberg vora 21. Oezember 1999 am 27. Januar 2000
iicnloaaen:

1. Der angefochtene Beschluss wird aufgehoben.

2. Oer Haftontrag des Antragstellers vom 16./21. Dez«»mtjer
1999 wird zurOckgewiesen. ' •- '••*•:•

VR1
9schlu6kopfbogen o. Fenstor

O IKO 2311



3. Die Entscheidung 1st sofort wirksam. Der Betroffene 1st
sofort aus der Haft zu entlassen.

GrOnde:
I.

her Betroffena 1st im Juli Oder August 1998 erstmalig nach Deutsch-

jland eingereist. Nach 8Binen Angaben 1st er aus Frankreich mit einem

igultigen Pass und einem giiltigen Visum gekoinmen.

ist erstmalig in der Kuche des Festsaals "Prestige" in Berlin-

|*euk511n am 7. August 1998 festgenommen worden. Bei seiner Festnahme

[tat er angegeben, vor etwa einem Honat nach Oeutschland gekommen zu

Isain. Sein Pass wlirda sich bei einer Freundin befinden, deren Namen

lund Anschrift er aber nicht nennen konnte. In seiner Vernehmung als

pschuldigter im Oktober 1998 hat der Betroffene hingegen angegeben,

irst im August 1998 nach Oeutschland gekommen zu sein, urn in Berlin

Ip einar Hochzeitsfeier teilzunehmen. Bei seiner Festnahme am 7.

lugust 1998 habe er seinen Pass aus seiner Jacks ziehen wollen, um

|hn vorzuweisen, und dabei bemerkt, dass der Pass nicht mehr vorhan*

en sei und daher gestohlen sein musse.

luf Antrag des Antragstellers hat das Amtsgericht Schoneberg durch

Isschlusse vom 8. und 12. August und vom 23. Oktober 1998 Haft zur

[icherung der Abschiebung bis zum 30. Dezember 1998 gegen den Be-

toffenen angeordnet. TatsSchlich ist der Betroffene jedoch am

3. November 1998 wegen fehlender Haft- und Verwahrf ahigkeit entlas-

*n worden.



In seiner Anhb'rung am 12. August 1998 hat der Betroffene damals er-

klart, er sei am 5. August 1998 von Frankreich kommend eingereist,

lun an einer Hochzeitsfeier in Berlin teilzunehmen. Nach der Hochzeit

habe at wieder zuruck nach Paris gewollt. Mit seiner Abschiebung sei

let nicht einverstanden.

phrend der daraaligen Abschiebungshaft hat der Betroffene, auch nach

rung uber seine Mitwirkungspflichten, zunachst die Ausfullung

lines Passantrages verweigert und dem Antragsteller erst am 11. Sep-

tember 1998 einen ausgefiillten Passantrag Obergeben. Noch am selben

lag hat der Antragsteller die Botschaft der Republik Aserbaidschan

fngeschrieben und urn Ausstellung von Reisedokumanten gebeten. In

Iner Sprechstunde am 16. September 1998 hat der Betroffene gegen-

bsr dsm Antragsteller erklSrt, nach Hause zu wollen.

ich seiner Haftentlassung am 23. November 1998 ist der Betroffene

|idoch weder zuruck nach Frankreich noch in seine Heimat gefahren.

hat vielmehr am 21. Oezember 1998 einen Antrag auf Erteilung

|inar Aufenthaltsgenehmigung gestellt.

liser Antrag iat durch Bescheid vom 18. Januar 1999, dem Betroffe-

aro selben Tage ausgehandigt, abgelehnt worden. Zugleich ist der

ttoffene, verbunden rait einer Abschiebungsandrohung, aufgefordert

iden, Oeutschland binnsn eines Monats zu verlassen.

|«9r Aufforderung ist der Betroffene nicht nachgekommen. Er ist

hr am 12. Oktober 1999 anlasslich eines auffSlligen Verhaltens

iStraSenverkehr erneut festgenommen worden. Hierbei gab er die im



Rubrum aufgefuhrten Alias-Personalien an.

Auf Antrag des Antragstellers hat das Amtsgericht Schoneberg durch

Beschluss vom 13. Oktober 1999 zunachst die einstweilige Freiheits-

entziehung und durch Beschluss vom 14. Oktober 1999 die Haft zur

Sicherung der Abschiebung zunachst bis zum 21. Dezember 1999 ange-

ordnet. In seiner Anhbrung am 14. Oktober 1999 hat der Betroffene

angegeben, nicht zuruck nach Aserbaidschan zu wollen, weil er dort

umgebracht werde. Auch im Personalbogen des Antragstellers hatte der

Betroffene am 13. Oktober 1999 erklart, nicht mit einer Abschiebung

einverstanden zu sein.

Oar Antragsteller hatte inzwischen die Passbeschaffung zunachst un-

ter den Alias-Personalian des Betroffenen eingeleitet. Nachdem der

jBetroffene am 26. Oktober 1999 den Antragsteller auf seine richtigen

|Per3onalien hingewiesen hatte, hat der Antragsteller die Passbe-

schaffung unter diesen Personalien, die nach dar 'Entlassung des Be-

troffenen am 23, November 1998 geruht hatte, weil der Betroffene

unbekannten Aufenthalts war, durch Schreiben an die Botschaft der

Republik Aserbaidschan vom 27. Oktober 1999 wieder aufgenommen. Al-

•lerdings hatte der Betroffene bereits im Personalbogen des Antrag-

htellers am 13. Oktober 1999 seine richtigen Personalien angegeben

limd diese befinden sich, wenn auch an zweiter Stelle, bereits in den

;tf||BeschlusBen des Amtsgerichts Schoneberg vom 13. und 14. Oktober

1999.

16. Dezember 1999 hat der Antragsteller die Verlangerung der Haft

lim mindestens sechs Wochen und dann am 21. Dezember 1999 praziser

'tis zum 1. Februar 2000 beantragt.

F



Durch Beschluss vom 21. Dezember 1999 hat das Amtsgericht Schoneberg

die Verlangerung dor Haft bis zum 15. Februar 2000 gegen den Betrof-

fenen angeordnet.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Betroffenen vom

30. Dezember 1999, die am 3. Januar 2000 bei Gericht eingegangen

1st. Im Wesentlichen wird mit ihr vorgetragen, dass der Betroffene

sich nunmehr fur den Antragsteller bereithalten wurde und auch die

Adresse eines Onkela des Antragstellers angegeben, bei dem dieser

sich aufhalten words.

Ira Rahmen der Passbeschaffung hat die Botschaft von Aserbaidschan

zuletzt am 20. Dezember 1999 mitgeteilt, dass ein Ergebnis der Iden-

ititStsprufung noch nicht vorliege.

II.

lOie sofortige Beschwerde des Betroffene vom 30. Dezember 1999 ist

IgemaB § 103 Abs. 2 AuslG, § 3 Satz 2, § 7 Abs. 1 und Abs. 2, § 12

fpEVS, §§ 21, 22 FGG zulSssig.

Die sofortige Beschwerde ist auch begriindet.

Ewer liegen die Voraussetzungen fOr die Anordnung von Haft zur Si-

fcharung der Abschiebung gem38 § 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AuslG vor.

pinn danach ist ein AuslBnder in Sicherungshaft zu nehmen, wenn der

sgrundete Verdacht besteht, dass er sich der Abschiebung entziehen



will. Das ist der Fall, wenn aufgrund konkreter AuBerungen Oder Ver-

haltensweisen des Betroffenen die Gefahr besteht, er werde seine

Abschiebung in einer Weise behindern, welche nicht; durch einfachen

Zwang uberwunden warden kann (vgl. KG NVwz-Beilage 8/1995, 61).

Die Entziehungsabsicht des Betroffenen folgt hier schon daraus,

dass dieser bereits wahrend der ersten Abschiebungshaft seine Ab-

schiebung aktiv verhindert hat, indent er zunachst das Ausfullen

eines Passantrages verweigert und diese Verweigerungshaltung erst am

11. September 1998 aufgegeben hat. Sie folgt weiter daraus, dass der

Betroffene nach seiner Haftentlassung am 23, November 1998 entgegen

seiner fruheren Ankundigung weder nach Frankreich noch in seine Hei-

mat gefahren ist, sondern vielmehr in Oeutschland geblieben ist und

seiner Ausreisepflicht in dem Bescheid vom 18. Januar 1999 nicht

gefolgt ist. Die Entziehungsabsicht folgt auch aus den AuBerungen

des Betroffenen ira Personalbogen des Antragstellers und in seiner

Anhorung am 14. Oktober 1999, damzufolge er keinesfalls zuriick in

seine Heimat fahren will und mit einer Abschiebung nicht einverstan-

den ist. Insbesondere ergibt sich die Entziehungsabsicht aber auch

daraus, dass der Betroffene bei seiner Festnahme am 12. Oktober 1999

falsche Personalien angegeben hat.

^

Die Haftanordnung ist auch nicht unverhaltnismaSig, weil hier die

Umstinde des Einzelfalls gegen die Notwendigkeit einer Sicherung der

Abschiebung durch Haft sprachen (vgl. BVerfG NVwZ-Beilage 8/1994,

57/58). Oerartige Umstande sind nicht ersichtlich. Auch wenn der

Betroffene nunmehr erklart, sich fur den Antragsteller beraithalten

zu wollen und eine Anschrift angibt, ist doch aus seinem gesamten,

dargestellten Verhalten nicht erkennbar, dass sich der Betroffene

fur eine Abschiebung durch den Antragsteller derart bereithalten



wird, dass diese such tatsachlich vollzogen warden kann.

Eine UnverhaltnismaBigkeit ist such nicht deshalb gageben, weil dar

Antragstallar nicht alle notwandigen Schritte untarnoramen hatte, den

Vollzug der Abschiebungshaft auf einen mdglichst kurzen Zeitraum zu

beschranken {vgl. BGH NJW 1996, 2796/2797). Der Antragsteller hat

die Passbeschaffung je nach den Angaben des Betroffenen mit der ge-

botenen Schnelligkeit und der gebotenen Sorgfalt betrieben. Die auf-

getretanen Verzogerungen beruhen zum einen darauf, dass der Betrof-

fene fur den Antragsteller im Jahre 1999 zunachst als unbekannt ver-

zogen gait, zum anderen aber auch auf dar Bearbeitungszeit dutch die

Botschaft bzw. der Identitatsprufung des Betroffenen durch die aser-

baidschanischen Behorden.

Allerdings ist die bereits erlittena Abschiebungshaft vom <7. August /

bis zum'JS. November 1998 auf die nunmehr angeordnete Haft fur die

Berechnung der Fristen gema'B § 57 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3 Satz 1 AuslG

anzurechnen.

Hine ausdriickliche Regelung zur Anrechnung alter Haftzeiten findet

sich im Gesetz nicht. Jedoch ergibt sich ein Grundsatz fiir die An-

rechnung der alten Haftzeiten daraus, dass die Fristenregelung des

§ 57 Abs. 3 Satz 1 AuslG nach ihrem Sinn und Zweck dahin auszulegen

ist, dass der Antragsteller grundsatzlich innerhalb von sechs Mona-

ten die beabsichtigte Abschiebung - einschliefllich insbesondere der

gegebenenfalls erforderlichen Beschaffung eines fleisedokuments -

vorzubereiten und durchzufuhren hat. Oieser Grundsatz wu'rde zu

Lasten des Betroffenen Auslanders unterlaufen, wenn jede Haftentlas-

sung die Frist des § 57 Abs. 3 Satz I AuslG untarbrache. Sine
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andere Beurteilung erscheint lediglich dann moglich, wenn sich nach

dem vorangegangenen Haftende und vor dem Beginn der neuen Haftzeit

erhebliche Veranderungen in der rechtlichen Beurteilung ergeben

(vgl. Beschlusse der Kammer vom 26. November 1999 - 88 T XIV 343/99 B

und vom 11. Januar 2000 - 88 T XIV 402/99 B -, jetzt auch KG - 25 W

10139/99 ~). Hinsichtlich der fiir die rechtliche Beurteilung maBge-

benden Umstande haben sich hier jedoch seit der Entlassung am

23. November 1998 keine Veranderungen eingestellt. Vielmehr bemuht

sich der Antragsteller urn die Durchsetzung ein und derselben Ausrei-

se des Betroffenen und daruber hinaus auch urn die Durchsetzung von

ein und derselben Ausreisepflicht.

Soweit dadurch die Frist des § 57 Abs. 2 Satz 4 AuslG uberachritten

wird, fuhrt dies nicht zur Unzulassigkeit der Haftanordnung

. Dies ware nur

a e'xTrail, wenn feststunde, dass BUS Grunden, die der Betroffene

nicht zu vertreten hat, die Abschiebung nicht innerhalb von drei

Monaten durchgefuhrt warden kann. Die Fristiiberschreitung beruht

hier aber auf Brunden, die der Betroffene zu vertreten hat. Dem Aus-

lander sind dabei auch solche Griinde zuzurechnen, die - von ihm zu-

rechenbar veranlasst - dazu gefiihrt haben, dass ein Abschiebungshin-

dernis liberhaupt erst aufgetreten ist (BGH NJW 1996, 2796/2797).

Diese Voraussetzungen sind hier erfiillt. Oenn die Schwierigkeiten

bei der Beschaffung des fiir die Ab.schiebung erforderlichen Reisedo-

kuments beruhen darauf, dass sich der Betroffene nicht im Besitz

eines giiltigen Reisedokuments befindet.

Allerdings ist auch die Frist des § 57 Abs. 3 Satz 2 AuslG uber-

schritten. Im Jahre 1998 hat sich der Betroffene insgesamt drei Mo-
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nate und 16 Tags in Abschiebungshaft befgnden, so dass die Frist des

§ 57 Abs. 3 Satz 1 AuslG bereits am 27. Dezember 1999 auageschopft

ware. Da aber der Betroffene, wie oben ausgefuhrt, seine Abschiebung

damals aktiv dadurch verhindert hat, dsss er zunachst keinan Passan-

trag ausgefullt hat und diese Verweigerungshaltung erst zum 11. Sep-

tember 1998 aufgegeben hat, bsginnt die Fristberechngng in$oweit

erst mit diesera Tag. Danach sind zwei Monate und 13 Tags auf die

Frist des § 57 Abs. 3 Satz 1 AuslG anzurechnen, so dass diese Frist

vorliegend am 29. Januar 2000 erschbpft ist. Eine daruber hinausge-

hende, aktive Verhinderung durch den Gebrauch des Alios-Namens bei

der Festnahme des Betroffenen am 12. Oktober 1999 ist fur das weite-

re Passbeschaffungsverfahren jedenfalls nicht kausal, weil sich BUS

dem Personalbogen des Antragstellers und den Beschliissen des Amtsge-

richts Schoneberg vora 13. und 14. Oktober 1999 die richtigen Perso-

nalien des Betroffenen ergeben und fur den Antragsteller erkennbar

waren.

Bereits aus diesem Grund ware der angefochtene Beschluss mit Ablauf

des 29. Januar 2000 aufzuneben gewesen. Daruber hinaus hatte der

angefochtene Beschluss aucn insoweit aufgehoben werden niussen, als
^-s'

Haft iiber den 1. Februar 2000 hinaus angeordnet wurde, weil es inso-

weit an einem Antrag des Antragstellers fehlt.

Der angefochtene Beschluss war jedoch bereits im Zeitpunkt der Be-

schlussfassung durch die Kammer aufzuheben, weil nicht zu erwarten

ist, dass wahrend der fehlenden zwei Tage bis zum #. Januar 2000 .

Reisedokumente fur den Betroffenen beim Antragsteller eingehen und

die Abschiebung bis dahin vollzogen werden kann. Die Aufrechtarhal-

tung der Haft zur Sicherung der Abschiebung noch fiir diesen kurzen



10

Zaitraum 1st dahsr unverhaltnismaBig

Die Anordnung der sofortigen Wirksamkeit der Entscheidung beruht auf

§ 26 Satz 2 FGG.

Die dem Betroffenen zu seiner Rechtsverteidigung in erster Instanz

entstandenan notwendigsn Aualagan sind dam Land Berlin hingegen

nicht aufzuerlegan.

Maflgebend ist insoweit § 16 Satz 1 FEVG. Eine Kostenentscheidung

nach § 13 a Abs. 1 F66 kommt nicht in Batracht, wail im Anwendungs-

bereich des § 16 Satz 1 PEVG eine Kostenerstattung nur nach dieser

speziellen Vorschrift erfolgen kann (BGH NJW 1996, 466/467; so auch

KG FGPrax 1998, 199/200; OLG Karlsruhe FGPrax 1999, 119).

Gema8 § 16 Satz 1 FEVG erfolgt eine Kostenerstattung, wenn das Ver-

fahren ergeben hat, dass ein begrundeter Anlass zur Stellung des

Antrags nicht vorlage. Dies ist nur dann der Fall, wenn der Antrag

von Anfang an unbegrundet war (vgl. KG FGPrax 1998, 199/200), fcfobei

auf den Sachverhalt abzustellen ist, der zur Zeit der maftgebendsn

Antragstellung fiir die Auslanderbehflrde feststellbar war (vgl.

BayObLG NVwZ-Beilage 5/98, 55).

Der Haftverlangerungsantrag vom 16./21. Dezember 1999 war zum Zeit-

punkt der Antragstellung nicht unbegrundet. Die Haftvoraussetzungen

lagen, wie oben ausgefQhrt, vor. Soweit durch den Haftverlangerungs-

antrag die Frist des § 57 Abs. 3 Satz 1 AuslG geringfugig, namlich

urn drei Tage, iiberschritten wurde, ist dies fiir die Kostenentschei-
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dung unerheblich.

Die dem Betroffenen in zweiter Instanz entstandenen Auslagen waren

dem Land Berlin ebenfalls nicht aufzuerlegen. Insoweit ist fur die

Kostenentscheidung bei Einlegung der sofortigen Beschwerde durch den

Betroffenen der Zeitpunkt des Zuruckweisungsantrags zur sofortigen

Beschwerde durch den Antragsteller ma&gebend (vgl. KG Beschluss vom

8. November 1999 - 25 W 414 und /415/JT^--).

Einen solchen Zuruckweisungsantrag hat der Antragsteller durch

Schriftsatz vom 7. Januar 2000, eingehend bei Gericht am selben Ta-

gs, gestellt. Auch zu diesem Zeitpunkt lagen die Haftvoraussetzungen

noch vor, die Frist des § 57 Abs. 3 Sat2 1 AuslG war noch nicht er-

schb'pft und fur den Antragsteller stand auch keinesfalls fest, dass

innerhalb der verbleibenen drei Wocnen bis zum Fristablauf keine

Reisedokumente fiir den Betroffenen eingehen und die Abschiebung

nicht durchgefuhrt werden konnte (vgl. OLG Karlsruhe, NVwZ-Beilage

12/1999, S. 120).

Einer Entscheidung uber die Gerichtskosten der ersten Instanz bedarf

es nicht, weil nach standiger Verwaltungspraxis (§ 10 KostVfg) von

der Erhebung der Gebiihren nach §§ 14, 15 FEVG abgesehen wird (vgl.

Kayser SGPrax 1996, 81/82 m.w.N.).

Hohn

GESAMT SEITEN 11



Lanaeseinwoiineramt Berlin
Auslanderangelegenheiten
Friedrlch-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin

BERLIN

LKA 6122

Abschiebungsgewahrsam
Kopenick

GeschZ.
IV B 2216
(Ismail,07.11.1970)

Zimmer Telefon
11 (030) 293-29847

Fax
(030) 293-29889

Datum
27.01.2000

Betr . ; Entlassung aus dem Abschiebungsgewahrsam

_-...-.....,,.—, „_.--— --——_— —-,—- n.^ ,, ._., JM..-..—--—.—---.^UHUtJ,,. _ i | i —. — ..,--.-..-..-..—. .n.i .__! ,_—-—-.-—,._,._ »Ai HUP, -— .-.j..L!Uilg.,..tJ.J.J, ...lijij.......-*..-.-.....!-•.-...

Names Ismail Vorname: Rust em

geb.s 07.11.1970

Staatsangehorlgkelts Aserbaldschan

1st auf Anordnung des LEA
s*^j

(x) gegen PEB (Friedrich-Krause-Ufer 24, IV & Q^L-) zum 28.01.2000

( ) gegen PEB (Arendsweg/Schleizer Str.jIV B 34) zum

( ) Spezial-PEB nach

( ) ohne Vorsprache

unverziiglich aus dem Hbschiebungsgwahrsam zu entlassen,

Zutz

VERMERK

LKA 6122, ., vorab telefonisch in Kts. gesetzt

U-Bahnhof Airuaer StraBe Zahlungen bitte bargeldlos nur an die Kontonuamer Geldinatitut Bankleltzahl
Bus 127,227,238,245,345 Landeahauptkasae Berlin, 10789 Berlin 1021-102 Postbank Bin 100 100 10



Landeseinwohneramt Berlin
Abteilung Auslanderangelegenheiten III!

Berlin

Landeseinwohneramt Berlin, Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin

V

1. Der Polizeiprasident in Berlin

Landeseinwohneramt Berlin
Dienstgebaude
Berlin-Tiergarten
Friedrich-Krause-Ufer 24
13353 Berlin

LKA 3434

Telefax: (030) 90158-500
und 90158-461

Geschaftszeichen
(bitte immer angeben)

IV B 221

Zimmer Fernruf (030) 90158-0
Durchwahl/Apparat

-9OT58-

intern (9)158 Datum

2 8 . 0 1 . 2 0 0 0

Betrifft: Entlassung aus der Abschiebungshaft

Vers toB AuslG
Vorgaria: Ermittlungsverfahren wegen

Az.:.
991012/0730-8

Name:

Vorname:

I s m a i 1

R u s t, e HI

Geburtsdatum: 07 . 11. 1970

Staatsangehorigkeit: AserbaidschciD

I—I Anschrift

ist am '> 7 . 0 ] . 2 0 0 0

Grund:

I—I Asylantrag

I—I Aufenthaltsgestattung

I I sonstiger Grund:

Geburtsort: GeargcAy

nicht gemeldet

. aus der Abschiebungshaft entlassen worden.

I—I Duldung

I—I Aufenthaltserlaubnis

i' I richterliche Anordnung

Bemerkungen:.

| Im Auftrag

Wal le i t
(Unterschrift)

2. zur Auslanderakte
I.A.

Verkehrsverbindung
ffl Amrumer Sir.
Bus 106, 127,227,245,

?48 371

Zahlungen bitte bargeldlos Postbank Berlin
an die Landeshauptkasse Konto 58 100
Klosterstr. 59 BLZ 100 100 10
10179 Berlin



LEA IV A 1511 01.02.2000
(Ismail, 07.11.1970) 304
Vermerk

Entscheidungsgrundlage : AuslG § 55.

Auf Blatt wird Bezug genommen. Eine Duldung ist
auszusprechen.

V

1. Der Aufenthalt ist zu dulden

B E S C H E I N I G U N G
iiber die Aussetzung der Abschiebung

{Duldung)

Die Abschiebung de / des

Familienname
Vorname

geboren am
Staatsangehorigkeit
Ausweis (PaR) Nr.

ausgestellt am
von

giiltig bis

Ismail
Rustem
07. 11.1970
Aserbaidschan
G00972545
01.02.2000
LEA Berlin
30.04.2000

aus dem Geltungsbereich des Auslandergesetzes
wird bis zum 30.04.2000 ausgesetzt.

Bedingungen / Auflagen :

- Erwerbstatigkeit nicht gestattet.
'

- Aufnahme eines Studiums
oder einer Ausbildung
nicht gestattet.

- raumlich beschrankt auf
das Land Berlin.

- Passvorlage ist erforderlich

Duldung. Nr . :

2. KK berichtigen
AZR mit Vordruck C4 Duldung mitteilen
Fahndung loschen
Statistik notieren

Wv fy/Qf)

I..
WurKert



LOTHfiR GRUMftU, -12279 '-BERLIN- +49 30 71110G0 P:01

Dr med. Lothar Grunau.

12279 Berlin
'(030), 7 11 1060. sten .. 2.^00

G a t t • e k
fle'Ic be nb-sr^.r S tr . - : '
10999, Bei?iln .

i. n- "Fax C/Q -'Sahin

,geetorte.r -Herr -Gokte-kin,
vielbri Dank flir Ihr-ng hoclierfreuliciia- Nacli-f'Ictit;•!':'

;lhr faatast.lsclier Einsats wurd.e. von Srfolg aekr-dnt,,
.Hier-ssii begl-uc-kwunscbe ' ich Sie 'auf das . fferzlichs'ts und. ,
Herr-n Rlistem su seiner, wisdergewonneri Freihe.it, ; : • •
Ich wlirisGhe; Ihne.n",.un<i ^-Herrn. Rus-tem alles :Gute !
Nur duroh unerinijdlichen Einsatz von MenscK-en wi.e' Si-'e- ;:
kann :di©' Welt, yor weiterem Bas«n'-bewahrt weraen*' '-

Falls das -Thema von Intere:sse.' ftij? Sie lasse -ic'h - nier
eine;" herzl.ich geraeirifce :Eial;;'adu-ng".. foigeti* fr .^ s



Levant Goktekin
Reichenberger Str. 75
10999 Berlin

Levent Goktekin, Reichenberger Str. 75. 10999 Berlin
Dr. med. Grunau
Stadtilmer Weg la

12279 Berlin _ art

Berlin, 05.02.2000

Per Fax: 711 1060

Ismail Riistem

Sehr geehrter Herr Dr. Grunau,

wie Ihnen bekannt, habe ich mich um Herr Ismail Riistem in der Abschiebegewahrsam
gekummert.

Sein erster Gerichtstermin war Ende Dezember. Bin Urteil wurde nicht gefallt. Statt dessen
wurde der Termin bis Mitte Februar verschoben.

Auf unsere Beschwerden bin, hat das Amtsgericht Schoneberg vor zwei Wochen reagiert.

Ismail Riistem wurde freigelassen.

Ich wollte mich nochmals erneut fur Ihre Miihen rechtherzlich bedanken. Vielen Dank!

Mit freundlichen Grtifien
( / 1 1 i

L. Goktekin



Levent Goktekin
Reichenbeger Str. 75
10999 Berlin

Levent Goktekin, Reichenberger Str. 75. 10999 Berlin
RAin Schmidt 4 Bandelow
Rheinstr. 45

12161 Berlin

Berlin, 12.02.2000

Zusendung der Duldung von Ismail Rustem

Sehr geehrte Frau Schmidt - Bandelow,

Sie erhalten in der Anlage die Kopie der Duldung von Ismail Rustem.

Laut dem PaBersatz darf er keine Beschaftigung annehmen.

Fiir weitere Riickfragen stehe ich Ihnen wie immer gerne entgegen.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme verbleibe ich

mit freundlichen GriiBen

I:'

L. Goktekin



Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

RAin Svenia Schmidt-Bandelow • RheinstraBe 45 -12161 Berlin

Herr
Levent Goktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

RheinstraBe 45
12161 Berlin (Friedenau)

Telefon(030)85962570
Telefax (030) 85159 51
eMail MLKSK@t-online.de

Burozeiten:
MoundFr. 9bisl8Uhr
DiundDo9bis l9Uhr
Mi9b i s l3Uhr

Berlin, den 15.02.2000
Rustem ./. Staatsanwaltschaft
wegen Ermittlungsverfahren
wegen Sachbeschadigung

Sehr geehrter Herr Goktekin,

in der oben bezeichneten Angelegenheit ubersende ich Ihnen das
beigefugte Schreiben zu Ihrer Kenntnisnahme. Ich hoffe, daB die
Angelegenheit wegen Geringfugigkeit eingestellt wird.

Mit freundlichen GruBen

ySvenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

Berliner Sparkasse BLZ 100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34



Abschrif!
Svenja Schmidt-Bandelow

Rechtsanwaltin

RAin Svenja Schmidt-Bandelow • Rheinstrafie 45 • 12161 Berlin Rheinstrafie 45
12161 Berlin (Friedenau)

Staatsanwaltschaft I
bei dem Landgericht Berlin eMaii MLKSK@t-oniine.de

Bilrozeiten:
10548 Berlin Mo und Fr. 9 bis 18 Uhr

Di und Do 9 bis 19 Uhr
Mi 9 bis 13 Uhr

Berlin, den 14.02.2000

In dem
Ermittlungsverfahren
./. Ismail Riistem
110 PLS 58/00

la'Bt sich der Tatvorwurf nicht mit dem damaligen Gesundheitszustand
meines Mandanten vereinbaren. Mein Mandant war wegen seiner
zahlreichen Erkrankungen erheblich geschwacht.

Wegen Gerinfugigkeit der Angelegenheit sowie mangelnden

Tatverdachts darf ich um Einstellung bitten. Weiterhin weise ich darauf

hin, da(3 es sich bei dem Namen Ismail um den Vornamen meines

Mandanten, bei dem Namen Rustem um dessen Nachname handelt.

Svenja Schmidt-Bandelow

Rechtsanwaltin

Berliner Sparkasse BLZ 100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34
Amtsanwaltschaft Berlin
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Bezirksamt Relnlckendorf von Berlin
Q >irt»ttuf>g Sozi«lw«s«fi und Sport
f] AbtaMung Jugaod und Schula

1, Elchborndim

1 . Frau / Herm

(Mb. tm»w

Soz
Jug

ZJrrvmc

M
T.WOO -ourchoBf*. caa

4192

0-um

Betr.: S H

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr,
wir berxStlgen von ihnen die unten angekreuzten U n t e r l a g a n spatestens am

s

I
=• 2. Wv

SZ

CO

a.

Bitte kommen Sie mit den Unteriagen zu uns. Falls Sie verhindert seln sdlten, Oj
] konnen Sie sich von einer vdljahrigen Person mit schrifdicher Vdlmacht vertreten lassen.
| rufen Sie uns bitte an.

~~\ Qbersenden Sie uns bitte die Unteriagen bis zu dem genannten Termin.

hre ErWarung haben wir erhalten, jedoch haben Sie nicht aile erforderiichen Nachweise beigefugt.
Wir berucksichtigen nur nachgewiesene Angaben, wenn wir Ihre Unterhaftsfahigkeit berechnen.
Bitte ubersenden Sie uns daher die Unteriagen spatestens bis zum o.g. Termin.

\ | Personaiausweis Oder PaB
j | AnmeJdebestatigung der Meldebehorde

BDuidungsbescheinigung
Mietvertrag

[ | Untermietvertrag mit Einverstandnis
der Hausverwaitung

[ | Mitteilung des Vermieters uber die
letzte Mleterhohung

[ | Mietquittungen der letzten drei Monate
Q Abrechnung und letzte Quittung der BEWAG

bzw. GASAG
rj Scheidungsurteil
[ I SorgerechtsbeschiuB
[ | Nachweis uber den Antrag auf EriaB einer

einstweiligen Anordnung wegen UnterhaJt
(Famiiiengericht Cicerostr. 2)

BNachweis, wie der Unterhait geregett 1st
Belege uber den erhaltenen Unterhait ,A

BLetzten Oberweisungsbeieg der Kindergeidkasse
Schwerbehindertenbescheid

[ | Versicherungsnachweise
(Sterbeversicherung usw.)
Arztliches Attest

QJLohn- oder Gehaitsabrechnung, aus der
die Hohe des Nettobetrages erkennbar 1st
Kontoauszuge der letzten drei Monate
Lohnsteuerkarte
Rentenbescheide
Mitteilung uber die letzte Rentenerhdhung

_LAlG-Bescheid
QBafoG- bzw. LAfoG-Bescheid
[ |Wohngeidbescheid
QAuf uns ausgesteilte Bestatigung des

Arbeitsamtes, wonach ArbeitslosengeJd
bzw. -hiife beantragt wurde

| |Zusatzbescheid zur ArbeitsiosenhSfe uber
den Unterhaitsbeftrag der Angehorigen

QBescheinigung des Vermittiungsarbeitsamtes
QjSparbucher

iVoi. L/) ^>Ctcj i/Oirn H& u/s/ -

^i efe/

Mit freundUcheXGnjBen
Uoott<}. DUnriig und Fwlag yen &30 tM 13J» Utv EJchCKxndmn 219 • 238

9u»-Unl*n 120, 124, 123, 221, 222

(/



T.event GokteVm. Reichenberger Str. 75. 10999 Berlin

RAin Schmidt - Bandelow
Rheinstr. 45

12161 Berlin

ICo p i e

Berlin, 21.03.2000

AbschlieBende Kostennote

Sehr geehrte Frau Schmidt - Bandelow,

wie mit Ihnen heute besprochen, mochte ich Sie bitten, die Sache

LEA./. Riistem Ismail

niederzulegen und mir Ihre abschlieBende Kostennote zuzusenden.

Wie wir auch am Anfang der Angelegenheit besprochen haben, bitte ich Sie, keine
offizielle Rechnung zuzusenden, damit ich auch nicht die Mwst. zahlen muB.

Eine einfache Kostenaufstellung reicht aus.

Mit der Bitte um Erledigung verbleibe ich

mit freundlichen GriiBen

L. Goktekin



An den den 'Raumnummern vosan-
gestellten Buchstaben erken-
0<en .Sie das Gei?aude .in. dera Sie
s.ich gerade befinden (B, C, D
oder E) .

StoiJer, Sie. auf Rautne ohrie vor-
angestellten Buchstaben, befin-
den Sie sich im Altbau,

hiniraise a\if
der Eflokseit©

VillsnacRefSlT,
E.'ngang



*************** -KOMM.BERICHT- ******************* DflTUM 23-FEB-2000 ** UHR2EIT 11=52 *** S.01

MODUS •= SPEICHER-UBERTRPGLNCV STflRT=23-FEB 11:51- ENDE=23-FEB 11 = 52

PPTEI-NR.= 176

NR. KOMM. ZU/KU/ NflME/ SEITEN PRG.NR. PROGRflMMNAME
.̂  RUFNUMMER

001 OK s ... 900228858644 002/002 , . , „ : - . .

-LEfl BERLIN PffiSCHIEBUNG -

************************************ -13353 BERLIN - ***** - +49 30 90158461- *********

Landeseinwoimerait Berlin
Friedrich-Krause-Ufer 24
13353 Berlin

Berlin

*******************************************************************

* B I I I E - S O F O R I V 0 R L E G E I ! \
*******************************************************************

An die : Botschaft der Aserbaidschanisehen Republik
-Konsularabteiluner-

z.Hd. Herrn GURBANOV
53179 Bonn

Tel, fax - Mr. : 0223 35 86 44 Seitenzahl
''!""; Deckblc.tt -

Von .- LEA Berlin -IV B 2257
( Dienststelle ) :j ;.

"' . - • - - ' • < ^ • . . . - . - ' . -
v - . .' -' ' : - . - • . " «

• • . ''-•''"-• '.; ~*l '

Telefon ; 1(030) 90158- 445 .. '

Telefax. '. .: . . ':••••; (030) 90158- 461

Telefax mlt der Bitte urn .•

( ) Bearbeitung {) Srledigung ( } Priifur.g ( ) weit. Veranlassung

(x)Ruckantwort (x)wie tel. besprochen

Berlin,d.23.02.200C
Sehr geehrter Herr Gurbanov, ''

bezug nehmend auf unser heutiges Tel'efonat, iibersenden wir
Ihr.en die Liste der Personen und mochten wir hoflichst
anfragen, wann fur die folgend genannten Antrage mit der
Ausstellung der Riickkehrdokumente zu rechnen ist.

V i e w e r Dank fiir Thre

Mit freundlichen Griissen
Ira Auftrag
Baecker



Aktenvermerk

ASERBAIDSCHANISCHE Republik (Stand per 23,02.2000)

Betr.: Passaustellung fur:

1. ABBASOV, Namig geb. 14.03.1966

2. ABBASOV, Vasif geb.01.08.1972

3. AGAKISCHIEW, Zohrab geb. 03.02.1970

4. ARKUNDOV, Zaur geb. 13.01.1962

5. BABAEV, Emin geb. 23.05.1980

6. GASSANOV, Ali geb. 15.10.1969

7. HASANOV, Asian geb. 29.03.1968

8. HASSANOW, Intigam geb. 20.02.1964

9. ISMAIL, Rustem geb. 07.11.1970

10. ISMAILOV, Wesir geb. 13.08.1968

11. KAZIMOVSK!, Rauf geb. 07.09.1983

12. KJASIMOV, Aflatun geb. 03.03.1968

13- MAHAREMOV, Kamil geb. 29.10.1964

14- MAMMEDOV, Vagif . geb. 16.03.1950

15. MECKLER, Souleiman geb. 29.01.1967

16. MIRSAJEV, Valeh geb. 02.05.1965

17. MUSTAFA, Jusuf geb. ..........1946

18. MURSALOV, Arif geb. 07.06.1959

19. PETROV, Nilolaj geb. 08.10.1967

20. RASULOW, Ismet geb.02.09.1952
(alias. RACULOW)

21. RIZAYEV, Sarraf geb. 13.04.1962 (Dokument am 03.02.2000 bezahlt)

22. RIZAYEZ, Cerkez geb. 02.05.1976

23. SADIHOV, Mirsalam geb. 28.01.1963

Am 23.02.2000 habe ich telefonisch bei der aserbaidschanischen Botschaft nachgefragt, urn mich
tiberden neuesten Sachstand zu informieren.

Ansprechpartnerfur uns ist jetzt Herr GURBANOV. Da Herr GURBANOV neu in der
Konsularabteilung ist, konnte mirz.Zt. keine Auskunft geben. Die Liste habe ich heute per FAX
zugesandt. Herr GURBANOV bat um zwei Tage um sich uber den Sachstand zu informieren und
sagte zu, am Montag (den 28.02.2000) mir telefonisch eine genauere Auskunft zu erteilen.

IV B 2257/Baecker



Ausfertigung

Amtsgericht Tiergarten
Turmstrafie 91
10548 Berlin
Tel.: 90 14-0

Strafbefehl

Berlin, den 17.03.2000

Rechtskraftig und
vollstreckbar
seit dem
Berlin, den

251a Cs 263/00

- Durch Fach ! -

Herrn
Rustem Ismail
zzt. Grunauer Strafe 140
- Abschiebungsgewahrsam -
Haftbuch 4471

(Verteidiger/in)

Frau Rechtsanwaltin
Syenja Schmidt-Bandelow
RheinstfaSe "45

12161 Berlin

geb. am 07.11.1970 in Georgcay/Aserbaidschan, Staatsangehorigkeit:
Aserbaidschan; alias Ismail Rustem

Sie warden .angeklagt,

am 2. November 19S9 gegen 12.15 Uhr
in Berlin-Kcpenick

rechtswidrig eine fremde Sache bescnadigt zu haben.

Zur Tatzeit rissen Sie ohne jede Veranlassung den im Sanitatstrakt
des Abschiebegewahrsams Grunauer StraSe 140 angebrachten Spiegel
teilweise aus der Verankerung und verbogen diesen.
Es ent stand 200,- EM Sachschaden.

Vergehen der Sachbesciiadigung
strafbar nach §§ 303, 303c, 77, 77b Strafgesetzbuch

Strafantrag ist gestellt.



- 2 -

110 PLs 58/00

Beweismittel;

PHM Brauns,
uber LPVA I D 22, Aufienstelle Kopenick.

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft wird deshalb gegen Sie eine
Geldstrafe von 20 (zwanzig) Tagessatzen
zu je 5,- (funf) EM
insgesamt 100,- (einhundei±) EM
festgesetzt.

Sie haben auch die Kosten des Verf ahrens und Ihre notwendigen
Auslagen zu tragen.

Gegen diesen Strafbefehl konnen Sie innerhalb von zwei Wbchen
nach Zustellung bei dem unterzeichneten Gericht schriftlich
in deutscher Sprache oder zu Protokoll der Geschaftsstelle
Einspruch einlegen. Der Einspruch kann auf bestimnte Beschwerde-
punkte beschrankt werden. Soweit kein Einspruch eingelegt wird,
wird der Strafbefehl rechtskraftig und vollstreckbar.

Die.
Weidner

am Amtsgericht
/ /*"

i

Ausgef/fertigt • *

•*>
Jastizangestellta



Anlage zum Strafbefehl vom/Geschaftsnummer
17.03.2000 251 a Cs 263/00

DM
100,00 Geldstrafe* * 1st der Betrag geringer als im Strafbefehl angegeben, sind Tage, an denen

Freiheitsentzug ertitten wurde, auf die Strafe angerechnet worden. Dabei
Geldbufie entspricht einem Tag Freiheitsentzug ein Tagessatz der Geldstrafe.

36.00 Gebuhr fur den Strafbefehl
§§ 11.40GKG, K. Verz. Nr. 6110,6111
§§ 11,48, 40 GKG, K. Verz. Nr. 7110, 7111

Entziehung der Fahreriaubnis
Gebuhrf. d. §40 GKG, K. Verz. Nr. 6110c, 6111

Anordnung d. Sperre d. Fahreriaubnis

Gebuhr fur das Beschwerdeverfahren K. Verz. Nr. 6703

Auslagen f. formliche Zustellungen K. Verz. Nr. 9002

Blutuntersuchungs- und Transportkosten
Kosten fur Gutachten
Abschlepp- und Unterstellkosten
Entschadigung von Zeugen
Entschadigung von Doimetschern

Auslagen, K. Verz. Nr. 9005, 9012, 9014

136.00 Gesamtbetrag

Allgemeine Hinweise

1. 1st der Einspruch rechtzeitig, d. h. innerhalb von zwei Wochen eingelegt, so beraumt das Gericht eine 6'ffentliche
Hauptverhandlung an. In dieser entscheidet das Gericht, nachdem es die Sach- und Rechtslage erneut gepruft hat.
Dabei ist es an den Schuld- und Strafausspruch in dem Strafbefehl nicht gebunden.

Wenn Sie den Einspruch in zulassiger Weise auf bestimmte Beschwerdepunkte, z. B. das Strafmali, beschranken,
erstreckt sich die Hauptverhandlung in der Regel nur darauf. In den ubrigen Punkten steht der Strafbefehl dann
einem rechtskraftigen Urteil gleich.

2. Sollten Sie lediglich die Entscheidung, die Kosten des Verfahrens und Ihre notwendigen Auslagen tragen zu
mussen, anfechten wollen, konnen Sie dies mit der sofortigen Beschwerde tun, wenn der Beschwerdegegenstand
200,00 DM ubersteigt. Die Beschwerde ist binnen einer Woche nach Zustellung des Strafbefehls in deutscher
Sprache schriftlich oder zu Protokoll der Geschaftsstelle bei dem unterzeichneten Gericht einzulegen.

3. Bei schriftlicher Einlegung sind die zu Ziffer 1 und 2 genannten Fristen nur gewahrt, wenn der Einspruch oder die
sofortige Beschwerde innerhalb der genannten Frist bei dem unterzeichneten Gericht eingehen.

Sollten Sie den Strafbefehl aufgrund einer Benachrichtigung uber die Niederlegung bei Ihrer Postanstalt abgeholt
haben, so gilt nicht der Tag der Abnolung, sondem bereits der Tag der Niederlegung als Tag der Zustellung.

4. Sollten Sie keine Rechtsmittel einlegen, entfallt die offentliche Durchfuhrung einer Hauptverhandlung; das
Verfahren ist beendet. Sie sind dann verpflichtet, die festgesetzte Geldstrafe/GeldbuSe sowie die vorstehend
aufgefuhrten Kosten binnen vier Wochen an die Justizkasse Berlin zu zahlen. Zanlkarte/Postiiberweisung anbei.
Bei Verwendung andererZahlungstrager bitte an die Angabe der Geschaftsnummer denken.

5. Ein im Strafbefehl ausgesprochenes/Fahrverbot wird mit der Rechtskraft dieses Strafbe/ehls wirksam. Schon von
diesem Zeitpunkt an durfen Sie die Winter das Fahrverbot fallenden Fahrzeugarten nicht mehr fuhren. Bei
Zuwiderhandlung machen Sie srch strafbar und Ihr Fahrzeug kann eingezogen-werden (§ 21
StraRenverkehrsgesetz). Die Dauer des Fahrverbots wird dagegen erst von den/Tage an gerechnet, an dem Ihr
Fuhrerschein in amtliche Verwahrung gelangt. Liefem Sie Ihren Fuhrerschein sehon vor Eintritt der Rechtskraft ohne
einen gleichzeitig wirksam erklarten Rechtsmittelverzicht ein, kann die Zeit vpn der Einiieferung bis zum Eintritt der
Rechtskraft nicht angerechnet werden.

/ /
6. Ist Ihnen die Fahreriaubnis entzogen und eine Frist bestimmt wordery binnen der keine neue Fahreriaubnis erteilt

werden darf (Sperre)vSo beginnt diese mit der Rechtskraft des Straftfefehls. Angerechnet wird die Zeit zwischen
dem Erlass des Strafbefehls und der Rechtskraft, soweit die' Fahreriaubnis vorlaufig entzogen oder der
Fuhrerschein verVahrt, sichergestellt oder beschlagnahmt war.

StP67
Allg. Hinweise zum Strafbefehl
Tut benchtigtem Fahrverbotshinweis



Staatsanwaltschaft bei 10548 Berlin, 28. Marz 2000

dem Landgericht Berlin Fernruf: 90 14 - 0

52 Js 7/00

An das

Amtsgericht Tiergarten

- Strafrichter -

A n k l a g e s c h r i f t

Bl. 3 Hasanov Hyes jm ,

geboren am 14. Januar 1974 in Aserbaidschan

aserbaidschanischer Staatsangehoriger

alias

Bl. 5 Rustem I s m a i l ,

geboren am 07. November 1970 in Georgcay,

Bl. 9 wohnhaft Reichenberger StraBe 75, 10999 Berlin bei Liitfi Goktekm,

aserbaidschanischer Staatsangehoriger,

- Registerauszug ist erfordert -

wird a n g e k l a g t ,

in Berlin

in der Zeit vom 19. Januar 1999 bis zum 12. Oktober 1999

- 2 -



sich entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 des Auslandergesetzes ohne Aufent-

haltsgenehmigung im Bundesgebiet aufgehalten und keine Duldung be-

sessen zu haben.

Dem Angeschuldigten wird Folgendes zur Last geiegt:

Er reiste am 05, August 1998 in das Bundesgebiet ein. Am

18. Januar 1999 wurde die Erteilung/Verlangerung der Aufenthaltsge-

nehmigung abgelehnt, Trotzdem hielt sich der Angeschuldigte bis zu

seiner Feststellung am 12. Oktober 1999 durch PM'in Lange und die

POM Kruschke und Heinze weiterhin im Bundesgebiet auf, ohne dass

ihm eine entsprechende Duldung erteilt worden war.

Vergehen, strafbar nach §§ 92 Abs. 1 Nr. 1 AuslG.

Beweismittei:

I. Zeugen:

Bl. 1 1. PM'in Lange
BL 1 2. POM Kruschke
BL 1 3. POM Heinze

alle zu laden iiber den Polizeiprasidenten in Berlin
-DirOS/SV14.Ehu-

II. Urkunden:

BL 5 Auskunft aus dem Auslanderzentralregister vom 30.11.1999

- 3 -



Staatsanwaltschaft bei 10548 Berlin, 28. Marz 2000

dem Landgericht Berlin Femruf: 90 14 - 0

52 Js 7/00

An das

Amtsgericht Tiergarten

- Strafrichter -

A n k l a g e s c h r i f t

Bl. 3 Hasanov H y e s j m ,

geboren am 14. Januar 1974 in Aserbaidschan

aserbaidschanischer Staatsangeho'riger

alias

Bl. 5 Rustem I s m a i I ,

geboren am 07. November 1970 in Georgcay,

Bl. 9 wohnhaft Reichenberger StraBe 75, 10999 Berlin bei Liitfi Goktekin,

aserbaidschanischer Staatsangehoriger,

- Registerauszug ist erfordert -

wird a n g e k l a g f ,

in Berlin

in der Zeit vom 19. Januar 1999 bis zum 12. Oktober 1999

- z



Es wird beantragt,

das Hauptverfahren zu eroffhen und die Anklage

zur Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht

Tiergarten - Strafiichter - zuzulassen.

Zintl

Staatsanwalt

K

^



Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

RAin Svenia Schmidt-Bandelow • Rheinstrafe 45 • 12161 Berlin

Herrn
Levent Goktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Rheinstrafie 45
12161 Berlin (Friedenau)

Telefon(030)85962570
Telefax (030) 85159 51
eMail MLKSK@t-online.de

Biirozeiten:
Mo und Fr. 9 bis 18 Uhr
Di und Do 9 bis 19 Uhr
Mi 9 bis 13 Uhr

Berlin, den 30.03.2000

Freiheitsentziehungs- und Ermittlungsverfahren
von Herrn Ismail Riistem
- Kostenrechnung -

Sehr geehrter Herr Goktekin,

in der vorbezeichneten Angelegenheit ubersende Ihnen meine Ko-
stenrechnung mit der Bitte um Ausgleich des ausgewiesenen Rech-
nungsbetrages auf mein angegebenes Konto.

I. Freiheitsentziehunasverfahren

Kostenrechnung gemaB B R A G O
1. Gebuhr fur Antrag auf Aufhebung der Freiheitsent-

ziehung (sofortige Beschwerde beim LG vom
28.10.1999) gem. § 112 II 1 215,00 DM

2. Allgemeine Verfahrensgebuhr (Verfahren wegen
Haftfortdauer bis zum 15.02.2000) gem. § 112 II 1 215,00 DM

3. Gebuhr fur die Mitwirkung bei der Anhorung des
Betroffenen am 21.12.1999 gem. § 112 II 2 215,00 DM

4. Gebuhr fur Antrag auf Aufhebung der Freiheitsent-
ziehung (sofortige Beschwerde beim AG vom
30.12.1999) gem. § 112 II 1 215,00 DM

860,00 DM
zzgl. 16 % USt. gem. § 25 II 137,60 DM
Summe 997,60 DM

Berliner Sparkasse BLZ100 500 00 Kto.Nr.96 000 31 34



II. Beantragung einer Duldunq

Kostenrechnung gemaB B R A G O
Geaenstandswert: 4.000.00 DM
1. 7,5/10 Geschaftsgebuhr gem. §§ 11, 118 I 1 198,80 DM
2. Auslagenpauschale gem. § 26 29,90 DM

""228,70"DM
zzgl. 16% USt. gem. § 25 II 36,59 DM
Summe 265,29 DM

III. Ermittlungsverfahren

Kostenrechnung gemaB B R A G O
Gebuhrenrahmen des 5 84 I: 50,00 DM bis 650.00 DM
1. Gebuhr fur Tatigkeit im Strafverfahren ohne

Hauptverhandiung gem. § 84 I 3 350,00 DM
2. 6 Fotokopien zu je 1,-- DM 6,00 DM
3. Auslagenpauschale gem. § 26 3.P/99 PM

386,00 DM
zzgl. 16% USt. gem. § 25 II 61,76 DM
zzgl. Gebuhr fur Akteneinsicht 15,00 DM
Summe 462,76 DM

Es ergibt sich folgender Rechnungsbetrag:
1. Freiheitsentziehungsverfahren 997,60 DM
2. Duldung 265,29 DM
3. Ermittlungsyerfahren 462,76 DM

T.725,"65"DM~
hierauf bereits geleistet - 1.250,00 DM
R e c h n u n g s b e t r a g 475,65 DM

Bin Uberweisungstrager tiber 475,65 DM liegt bei. Von der Berechnung
der Umsatzsteuer kann ich leider nicht absehen, da ich hierzu nach
§ 25 II BRAGO verpflichtet bin.

In der Strafsache ubersende ich Ihnen anliegend Kopie des Strafbe-
fehls gegen Herrn Rustem, der hier am 27. Marz 2000 eingegangen ist.
Wie sich daraus ergibt, wurde Herr Rustem zur Zahlung von 100,— DM
Geldstrafe verurteilt. Gegen den Strafbefehl kann Herr Rustem Ein-
spruch innerhalb einer Frist von zwei Wochen seit Zustellung, also bis
zum 10. April 2000, einlegen.



Ich mochte Ihnen von diesem Schritt jedoch abraten, da die Anwalts-
kosten die Geldstrafe erheblich ubersteigen wurden. Um die Kosten
moglichst klein zu halten, sollten Sie ggf. selbst etwas gegen den Ein-
spruch unternehmen, sofern Sie dies wunschen.

Ich bedanke mich fur das entgegengebrachte Vertrauen und verbleibe

mit freundlichen GruBen.

Svenja Schmidt-Bandelow
Rechtsanwaltin

—*



Durchschrift fur Kontoinhaber 100 500 00

04853916 Berliner
Sparkasse
Abteilung der LandesBank Berlin

Als Quittung dient diese Durchschrift
in Verbindung mit dem Kontoauszug,
der die Belastungsbuchung enthalt

Empfanger

Konto-Nr. des Empfangers BankleiUahl

bei (Kreditinstitut)

•

* Bitte immer ausfulien.

DMoAEUR

Verwendungszweck - z. B. Kunden-Referenznummer - (nur fur Empf anger) max. 2 Zeiten a 27 Steften

Kontoinhaber

Konto-Nr. des Kontoinhabers i

' • ' . L : -• "'

L

1
d

J

i

Datum Unterschrift

• . (-

DM od. EUR

SwlSss
Mr. ''

: " ; . . ; : • " ' • • ' ' • " : "."• . : - : : .
: ' ; ." . • : ' - ' :'". ' ; • • . ' • - • - : ;- : " ' • . • • • ' ;,:,•;•-•• • : .''.'.•'

\ "<h is i ^5 n
t i j|p (* ) / * 0 LA 7~ v "/_ -^ >r' C3

f u r ' A M
lAOQ^j? n i/o r^H^A/

\^\j j

Datum/prt-j x\ ~

l̂ o JZ , ,~^v __oL ( J -

Quittung

. . . : _ 1 . . ' . . • _ : . . .

J^M-- u • ' '
• -.- ; - '

i >* i > *
/ n/^!!^ x
[\ S W - A f o

\o\
dankend erhaten

?/ y^> O^^f, ,/(/, ^^S
Buchungsvermerke



;:

Staatsanwaltschaft bei

dem Landgericht Berlin

52 Js 7/00

m

WL
10548 Berlin, 28. Marz 2000

Femruf: 90 14 - 0

An das

Amtsgericht Tiergarten

- Strafrichter -

A n k l a g e s c h r i f t

Bl. 3 Hasanov H y e s j m ,

geboren am 14. Januar 1974 in Aserbaidschan

aserbaidschanischer Staatsangehoriger

alias

Bl. 5

Bl. 9

Rustem I s m a i l ,

geboren am 07. November 1970 in Georgcay,

wohnhaft Reichenberger StraBe 75, 10999 Berlin bei Liitfi Goktekin,

aserbaidschanischer Staatsangehoriger,

- Registerauszug ist erfordert -

wird a n g e k l a g t ,

in Berlin

in der Zeit vom 19. Januar 1999 bis zum 12. Oktober 1999

- 2 -



sich entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 des Auslandergesetzes ohne Aufent- >

haltsgenehmigung im Bundesgebiet aufgehalten und keine Duldung be- |

sessen zu haben.

Dem Angeschuldigten wird Folgendes zur Last gelegt:

:&\%
Er reiste am 05. August 1998 in das Bundesgebiet ein. Am I

-$18. Januar 1999 wurde die Erteilung/Verlangerung der Aufenthaltsge- S

nehmigung abgelehnt. Trotzdem hielt sich der Angeschuldigte bis zu ;

seiner Feststellung am 12. Oktober 1999 durch PM'in Lange und die

POM Kruschke und Heinze weiterhin im Bundesgebiet auf, ohne dass |

ihm eine entsprechende Duldung erteilt worden war. >'

Vergehen, strafbar nach §§ 92 Abs. 1 Nr. 1 AuslG.

Beweismittel:

I. Zeugen:

Bl. 1 1. PM'in Lange
Bl. 1 2. POM Kruschke
Bl. 1 3. POM Heinze

alle zu laden iiber den Polizeiprasidenten in Berlin
- Dir OS/SV 14.Ehu -

n. Urkunden:

Bl. 5 Auskunft aus dem Auslanderzentralregister vom 30. 1 1 .1999 1
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BZR BZR..* BZR *, BZR * BZR * BZR * BZR * BZR * BZR
• • •

; ; / ; - ; • AUSKUNFT DBS BUNpESZENTRALREGISTERS VOM 29.03.2000
, ; ':";.' --•'"• "': '•.•' (uiBermi'tteit auf Datenleitungen)

Nr.;. der." Auskunft: 29032000-13170264-TS-DTV/ --- /- -U0003P-F1100S

Empfanger der Auskunft: Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht
TurmstraSe 91
Geschaftsstelle 52
10548 Berlin

Gesch.-Nr. des Empfangers: 52 Js 7/00

Verwendungszweck: Ermittlungsverfahren gegen den Betroffenen

Auskunft aus dem Zentralregister und aus dem Erziehungsregister

Geburtsname:

Familienname:

Vorname(n):

Geburtsdatum:

Geburtsort:

Staatsangehorigkeit:

Anschrift:

Angaben zur Person des/der Betroffenen:

Hyesjm

Hasanov

14.01.1974

Unbekannt/Aserbaidschan

aserbaidschanisch

Registerinhalt: Keine Eintragung

Bitte die Angaben zur Person uberpriifen, um Verwechslungen zu vermeiden!

Diese Auskunft wurde mit Hilfe automatischer Einrichtungen erstellt ,
;\:,;. / und auf Datenleitungen an diejenige Stelle iibertragen,

die das Auskunftsersuchen an die Registerbehorde ubermittelt•hat.

BZR,* BZR,*, BZR * BZR * BZR * BZR * BZR * BZR ,* BZR * BZR * BZR * BZR * BZR



Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten, 10548 Berlin (Briefanschrift)

Abt. 251 a

Herrn
Hasanov Hyesjm alias Rustem Ismail
bei Liitfi Goktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Anschrift fur Paketpost: Turmstralie 91,10559 Berlin
Fernruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe &
Telefax: (030) 90 14-20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 10010)

Fahrverbindung:
U-Bhf. Turmstralie
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187,227,245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts wird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Geschaftszeichen
251 a Ds 349/00

IhrZeichen
2815

Datum
08.06.2000

Sehr geehrter Herr Hyesjm,

in der Strafsache gegen

Sie

wegen

Versto&es qegen das Auslandergesetz

wird Ihnen anliegend die Anklageschrift mitgeteilt. Sie werden aufgefordert, innerhalb von 5 Tagen schriftlich
zu erklaren, ob Sie die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Entscheidung uber die Eroffnung des
Hauptverfahrens beantragen Oder Einwendungen gegen die Eroffnung des Hauptverfahrens vorbringen
wollen.

Hochaehtungsvoll
AufAnorShung

Justizangestellte

Zwei Hinweise:
I. Wenn Sie von Ihren vorbezeichneten prozessualen Rechten keinen Gebrauch machen, ist eine

besondere Mitteilung hieruber nicht erforderlich.
II. Wenn Sie dagegen die Vornahme einzelner bestimmter Beweiserhebungen wunschen, ist es erforderlich,

unter Angabe der Tatsachen iiber die Beweis erhoben werden soil und unter Benennung der Beweismittel
cntsprgchende sohriftliche Antrage zu stellen (§ 219 I 3tPO).

StP 18
Mitteilung der Anklageschrift an den Angeschuldigten, seinen
Verteidiger und gesetzlichen Vertreter (§ 201 StPO) - Amtsgericht -
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Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten, 10548 Berlin (Briefan sen rift)

Abt. 251 a

Herrn
Hasanov Hyesjm
bei Lutfi Goktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Anschrift fur Paketpost: Turmstrafte 91, 10559 Berlin
Fernruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe 9
Telefax: (030)90 14-2010
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. TurmstraUe
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187, 227, 245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts wird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Geschaftszeichen

251 a Ds 349/00
Ihr Zeichcr:

2815
Datum

23.06.2000 Stan

Bitte dieses Schreiben zum Termin mitbringen

Ladling zum Termin am
Datum

19. Juli2000

Uhrzeit

11.00

Stock/Raum
(0=Erdgescho8)

C106

Gerichtsgebaude

Wilsnacker Stralie 4

Sehr geehrter Herr Hyesjm,

in der Strafsache gegen

Hasanov Hyesjm

Tatvorwurf: Verstosses geqen das Auslandergesetz

werden Sie als Angeklagter zur Hauptverhandlung geladen.

Eine Ausfertigung des Beschlusses tiber die Eroffnung des Hauptverfahrens liegt an.

Wenn Sie ohne genijgende Entschuldigung ausbleiben, ist Ihre Vorfuhrung anzuordnen oder ein Haftbefehl
zu erlassen.

HochachtuqgSvoll
Auf Anordriuflg/

S1P20
Ladung des auf freien Fu!i befindlichen Angeklagten
zur Hauptverhandiung vor das Amtsgericht (§ 216 StPO)



Amtsgericht Tiergarten Anschrift fiir Paketpost: TurmstraUe 91, 10559 Berlin
Fernruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe 9
Telefax: (030)90 14-20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. Turmstrafte
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187,227,245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Geschaftszeichen

251 a Ds 349/00
2

2815
Datum

23.06.2000 stan

In der Strafsache gegen

Ausfertigung
Beschluss

Hasanov H y e s j m ,
geboren am 14.01.1974 in Aserbaidschan,
wonnhaft: Reichenberger Str. 75, bei Lutfi Goktekin, 10999 Berlin,

a l i a s

Rustem I s m a i l ,
geboren am 07.1 1 .1970 in Georgcay,

wird die Anklage der

Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Berlin vom 28.03.2000 - 52 Js 7/00

unter Erb'ffnung des Hauptverfahrens vor dem Amtsgericht Tiergarten

- Strafrichter -

zur Hauptverhandlung zugelassen.

W e i d n e r
Richter am Amtsaericht

Ausgeferti

Justizangeste



LEA IV A 1523 30.06.2000
(Ismail, 07.11.1970) 305

Vermerk

V

1. PaB mit Gultigkeit bis zum 30.04.2000 lag vor

2. Verlangerung der Giiltigkeitsdauer der Duldung

Gliltigkeitsdauer verlangern bis zum 01.10.2000.

Aufenthalt auf den Bereich des Landes Berlin beschranken.

Bedingungen / Auflagen :

- Erwerbstatiakeit nicht gestattet.

- Aufnahme eines Studiums
oder einer Ausbildung
nicht gestattet.

- raumlich beschrankt auf
das Land Berlin.

- Passvorlage ist erforderlich

Entscheidungsgrundlage : AuslG § 55.

gefertigtI

3. Statistik notieren
AZR neue Fristenkontrolle (Tag der neuen Gultiakeitsdauer
KK notieren

4. Wv



LEA IV A 1523 02.05.2000
(Ismail, 07.11.1970) 305

Vermerk

V

1. PaB mit Giiltigkeit bis zum 30.04.2000 lag vor

2. Verlangerung der Gviltigkeitsdauer der Duldung

Gtiltigkeitsdauer verlangern bis zum 01.07.2000.

Aufenthalt auf den Bereich des Landes Berlin beschranken

Bedingungen / Auflagen :

- Erwerbstatigkeit nicht gestattet.

- Aufnahme eines Studiums
oder einer Ausbildung
nicht gestattet.

- raumlich beschrankt auf
das Land Berlin.

- Passvorlage ist erforderlich

Entscheidungsgrundlage : AuslG § 55.

gefertigt:

3. Statistik notieren
AZR neue Fristenkontrolle (Tag der neuen Giiltigkeitsdauer)
KK not ieren

RuR
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Landeseinwohneramt Berlin
Referat Meldeangelegenheiten, Pass- und Ausweiswesen III

Meldestelle 53

--ZUR PERSON NJCHT AUSGEWIESEN--

BERLIN,DEN 31.01.2000

MST 5313

TELEFON 699- AFP.A 31567

BESCHEINIGUNG AUS DEM MELDEREGISTER

NAME: ISMAIL

VORNAME: RUSTEM

GEBNAME:

GEB. AM 07.11.1970 IN GOGCAY

FAM-STAND: LEDIG

STAATSANG: ASERBAIDSCHANISCH

MELDEZEIT:

VOM 31.01.2000 BIS JETZT

10999 BERLIN (KREUZBERG), REICHENBERGER STR. 075

BEI LUTFI GOKTEKIN

IM AUFTRAG

EBERT

LEA 2435 Bescheinigung aus dem Melderegister — PC - (6.99) 0 9 8 7 6 S 4 3 2 1



Die nachstehenden Daten werden gemaB § 15 Abs. 3 des Berliner Meldegesetzes bestatigt.

ANMELDEBESTATIGUNG- Landeseinwohneramt Berlin -

MSt
Einzugsdatum

A.
Neue Wohnung (StraSe/Platz, Hausnummer, Stockwerk)

yvQ a Hi- .

Berlin

Berlin, den

Im Auftrag

31. JAM. 2000

V

o
<o
<o

Personen,
die heute
angemeldet
wurden:

Ltd.
Nr.
1

2

3

4

Familienname. akadem. Grad

-fetfk^ \^^i

Vorname(n) (Unterstreichung eines Rufnamens erfolgt fretwillis

, Y
' ̂  l-V-̂ GT ' ^~ ^usAe^



HP LaserJet 3100
Drucker/Fax/Kopierer/Scanner

BESTATIGUNGSBERICHT SENDEN fur
RAe LILGE & KEWENIG
+49 30 61304667
4-Jul-OO 15:20

Job

582

Startzeit

4. 7 15:19....

Last

0'43"

Rufnummer Oder ID

+49 30 90142010

Typ

Senden

Seite

21 2

Modus

FK144

Status

Fertig

Gesamt 0'43" Seiten gesendet: 2 Seiten gedruckt: 0

A N W A L T S S O Z I E T A T

K e w e n i g 6t L i l g e

Amtsgericht Tiergarten
Abt. 251 a

10548 Berlin

- Vorab per Fax -

TEL: 030/61304666
FAX 030/61304667

RECHTSANWALTE:
MAR: I A KEW£NKi

'1ARALD LlLGE

In Sachen

./. Rustem ISMAIL (It. Gerichtsakte:Hasanov HYESJM)

-251aDs 349/00-

zeigen wir unter Vollmachtsvorlage anT daB wir Herrn Ismail vertreten.

Wir beantragen.

uns Aktencin&icht zu gew'Shren.

Weiterhin bitten wir um Verlcgung des Termins am 19. Jul i 2000 aufeine

Zeit ab J3 Uhr bzw vor 9.30 Uhr, da sowohl der Untameichncr als auch die

Kollegin um I i Ulir bereits Tcrminc haben.

Lilge

Rechtsanwalt

Postbank Berlin BLZ 100 100 10 Konto Nr. 11 90 -102



Vollmacht
Zustellungen bilte nur an
den/die Bevollmachtigten

Den RechtsanwSlten

HARALD LILGE & MARITA KEWENIG
SONNENALLEE 83 ' 12045 BERLIN

wird hiermit Vollmacht erteilt in Sachen/1 ̂  fl/l tf ( i

wegen I £l\ * 0 C 2 4 5 / (9 0

Die Vollmacht erstreckt sich auf:

- die ProzeBfuhrung, insbesondere gem. §§ 81, 82 ff ZPO. Sie beinhaltet auch die Ermachtigung hinsichtlich Erhebung und Zurucknahme
von Widerklagen,

- die Vertretung im Ehescheidungsverfahren,
- die Verteidigung und Vertretung in Straf- und BuBgeldsachen, auch gema'B § 411 II StPO in Verbindung mit den §§ 233 I, 234 StPO,
- die Vertretung in auBergerichtlichen und sonstigen Verfahren,
- die Geltendmachung von AnspriJchen in Unfallsachen gegenuber Versicherern, Schadigern usw.,
- die Begrundung und die Aufhebung von Vertragsverhaltnissen, gleich welcher Art Sie erstreckt sich weiterhin darauf, einseitige Willenserklarungen
abzugeben und entgegenzunehmen, die im Zusammenhang mit der oben genannten Angelegenheit stehen. Dies gilt auch fur Kiindigungen.

Die Vollmacht ist fur alle Instanzen, Folge- und Nebenverfahren aller Art erteilt einschlieBlich des Rechts, Untervollmacht zu erteilen. Die
Vollmacht bezieht sich auch darauf, Rechtsmittel einzulegen, Rechtsmittelverzicht zu erklaren, Rechtsmittel zurijckzunehmen, sowie samtliche
im Zusammenhang mit dem Verfahren stehenden Antrage zu stellen bzw. zurijckzunehmen. Daruberhinaus befugt die Vollmacht zur Eriedigung
der obigen Angelegenheit durch Anerkenntnis, Verzicht Oder Vergleich.
Die Vollmacht beinhaltet ausdrucklich Inkassovollmacht, sowohl hinsichtlich des Streitgegenstandes, als auch aller Nebenforderungen
einschlieBlich etwaiger Kostenerstattungsanspriiche gegenuber der Justizkasse bzw. anderer Behorden.

V—

Unterschrift

Bestell-Nr.: FV 1581-00, ReNoService GmbH, Berlin (7/97)



Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten, 10548 Berlin (Briefanschrift)

Abt. 251 a

Herrn
Hasanov Hyesjm
bei Lutfi GOktekin
Reichenberger Sir. 75

10999 Berlin

Anschrift fur Paketpost: Turmstrafie 91,10559 Berlin
Fernruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe S
Telefax: (030)9014-2010
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. TurmstraEe
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187, 227, 245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts wird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Geschaftszeichen

251 a Ds 349/00

IhrZeichen

2815
Datum

5.7.00 Her

Bitte dieses Schreiben zum Termin mitbringen

i ermmsveriegunc
neuer Termin am

19. Juli2000,

Uhrzeit

8.45

Stock/Raum
(0=ErdgeschoS)

I/C106

Gerichtsgebaude

Turmstralie 91

Sehr geehrter Herr Hyesjm,

in der Strafsache gegen

Hasanov Hyesjm

Tatvorwurf: Verstofe geaen d. Auslanderaesetz

ist der Termin vom
19. Juli 2000,11.00 Uhr aufgehoben worden.

^ Sie werden daher nunmehr zu dem oben genannten Termin geladen.

Um Verstandnis fur diese aus Griinden der Prozessleitung notwendig gewordene Ma&nahme wird gebeten.
Bitte beachten Sie die Hinweise auf der Anlage.

Hochachtungsvoll
Auf Anordnung

Justizangestellte

StP 34 a
Terminsverlegung in Strafsachen



Ubersicht
der Rechtsfolgen bei Ausbleiben im Termin

Angeklagter im Strafverfahren:
1. Verhaftung Oder polizeiliche Vorfuhrung zum nachsten Termin, es sei denn, dafi anliegend von der

Verpflichtung zum Erscheinen in der Hauptverhandlung Befreiung erteilt ist.

2. Weist die anliegende Ladung lediglich darauf hin, daft im Falle des Nichterscheinens des Angeklagten
in der Hauptverhandlung in dessen Abwesenheit verhandelt werden konne (§ 232 Abs. 1 StPO), kann
fur den Fall des Ausbleibens auf Geldstrafe bis zu 180 Tagessatzen, Entziehung der Fahrerlaubnis,
Verwarnung mit Strafvorbehalt, Fahrverbot, Verfall, Einziehung; Vernichtung oder
Unbrauchbarmachung, allein oder nebeneinander, erkannt werden.

Angeklagter im Strafbefehlsverfahren:
Verwerfung des Einspruchs gegen den Strafbefehl, wenn keine Vertretung durch einen mit schriftlicher
Vollmacht versehenen Verteidiger erfolgt.

Angeklagter im Privatklageverfahren:
Polizeiliche Vorfuhrung oder Durchfuhrung der Hauptverhandlung in Abwesenheit des Angeklagten, wenn er
durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Rechtsanwalt vertreten wird und sein personliches
Erscheinen anliegend nicht angeordnet ist.

^

Zeuge/Sachverstandiger/Dolmetscher:
Auferlegung der durch das Ausbleiben verursachten Kosten und Verhangung eines Ordnungsgeldes von
5,00 bis 1.000,00 DM.

Gegenuber Zeugen kann zusatzlich fur den Fall, daft das Ordnungsgeld nicht beigetrieben werden kann,
Ordnungshaft bis zu sechs Wochen festgesetzt und auUerdem die zwangsweise Vorfuhrung angeordnet
werden.

Bei Zeugen erfolgt die Auferlegung der Kosten sowie die Festsetzung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft
selbst dann, wenn genugende Entschuldigungsgrunde erst verspatet vorgebracht werden und nicht glaubhaft
gemacht wird, daft den Zeugen kein Verschulden an der Verspatung trifft.

Gesetzlicher Vertreter/Erziehungsberechtigter des Beschuldigten:
Bei blolier Benachrichtigung von der Terminsverlegung treten keine Rechtsfolgen ein. Wird dagegen
entsprechend dem anliegenden Wortlaut zu dem neuen Hauptverhandlungstermin geladen, so gelten die
oben fur den Zeugen aufgezeigten Rechtsfolgen (Kosten, Ordnungsgeld, Ordnungshaft).

Privatklager:
Sofern der Privatklager nicht durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Rechtsanwalt vertreten wird,
gilt die Privatklage bei seinem Ausbleiben als zuruckgenommen. Ist anliegend das personliche Erscheinen
des Privatklagers angeordnet, so gilt bei seinem Ausbleiben die Privatklage auch dann als
zuruckgenommen, wenn der Privatklager durch einen Rechtsanwalt vertreten wird.

Neben den Rechtsfolgen fur den Fall unentschuldigten Ausbleibens, die mit vorstehender Ubersicht
nochmals mitgeteilt werden, sind mit der Ladung zum ersten Termin ggf. weitere wichtige Hinweise und
Erlauterungen gegeben worden. Es wird urn Verstandnis dafur gebeten, dali insoweit bei Terminsverlegung
auf die fruhere ausfuhrliche Ladung Bezug genommen werden muli.

Ausdriicklich wird jedoch nochmals darauf hingewiesen, dad, der Antritt der Fahrt zum Termin von einem
anderen als dem in dieser Ladung genannten Ort zur Vermeidung von Nachteilen bei der Festsetzung der
Entschadigung dem Gericht unter Angabe der Geschaftsnummer sofort mitzuteilen ist.



Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten, 10548 Berlin (Briefanschrift)

Abt. 251 a

Herrn
Hasanov Hyesjm
bei Liitfi Guktekin
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Geschaftszeichen

251 a Ds 349/00

Ihr Zeichen

2815

Anschrift fur Paketpost: TurmstraUe 91, 10559 Berlin
Fernruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe 8
Telefax: (030)90 14-20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. TurmstraSe
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187,227,245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts wird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Datum

5.7.00 Her

Bitte dieses Schreiben zum Termin mitbringen

i ermmsveriegunc
neuer Termin am

19. Juli2000,

Uhrzeit

8.45

Stock/Raum
(0=ErdgeschoG)

I/C106

Gerichtsgebaude

Turmstrafie 91

Sehr geehrter Herr Hyesjm,

in der Strafsache gegen

Hasanov Hyesjm

Tatvorwurf: Verstofe qeqen d. Auslandergesetz

ist der Termin vom
19. Juli 2000,11.00 Uhr aufgehoben worden.

Sie werden daher nunmehr zu dem oben genannten Termin geladen.

Urn Verstandnis fur diese aus Grunden der Prozessieitung notwendig gewordene Ma&nahrne wird gebeten.
Bitte beachten Sie die Hinweise auf der Anlage.

Hochachtungsvoll
Auf Anordnung

Justizancfestellte

StP 34 a
Termrnsverlegung in Strafsachen



Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten. 10548 Berlin (Bnefanschrifl)

Abt. 251a

Herrn Rechtsanwalt
Harald Lilge
c/o Anwaltssozietat Kewenig & Lilge
Sonnenallee 83

12045 Berlin

Anschrift fur Paketpost. Turmstra&e 91. 10559 Berlin
Femruf (Vermittlung): 90 14 - 0, Intern (914)
Femruf fu'r direkte Durchwahl: siehe 9
Telefax: (030)90 14-20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. TurmstraSe
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187, 227, 245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
VVsge.-i ciei P; uaui.'fioi in uer Um^ebung cies
Gerichts wird die Benutzung bffentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Geschaftszeichen

251 a Ds 349/00
Ihr Zeichen

Rustem Ismail /It.
GA Hasanov

Hyesjm

2816
Datum

5.7.00 Her

Bitte dieses Schreiben zum Termin mitbringen

zum Termin am
1 Datum

J19. Juli2000

Uhrzeit

8.45

Stock/Raum
(0=Ertigescho6)

I/C106

Gerichtsgeba'ude

Turmstrafte"91 ^VjCSW&Cffat-JW' 7

yeehrter nerr i_ii

in der Strafsache gegen

Hasanov Hyesjm

Tatvorwurf: VestoR gegen d. Auslandergesetz

werden Sie als Verteidiger d. Angeklagten zur Hauptverhandlung geladen.

H^chachtungsvoll
j(ji Anordnung

Justizaqgdstellte

SIP30
Ladung des Verteidigers zur Hauptverhandlu ng
vor das Amtsgencht (§ 218 StPO)



Ubersicht
der Rechtsfolgen bei Ausbleiben im Termin

Angeklagter im Strafverfahren:
1. Verhaftung oder polizeiliche Vorfuhrung zum nachsten Termin, es sei derm, dafi anliegend von der

Verpflichtung zum Erscheinen in der Hauptverhandlung Befreiung erteilt ist.

2. Weist die anliegende Ladung lediglich darauf hin, daft im Falle des Nichterscheinens des Angeklagten
in der Hauptverhandlung in dessen Abwesenheit verhandelt werden konne (§ 232 Abs. 1 StPO), kann
fur den Fall des Ausbleibens auf Geldstrafe bis zu 180 Tagessatzen, Entziehung der Fahrerlaubnis,
Verwarnung mit Strafvorbehalt, Fahrverbot, Verfall, Einziehung; Vernichtung oder
Unbrauchbarmachung, allein oder nebeneinander, erkannt werden.

Angeklagter im Strafbefehlsverfahren:
Verwerfung des Einspruchs gegen den Strafbefehl, wenn keine Vertretung durch einen mit schriftlicher
Vollmacht versehenen Verteidiger erfolgt.

Angeklagter im Privatklageverfahren:
Polizeiliche Vorfuhrung oder Durchfuhrung der Hauptverhandlung in Abwesenheit des Angeklagten, wenn er
durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Rechtsanwalt vertreten wird und sein personliches
Erscheinen anliegend nicht angeordnet ist.

Zeuge/Sachverstandiger/Dolmetscher:
Auferlegung der durch das Ausbleiben verursachten Kosten und Verhangung eines Ordnungsgeldes von
5,00 bis 1.000,00 DM.

Gegeniiber Zeugen kann zusatzlich fur den Fall, dali das Ordnungsgeld nicht beigetrieben werden kann,
Ordnungshaft bis zu sechs Wochen festgesetzt und aufterdem die zwangsweise Vorfuhrung angeordnet
werden.

Bei Zeugen erfolgt die Auferlegung der Kosten sowie die Festsetzung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft
selbst dann, wenn genugende Entschuldigungsgrunde erst verspatet vorgebracht werden und nicht glaubhaft
gemacht wird, dali den Zeugen kein Verschulden an der Verspatung trifft.

Gesetzlicher Vertreter/Erziehungsberechtigter des Beschuldigten:
Bei bloder Benachrichtigung von der Terminsverlegung treten keine Rechtsfolgen ein. Wird dagegen
entsprechend dem anliegenden Wortlaut zu dem neuen Hauptverhandlungstermin geladen, so gelten die
oben fur den Zeugen aufgezeigten Rechtsfolgen (Kosten, Ordnungsgeld, Ordnungshaft).

Privatklager:
Sofern der Privatklager nicht durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Rechtsanwalt vertreten wird,
gilt die Privatklage bei seinem Ausbleiben als zuruckgenommen. Ist anliegend das personliche Erscheinen
des Privatklagers angeordnet, so gilt bei seinem Ausbleiben die Privatklage auch dann als
zuruckgenommen, wenn der Privatklager durch einen Rechtsanwalt vertreten wird.

Neben den Rechtsfolgen fur den Fall unentschuldigten Ausbleibens, die mit vorstehender Ubersicht
nochmals mitgeteilt werden, sind mit der Ladung zum ersten Termin ggf. weitere wichtige Hinweise und
Erlauterungen gegeben worden. Es wird urn Verstandnis dafur gebeten, dafi insoweit bei Terminsverlegung
auf die fruhere ausfuhrliche Ladung Bezug genommen werden muU.

Ausdrucklich wird jedoch nochmals darauf hingewiesen, dad der Antritt der Fahrt zum Termin von einem
anderen als dem in dieser Ladung genannten Ort zur Vermeidung von Nachteilen bei der Festsetzung der
Entschadigung dem Gericht unter Angabe der Geschaftsnummer sofort mitzuteilen ist.



Geschaftsnummer:
251 a Ds 349/00
Uhrzeit:
11.00

Termin am:
19. Juli2000
Saal:
C106

mitVordruck

1 Dolmetscher:

Dr. Habibi, Helgolander Ufer 5, 10557 Berlin,

Sachverstandige(r)

gesetzl. Vertreter:

Privatklager:

StPEs wurden oeladen: • ; ; , ; • ; - • : > : • -•; - ; ' ;-^-v.i • ' . . • • • • - • - - . - . - ' \^'--^ .-/;
Soweit zusStzlich Gbersetzungen beigefugt werden, ist dies kenntlich gemacht •/ ..
-z. B. SU=serbokroatische Obersetzungn"0=turkische Obersetzung ;;;; '",: ' ' : ' ,,:\' .-, •:'., '-'.:'.'.\: '••'•'.-. -.•-'•..:.~ • • - . : ^ ; : •". •.: ' • , :-j.^...
1 Beschuldigte(r)/Betroffene(r)::;::;!:^ - • • ' - ; : ; '; :;̂ ;: ";: f j - ' V : . ;>: '- ;^, ' " •/; . • ' . ; • ' :
Hasanov Hyesjm, Reichenberger Str. 75/10999 Berlin, bei Lutfl Goktekin, m. ZU V form!., mit 20
Erdff. B.-' v : ^ v . A ' - - : - ; : ; : - - • • - ' - • . : - . ' • • • •'? -'-^;'-: • : '^ ;---".c ;-'•-••' .-.. •'••••: . . . • • • . • • • - • ' • - / - • • • ' . ' • • ' - • ' : • - • ' - . • ' • ' • - • ' • ; : • '
Verteidiger, RA: ; ' : ' - ; : : • _ ' i - - ". •..'' , • / ' - V '- Y- ;,LJ^

Zeugen:

33

OWi

Nebenklager:

RA:

Einziehungsbeteiligter:

Es wurden benachrichtigt:
StA/AA:
52 Js7/00m. EB 31 a

gesetzl. Vertreter:

31/32 c

31 b

31 b

112
82 c

Jugendamt:

Bewahrungs-/Gerichtshelfer:

Verwaltungsbehorde:

Vorfuhrungsbefehl an:
Nachricht an Saalwachtmeister gef. und ab

Vorfiihrungsunterlagen

V8336a
82/82a

82 c

StP 22
Aklenvermerk bel Udungen in Slraf-. PrivaUdafle- und BuOaeldsachen

ZU
EB
;BHS
forml. ab am 27.6.00 stan

I **• -



251a Ds 349 /00

Geschaftsnummer

Begladbigte Abschrift

Rechtskraftig
seit dem 27.07.00.
Berlin, den 02.08.2000
Hlrsch
Justizamtsinspektorin

AMTSGERICHT TIERGARTEN

Im Namen des Volkes
Strafsache gegen

H a s a n o v H y e s j m , Georgcay/
geboren am 14. Januar 1974 in Aserbaidschan,
wohnhaft: Re.ichenberger StraBe 75,

10SSS Berlin, b. Lutfi Guktekin,

alias:

we gen

Rustem I s m .a i 1 ,
geboren am 07. Novemb-er 1970 in Seorgcay/Aserb.,
wohnhaft: Reichenberger StraBe 75,

10993 Berlin,

Verstofles gegen das Auslandergesetz.

~

Das Amtsgericht Tiergarten in Berlin hat in der Sitzung vom

19. Juli 2000, an der teilgenommen haben:

Richter am Amtsgericht Weidner

Staatsanwaltin Eickelmann

Rechtsahwalt Lilge

Justizangestellte Salewski

fur Recht erkannt:

als Strafrichter,

als Beamtin der
Staatsanwaltschaft,

als Verteidiger,

als Urkundsbeamtin
der Geschaftsstells,

Der Angeklagte wird wegan eines VerstoBes gegen § S2 Abs. 1

Nr. 1 AuslG zu einer Geldstrafe von

120 (einhundertzwanzig) Tagessatzen

zu .1e 10,00 (zehn) DM
verurteilt.

Dar Angeklagte tragt die Kosten des Verfanrens und seine not-

wendigen Auslagen.
StP42
Urtellsurschrift (§275 StPO) -AG-



- 2 -

G r u n d e :

(abgekurzte Fassung gema'6 § 267 Abs. 4 StPO)

Der Angsklagte reiste am 5. August 1938 in das Bundesgebiet ein.

Am 18. Januar 1999 wurcie die Erteilung bzv/. Verlangerung der

Aufanthaltsgenehmigung abgelehrrt. Trotzdem hielt sich der Ange-

klagte bis zu seiner Feststellung am 12. Oktober 1999 weiterhin

im Bundesgebiet auf, ohne dass ihm eine entsprechende Duldung

erteilt worden war.

"-"•
Der Angeklagte hat sich durch sein Verhalten eines VerstoBes

gegen § 92 Abs. 1 Nr. 1 AuslG schuldig gemacht.

Weidner

Ru.

Beglaubigt

Justizangestellte



Amtsgericht / iergarten

Amtsgericht 1 iergarten, 10548 Berlin (Briefansdvif;)

Abt. 251 a

Herrn
Hananov Hyesjm
bei LGtfi Guktekin
REichenberger Sir. 75

10999 Berlin

Anschrifi fur Paketpost. Turmstrafie 91. 1055S Berlin
Fernoif (Vemirtlung): 90 14 - 0, Intern: (914)
Fernruf fur direkte Durchwahl: siehe 8
Telefax: (0 30'. 90 14 - 20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. Turmi./jfie
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187,227,245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusatzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts v/ird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Gescha ftszeichen

251 a Ds 349/00
;hrZeiChen 8

2815
Datum

8.8.00 Stan

Sehr geehrter Hen Hyesjm,

beiliegendes Schriftstuck erhaiten Sie fiir Ihre Unterlagen.

Hochachtungsvoll

Auf Anpijdnung

-^

Justizangestellte

VERSAND



Vollmacht
Zustellungen bitte nur an
den/die Bevollmachtigten

Den Rechtsanwalten

MARITA KEWENIG & HARALD LJLGE
SONNENALLEE 83 ' 12045 BERLIN

-iwird hiermit Vollmacht erteilt in Sachen

wegen \J crOoAvC WJU(rf lSli><

Die Vollmacht erstreckt sich auf:

- die ProzeBfuhrung, insbesondere gem. §§ 81, 82 ff ZPO. Sie beinhaltet auch die Ermachtigung hinsichtlich Erhebung und Zuriicknahme
von Widerklagen,

- die Vertretung im Ehescheidungsverfahren,
- die Verteidigung und Vertretung in Straf- und BuBgeldsachen, auch gema'B § 411 II StPO in Verbindung mit den §§ 233 I, 234 StPO,
- die Vertretung in auBergerichtlichen und sonstigen Verfahren,
- die Geltendmachung von Anspruchen in Unfallsachen gegenuber Versicherern, Schadigern usw.,
- die Begrundung und die Aufhebung von Vertragsverhaltnissen, gleich welcher Art Sie erstreckt sich weiterhin darauf, einseitige Willenserklarungen
abzugeben und entgegenzunehmen, die im Zusammenhang mit der oben genannten Angelegenheit stehen. Dies gilt auch fur KiJndigungen.

Die Vollmacht ist fur alle Instanzen, Folge- und Nebenverfahren aller Art erteilt, einschlieBlich des Rechts, Untervollmacht zu erteilen. Die
Vollmacht bezieht sich auch darauf, Rechtsmittel einzulegen, Rechtsmittelverzicht zu erklaren, Rechtsmittel zuruckzunehmen, sowie samtliche
im Zusammenhang mit dem Verfahren stehenden Antrage zu stellen bzw. zuruckzunehmen. Dariiberhinaus befugt die Vollmacht zur Erledigung
der obigen Angelegenheit durch Anerkenntnis, Verzicht Oder Vergleich.
Die Vollmacht beinhaltet ausdrijcklich Inkassovollmacht, sowohl hinsichtlich des Streitgegenstandes, als auch aller Nebenforderungen

i einschlieBlich etwaiger Kostenerstattungsanspruche gegenuber der Justizkasse bzw. anderer Behorden.

, den
Unterschrift

Bestell-Nr.: FV 158 K>0, ReNoSetvice GmbH, Berlin (7/97)

~



A N W A L T S S O Z I E T A T

K e w e n i g & L i l g e

RECHTSANWALTE KEWENIG & LILGE ' SONNENALLEE 83 ' 12045 BERLIN

Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin
Abt. 52
Turmstr. 91

10559 Berlin

~
In der Strafvollstreckungssache

./. Rustem Ismail (bei Ihnen evtl. fa'lschlicherweise Hasanov Hysejm)

- 52 Js 7/00 Vrs -

SONNENALLEE 83

12045 BERLIN

U-BAHN RATHAUS NEUKOLLN

TEL: 030/61304666
FAX! 030/61304667

MAIL@ANWALT.TO
WWW.ANWALT.TO

RECHTSANWALTE:
MARITA KEWENIG

HARALD LILGE

25.08.2000

zeigen wir unter Vollmachtsvorlage an, dafi wir Herrn Ismail vertreten.

Das zu vollstreckende Strafurteil mit dem Az. 25la Ds 349/00 wird Ihnen

von der Kanzlei der Abt. 25la demnachst iibersandt werden. Wir bitten

schon jetzt, alle Zustellungen in der Sache an uns zu bewirken.

Fiir Herrn Ismail sind Leistungen nach dem AsylbLG beantragt, aber noch

nicht bewilligt. Je nach Ergebnis werden wir Ratenzahlung oder Ableistung

durch freie Tatigkeit beantragen.

Lilge

Rechtsanwalt

Postbank Berlin • BLZ 100 100 10' Konto Nr. 11 90-102



Levant Goktekin * AnlagC JV° 2
Reichenberger Str. 75
10999 Berlin

Levent Goktekin. Reichenberger Str. 75. 10999 Berlin
Herr
Riistem Ismail
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Berlin, 09.09.2000

Bestatigung

Sehr geehrte Herr Ismail,

hiermit bestatigen wir Ihnen, daB Sie in unserer oben genannten Wohnung derzeit wohnhaft
sind. Sie wohnen kostenfrei bei uns.

Zu betonen ist, daB wir keinen gemeinsamen Haushalt fuhren.

Fur Ihren sonstigen Lebensunterhalt sind wir nicht zustandig.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme verbleiben wir

mit freundlichen GriiBen

L. Gokoekin



Ich, Riistem Ismail, geb. am 07.1 1 .1970, gebe folgende Erklarung ab:

Als ich nn August 1998 nach Deutschland einreiste, wurde ich einen Tag sparer von der
Poli/ei aufgegriffen. Ich hatte memen PaB an dem vorherigen Tag verloien.

Anschliellend verbrachte ich ca. 3 Vi Monate in der Abschiebegewahrsam in KQpenick, wo
sie mich aufgrund meincs gesundheitlich schlechten Zustandes freilicfien.

Obwohl ich viermal bei der Auslanderbehorde war, wurde mir keine Duldung geschweige
denn eine Aufenthaltserlaubnis gegeben. Die Termine wurden immer wieder verschoben.
Etwas schnftliches wurde mir nicht gegeben. Ich wurde sozusagen hinausgeschmissen. Seit
dem Zeitpunkt an hatte ich gar keine Papiere, so daB ich auch nicht das Land verlassen
konnte.

Insbesondere hatte ich im Winter keine Bleibe und keine Nahrung. Ich mufite in Moschee's,
Bar's und iihnliches iibernachten, um mich vor dem eiskalten Winter zu schiitzen.

Geld konnte ich ohne Papiere nicht verdienen. Ich muBte mir Essen und Trinken von
gastronomischen Betrieben erbetteln. Nur konnte ich das nicht jeden Tag machen. Es gab
viele Tage, wo ich nichts bekam und hungem muBte.

Da ich hurigerte und auf der Strafle lebte, wurde ich sehr krank. Ohne Papiere konnte ich
keinen Am aufsuchen.

Im Oktobcr 1999 wurde ich erneut von der Polizei aufgegriffen. Erneut war ich 3 '/> Monate
in der Abschiebegewahrsam in Kopenick.

Vorhcr hatte ich einen Freund kennengelernt, der mich in der Gewahrsam auch besuchte.
Dieser hat sich auch um meine Freilassung bemiiht.

Da mir kein Heim zugewiesen worden war, bat ich meinen Freund, bei ihm zu bleiben, so
daB ich be; ihm angemeldet bin.

Filr meinen Lebensunterhalt (Nahrung) kam er nur anfangs auf. Spater nicht, so daB ich
drauBen von Kirchen, Moscheen, Imbissen, Vereinen, Club's u. a. wieder Essen erlangen
muBte. Die Menschen hatten Mitleid mit mir, und aufgrund unserer Kultur haben sie mir
geholfen.

Da ich krank bin, benotige ich dringend arztliche Hilfe, da ich an Hepatitis B und anderen
ansteckenclcn Krankheiten erkrankt bin. Dieses sagten mir Arzte aus. Riickfragen konnen
Sie stellen an die: Wilmersdorfer Str. 987 99 in 10629 Berlin/ Tel: 34 30 82 03. Mehr
konnte man mir nicht helfen. Da es auch eine ansteckende Krankheit ist, mochte ich nicht,
daB ich andere Menschen anstecken, so daB ich dringend einen Arzt benotige.

Daher bitte ich um eine Bescheinigung, einen Arzt aufsuchen zu diirfen. Ferrer mochte ich
entweder Sozialhilfe, oder zumindest eine Arbeitserlaubnis, um zumindest 2 Std./ Tag
arbeiten 7,11 Konnen, um meinen Lebensunterhalt fmanzieren zu konnen.

In Anbetracht meines sehr schlechten psychischen und physischen Zustandes bitte ich Sie,
mir zu helfen.

Riistem Ismail



A N W A L T S S O Z I E T A T

K e w e n i g & L i l g e

RECHTSANWALTE KEWENIG & LILGE ' SONNENALLEE 83 ' 12045 BERLIN

Landeseinwohneramt Berlin
Auslanderangelegenheiten IV A 1523

- Nur per Fax -

Duldung fur Rustem ISMAIL, geb. 07.11.1970

in Georgcay, Aserbaidschan

SONNENALLEE 83

12045 BERLIN

U-BAHN RATHAUS NEUKOLLN

TEL: 030/61304666
FAX: 030/61304667

MAIL@ANWALT.TO
WWW.ANWALT.TO

RECHTSANWALTE:
MARITA KEWENIG

HARALD LiLGE

26.09.2000

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit zeigen wir Ihnen an, daB wir Herrn Ismail vertreten. Unsere Vollmacht senden wir

lint.

Die Duldung unseres Mandanten lauft am 01.10.2000 ab. Er wird daher am 29. September

be '^nen vorsprechen. Vorher mochte ich mich bei Ihnen erkundigen, ob bezuglich der

Verlangerung der Duldung Schwierigkeiten auftreten konnten. Ich werde daher morgen

versuchen, Sie telefonisch zu erreichen.

Mit freundlichen GriiBen

Lil

Rechtsanwalt

Postbank Berlin • BLZ 100 100 10 • Konto Nr. 11 90 -102



Eidesstattliche Versicherung

Ich, Rustetn Ismail, geb. 07.11.1970 in Georgcay/Aserbaidschan, erklare hiermit in Kenntnis
der Strqfburke.it der Abgabe einer ouch nur fahrlassig falschen eidesstattlichen Versicherung
zur Vorlage bet Gericht bzw. bei Behdrden an Eides Statt:

Ich bin im August 1998 nach Deutschland eingereist. Leider wurde mir schon am Tag der
Einreise der PaB gestohlen. Schon einen Tag spater wurde ich festgenommen und verbrachte
dreieinhalb Monate im Abschiebegewahrsam in K6penick. Nach meiner Entlassung aus
gesundheitlichen Griinden war ich viermal bei der AuslSnderbehorde, die mir aber keine
Duldung erteilen wollte. Ich hatte dann Angst, wieder verhaftet zu werden und habe jeglichen
Kontakt mit Behorden gemieden.
Ich bin jeweils kurzzeitig bei verschiedenen Bekannten untergekommen, muBte aber auch im
Freien ubernachten. Das Essen habe ich in Obdachlosenkuchen, an den Hintertiiren von
gastronomischen Betrieben und in Moscheen erbettelt. Manchmal wurde ich auch von
Landsleuten eingeladen.
Im Oktober 1999 wurde ich erneut festgenommen und in Kdpenick inhaftiert. Die Entlassung
erfolgte am 27. Januar 2000. Ich habe dann endlich am 1. Februar 2000 eine Duldung
bekommen, die zuletzt am 29. September 2000 urn weitere drei Monate verlangert wurde.
Am 25. Februar 2000 habe ich beim Bezirksamt Reinickendorf von Berlin Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz beantragt.
Bis heute sind mir keine Leistungen gewahrt worden, weil ich immer darauf verwiesen
werde, einen Nachweis iiber meine wirtschaftlichen VerMltnissen zu erbringen. Ich soil
luckenlose Bescheinigungen von alien Menschen, die mir geholfen haben, beibringen, um
nachzuweisen, daB ich jetzt auf Sozialleistungen angewiesen bin.
Dies ist jedoch gar nicht moglich, weil es so viele verschiedene Personen waren. Ich kann
auch im einzelnen oft gar nicht sagen, wer mir wann geholfen hat. Diejenigen, die ich
angesprochen habe, wollten nichts unterschreiben, weil sie Angst batten, Probleme zu
bekommen.
Ich versichere hiermit an Eides Statt, daB ich kein Einkommen habe und weiter auf die
Unterstiitzung guter Menschen angewiesen bin. Von diesen ist jedoch niemand in der Lage,
mich dauerhaft zu unterhalten. Ich darf zur Zeit bei einem Bekannten wohnen, wo ich auch
gemeldet bin. Ober die bloBe Unterkunft hinaus ist dieser aber nicht willens, mir zu helfen.

Ich bin zur Zeit krank, nicht einmal einen Krankenschein wollte das Bezirksamt mir
ausstellen, Beim Gesundheitsamt Charlottenburg wurde ein "Zustand nach Hepatitis B"
festgestellt. Ich fuhle mich aber noch sehr krank und bin behandlungsbediirftig. Ich bin
morgens oft sehr schwach und muB mich iibergeben. AuBerdem hat em Arzt fur Obdachlose
bei mir eine ansteckende Geschlechtskrankheit festgestellt und mir gesagt, daB ich auf keinen
Fall Geschlechtsverkehr haben durfe. Warum diese Erkrankung im Gesundheitsamt
Charlottenburg nicht festgestellt wurde, kann ich nicht sagen.

On, Datum Unleredirift
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VERWALTUNGSGERICHT BERUN

BESCHLUSS

In der Verwaltungsstreitsache

ties Herm Rustem Ismail,
bei Liitfi Goktekin,
Reichenberger Stnafie 75,10999 Berlin,

Vt?ffarirensbevo//rnacfitigfe:
Rechtsanwalte Kewenig & Lilge,
SonnenaHee 83,12045 Berlin,

g eg en

das Land Berlin, vertreten durch das
Bezirksamt Reinickendoif von Berlin,
Abt. Sozialwesen und Sport, -Rechtsstelle-
EichlxmYdamfn 215-239, 13437 Berlin,

Antragstetlera,

Antragsgegner,

hat die 22. Kammer dss Verwaitungsgenchts Bertsn
durch

den Richter am Vervwaltungsgericht Dr Droste
als Einzelrichter

am 23. Oktober 2000 bescniossen:

Der Antrag auf Eriass etner einstweiligen Anordnung wrird zuruckgevwesen.

Der Antragsteiler tragt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.
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Die Kammer hat die Sache durch Beschluss worn 23. Oktobw 2000 gemaS § 6 Abs. 1

VwGO dem Berichterstatter als Einzelrichter zur Entscheidung ubertragen,

Der sinngema&e /Arrtrag,

den Antragsgegner im Wege der einstweiiigen Anordnung zu /erpflichten, dem
AntragsteHer ab 11. Oktober 2000 (Antragsewwjang bei Gencht) Leistungen ge-
mafi §§ 3 und 4 des Asylbewerberfeistungsgesetzes zu gewahren,

hat keinen Erfofg.

Der Antragsteller hat einen Anordnungsansoruch r\tcte mit der fiir ttte Vorwegnahme

der Hauptsache notwendigen hohen Wahrscheinlichkeit glaubhaft gemacht (§ 123 Abs.

1 und 3 VwGO, § 920 Abs. 2 ZPO).

Der Antragstelter, der im Besitz einer bis 2. Januar 2001 gultigen Duidungen gemaa

§ 55 des Austandergesetzes ist, gehoren ailerdings grundsatzlich zu den Leistungsbe

rechtigten nach dem Asylbewerberieistungsgesetz • AsyibLG - (vgt. § 1 Abs 1 Nr. 4

AsyibLG}

GemaQ § 1 a Nr. 2 AsyibLG in der ab 1. September 1998 geitenden Fassung - BGBI. I

S. 2505 - arhatten Leistungsberechtigte nach dem § 1 Abs. 1 Nr. 4 AsyibLG, bei denen

aus von ihnen zu vertretenden Grunden aufenthaltsbeendende MaEnahmen nidit vo!!~

zogen werden konnen, Leistungen jedoch nur, sowett dies im Einzetfati nach den Um-

standen unabweisbar geboten ist. Dies&r Tatbestanct ist hier erfutit.

Der Tattestand des § 1 a Nr. 2 AsyibLG ist dann erfuBt, wenn der Aufenthalt won Aus-

iande.- aus von ihnen zu vertretenden Grunden nicht beendet werden kann. Das ist

z. B. der Fall, wenn sis einen vorhandenen Pass nicht voriegen, bei der Passbeschaf-

fi/ng nicht mitwirken, Ausweisdokumente vemichtet haben Oder irire Abschiebung durch

Widerstandshandlungen Oder Untertauchen vereitein (vgl. zu einzeinen Beisprelen fur

Vereiteiungshandiungen Bundesrat Drucksache 6®1797).

Hier konnen aufenthaltsbeertdende MaSnahmê i nicht voWzogen werden, weil der An-

tragsteller seinen Reisepass, mit dem er nach seinen eigenen tnsoweit konsequenten
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Angaben nach Deutschfand gekommen ist, der Auslanderbehorde nicht vorlegt. Dass

der Antragsteiler seinen Pass nicht mehr besitzt, ist nach der hier nur gebotenen sum-

marischen Prufung nicht giaubhaft gemacht. Dazu hatte es substantiierter und wider-

spruchstrevef Angaben zu seinem Passvertust bedurft. Oiese liegen aber nicht vor.

Vielmehr hat der Antragsteiler unterschiedlichste Angaben zum Passverbleib gemacht,

die nicht miteinander in Einkiang zu bringen s'md und die desnato cffenbar nur dazu

dienen einen nicht erfoJgten Passvertust vorzutauschen.,Am 7. August 1998 wurde der

Antragstelier erstmals verhaftet und gab gegenuber der Poiizei an, sam Reisepass be-

finde sich bei einer Freundin,)deren Namen und Adresse er nicht Kenne (81. 3 d. AA).

Anders gab er bei seiner Vemehmung als Seschuldigter am 30. Oktober 1998 gegen-

uber der Poterei an, sein Pass set ffim am Tape der Festnahme zusammen mit 400,-

OM aus einer Lederjacke gesfohlen worden, die er anfaSiicn einer Hochzeitsfeier im

Festsaai aufgehangt habe. Noch einmal anderes auderte sich der Artragsieiter mit Er-

klarung vom 12, September 2000 gegenuber dem Antragsgegner (Bl. 28 d. W) und in

seiner eidesstatttichen Versicherung vom 5. Oktober 2000 ohne die Umstande des

Passveriustes zu konkretisieren daningehend, dass der Pass beretts am Ta î der Ein-

reise bzw etnen Tag vor seiner Verhaftung verloren gegangen bzw gestohien worden

sei. Bei dteser Sacniage muss davon ausgegangen warden, dass der Antragsteiler ei-

nen vorhandenen Reisepass nicht vorlegt urn seine Abschiebung zu verhindem. Be-

statigt wird der Umstand, dass der AniragstelJer schuMhaft versucht seine Abschie-

bung zu verhindem, dadurch, dass er zeitweise bis zu seiner emeuten Verhaftung un-

tergetaucttt ist und eine Aliasidentitat benutzt hati(BI. 63 R bis 75 d. AA). Aufgrund

dessen, dass der Antragstelier urrtergetaucht war, wurde die Passbeschaffung vom

Landeseinwohneramt Berlin vortibergehend ausgesetzt. Die Altasidentitat fuhrt daruber

hmaus zu zusatzfrchen hier nfcht wetter aufzuklarenden Zweifeln daran, ob der Antrag-

steiler fur o»e laufende bisher erfolglose Passbeschaffung durch das Landeseinwoh-

neramt Berlin tatsachlich seine wahre (dentMt angegeben hat^

Ob daneben auch der Tatbestand des § 1 a Nr. 1 AsylbLG erfuHt ist, kann danach offen
bleiben

Bei dieser Sachiage beschrankt sich der Anspruch des Antragsteiler d auf die im Einzel-

fall unabweisbar gebotenen Leistungen Unabwstsbar geboten ist giunosatzlich nur die

Ubemahme der Kosten fur die Beforderung zum ausfdnd ŝchen Herkunttsort sowie Rei-

seproviant. Dass dem Antragstelier, was erne weitergehende Hilfeteistung rechtfertigen

konnte, derzeit eine freiwiflige Ruckkehr in seine Heimat nicht mogiich ist, hat er nicht

giaubhaft gemacht. Oass ihm der fur die Ruckreise erforderliche Pass fehlt, ist nach
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dem obigen Ausfuhrungen nicht ersjcbttich. Oaf Or, dass der Antragsteiter aufgrund von

Erkrankungen derzeit nicht reisefahig ist, ist genausowenig substantiiert vorgetragen

wie zu der Behauptung, ihm drohe im Heimatland potitische Verfolgung. Dass bei dem

Antragstetler derzeit tatsachlich eine ansteckende Oder psychische Krankheit voriiegt,

die einer Heimreise entgegenstehen konnte, ist den eingereichten Attesten und ge-

machten Angaben nicht zu entnehmen. Dass dem AntragsteWer in seiner Heimat politi-

sehe Verfoigung droht, hat er selber uber Jahre trotz ausreichender Gelegenheii merit

benauptet. Vor tiiesem HimeTQfund ist die toil Schreiben des Centre Caucasian de

France et d" Europe neu behauptete .Unterdruckung und Potter" aufgrund des Fehtens

jeglicher nachvoilziehbarer Einzetheiten nicht zur Gtaubhaftmachung einer Ruckkehrge-

fahroung geeignet, zumal der anwattlich beratene Antragstetler einen auf § 51 be-

schrankten Asytantrag verbunden mit einem Umverteilungsantrag nach Berlin mangels

nachvotlziehbarer Grunde wohl im Hinbiick auf die genngen Erto^gaayitwc t̂ea zumm-

dest jetzt noch nicht stellen will

Auch ein unabweisbarer Bedarf an Krankenhiife ist nicht glaubhaft gemacht Den ein-

gereichten Attesten lasst sich ein dringendes Bedurfnis fur eine Benandlung, die nicht

auch spacer im Heimatland erioigen konnte Oder anderwett gesidnen »st, nicht entneh-

men Dam Befund des Instituts fur Mikrobiologie und Hygiene vom 1. September 2000

lasst sich nur ein Zustand nach Hepatitis B entnehmen. Aus dem Befund des tnstituts

fur Mikrobiologie und Hygiene vom 21. August 2000 ergibt sich eine Infektion mit

clamydia trachomaiis nicht. Im Hinbiick darauf, dass eine Infektion aber auch nicht aus-

geschlossen wurde, wird aiterdlngs wohl auch irtsoweit eine Kontroiie erforderiich sein.

Es ist aber nichts dafur ersichtlich, dass das staatiiche Gesundheitsamt nicht wie bisher

auch fur die Kontroiie des Antragstelters auf ansteckende Krar.kheiter* sorgen wurde,

wenn er dort vorspricht.

Fur den Fall, dass der Antragsteiter seine freiwitiige Ausreise betreibt, dabei aber der }

Hilfe und kurzfristigen Unterbringung bedarf, wird der Antragsgegner emeut zu prufen /

haben, ob die GewShrung von UistAjngen erforderiich isL Dasselbe gilt auch dann, ^

wenn der AntragsteUer belegt, dass er akut und dringend einer arztiichen Behandlung

bedarf, und ihm eine Ausreise vor der Behandlung aus rnedizinteeAifcn Gtunden ntoht ̂ J

mogiich ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, wobei Gerichtskosten gemaS

§ 188 VwGO nicht erhoben werden.
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RechtsmittelbetehfunQ

Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten die Besdlwerde zu, wenn sie von dem
Oberverwaitungsgericht zugeiassen wtrd.

Die Zuiassung der Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des
Beschlusses zu beantragen. Der Antrag ist bei dem Venvaitungsg&ricnt Berlin, Kirch-
strafle 7, 10557 Benin zu stellen, Er muss den angefochtenen Besdiiuss bezeichnen.
Femer sind in dem Antrag die Grunde darzulegen. aus denen die Seschwerde zuzuias-
sen ist.

Fur das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht besteht Vertretungszwang; dies Qitt
auch fur den Antrag auf Zulassung der Beschwerde. Danach muss sich jeder Beteiligte,
sowert er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt Oder einen Rechtstehrer an ei-
ner deutschen Hochscnu/e ais Bevollmachtigten vertreten lassen. Juristische Personen
des offentlichen Rechts und Behorden konnen sich auch durch Beamte Oder AngesfeJf-
te mit Befahigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im hoheren Dienst vertreten
lassen.

Dr. Droste

Dr./Wr,
x-^'^X

Ausgefeftigt/BB#atifei§t

/£fo&^J/\^vLAsU^-
Justizangestellte



Abschrift an Mandam

A N W A L T S S O Z I E T A T

K e w e n i g ft L U g e

t It KhWtNIG SLILGt SOJNENALLEt 83 12045 BfcRLIN

Verwaftungsgericht Berlin
32. Kammer
Kirchstr. 7

10557 Berlin

In der Verwaltungsstreitsache

Rustein Ismail./. Land Berlin
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SONNENAILEE 83

12045 BERLIN

U-HAHIM RATHAUS NEUK0LLN

TEL: 030/61304666
FAX: 030/61304667

MAIL@ANWALT. TO

WWW.ANUVALT.TO

RECHTSANWALT£:

MARITA KEWENIG

HARALO LlLGE

02.11.2000

beantragen wir namens des Antragstellers,

die Beschwerde gegen den BeschluB der Kammer vom 23. Oktober 2000

zum obengenannten Aktenzeichen, zugestellt am 30. Oktober 2000,

zuzulassen.

Begriindung:

Die Beschwerde ist zuzulassen, da ernstliche Zweifei an der Richtigkcit des BeschJusses im

Sinne der §§ 146 Absatz 4, 324 Absatz 2 Nr. 1 VwGO bestehen. 1-s liegt weiterhin ein

Verfahrtnsfehler vor, da das Recht des Anlragstellers auf rechdiches Gehor nicht

ausreichend beachtet wurde.

Die Zweifei sind dadurch begriindet, daJ3 sich die Entscheidung allein auf Vermutungen

stutzt. Dies ware im Rahmen der summarischen Prufung nach § 123 VwGO noch nicht zu

beanstanden, wenn Vermutungen sowohl zugunsten als auch zu I-asten des Antragstellers

angesteih worden waren. In seiner Entscheidung hat das Gericht Vermutungen jedoch nur

zu Lasten des AntragsteJlers angestellt.

Postbank Berlin BIZ 100 100 10 Konto Nr. 11 90 -102



Der Anspruch des Antragstellers auf rechtliches Gehor hatte es erfordert, dem Antragstelier

die Xweifel bezaiglich seines Sachvortrags mitzuteilen und ihm Moglichkeit zur

Stellungnahme zu geben.

Bei den unterschiedlichen Angaben des Antragstellers zum Pafiverbleib ist zu

beriicksichtigen, daB der Antragstelier kein Deutsch sprach und sich iiber die Rechtslage

vollkommen im Unklaren befand.

Richtig ist, daB der PaB dem Antragstelier schon am Tag seiner Ankunft in der

Bundesrepublik gestohlen wurde. Er saB in einem ImbiB und hatte seine Jacke tiber den

Stuhl gehangt. Als er gehen wollte, mufite er feststellen, daB seine Brieftasche, in der sich

auch der PaB befand, gestohlen war.

Die Angaben gegenuber der Polizei am 7. August 1998 wurden durch einen "ebenfalls

festgenommenen Sprachmittler" (Bl. 2 der AA) iibersetzt. Es handelte sich dabei um einen

bulgarischen Bekannten des Antragstellers. Dieser Bekannte sprach sehr schlecht Deutsch

und war als Dolmetscher vollkommen ungeeignet. Der Antragstelier hat dort nicht gesagt,

der PaB befande sich bei einer Freundin, deren Namen und Adresse er nicht kenne. Eine

derartige Aussage ware auch offensichtlicher Unsinn.

DaB der Antragstelier am 30. Oktober angegeben hat, der PaB sei ihm erst am Tag der

Festnahme gestohlen worden, liegt daran, daB es ihm gunstiger erschien, den PaBverlust

aul den gleichen Tag zu legen, da er sich so weniger dem Vorwurf aussetzte, sich nicht

sofort bei der Botschaft um die Beschaffung eines neuen Passes gekummert zu haben. Dies

ist vergleichbar mit der iiblichen Angabe eines Autofahrers bei der Fahrzeugkontrolle, das

Vorderiicht sei gerade vor eiaer Stunde kaputtgegangen , kann aber nicht als Indiz dafur

herhalten, daB der Ausweis gar nicht in Verlust geraten war.

Wie diese Aufierungen den SchluB erlauben sollten, der Antragsteiler habe seinen PaB

versteckt, kann ich nicht nachvollziehen. Grundsatzlich muB dem Antragsteiler ein

korrektes Verhalten unterstellt werden, solange nicht konkrete Anhaltspunkte fur das

Gegenteil bestehen. Im Hauptsacheverfahren muflte das Gerichi zur Uberzeugung

gelangen, daB der Antragsteiler noch einen PaB besitzt und deswegcn in der Lage ware.



auszureisen. Wie das Gericht angesichts der vorhandenen luformationen zu dieser

Obeizeugung kommen konnte, ist nicht ersichtlich. Ein Obsiegen des Antragstellers im

Haupisacheverfahren ist demnach wahrscheinlich.

Soweit die Kammer auf die angebliche Aliasidentitat des Antragstellers abstellt, ist

anzumerken, dafi der Antragsteller nur ein einziges Mai, als er namlich nachts total

betrunken von der Polizei aufgegriffen wurde, den Namen "Hasanov Hysejm" angegeben

hat. hn Abschiebegewahrsam hat er dann jeweils darauf bestanden, rait seinem richtigen

Namen angesprochen zu werden, was vom dortigen Personal aber nicht beachtet wurde.

Es handelt sich wiederum um eine durch nichts gestutzte Vermutungen, daB der Name

Rustem Ismail nicht der richtige sei. Die Kammer verkennt, daB die aserbaidschanische

Botsehaft Passe grundsatzlich nicht bzw. wenn iiberhaupt nur nach sehr langer Zeit

beschafTt. Die bisherige Unmoglichkeit der Beschafrung des Passes durch das

Landeseinwohneramt kann daher auch kein Indiz fur falsche Personalien sein.

Auch bezuglich der politischen Verfolgung des Antragstellers hatte eine Nachfrage der

Kammer dem Antragsteller die Moglichkeit gegeben, naher vorzutragen.

Ich - und damit auch der Antragsteller - bin davon ausgegangen, daB die Vorlage des

Schreibens des "Centre Caucasien de France et d'Europe" zur Glaubhaftmachung der

politischen Verfolgung ausreichen wtirde.

Das Zenlrum wird vom "Verein der Intemationalen Griinen Briider" betneben. Es handelt

sich dabei um eine Vereinigung, die fur einen Zusammenschlufi Aserbaidschans mit dem

Iran eintritt. Im Iran leben nach Angaben des Antragstellers 27 bis 30 Millionen

Aserbaidschaner, fur die der Verein sich einsetzt. Er wird deswegen vom

aserbaidschanischen Staat als staatsfeindlich eingestuft und verfolgt. Die aktiven

Mitglieder sind nach einer Welle von Festnahmen groBtenteils ins Ausland gefliichtet.

insbesondere nach Paris, wo dann das Zentrum, von dem das vorgelegte Schriftstuck

stammt, gegrundet wurde.

Die Mitglieder dieser Vereinigung haben in Aserbaidschan Verhaftungen und Verhore

durch die Geheimpolizei zu befurchten, bei denen auch gefoltert wird.



Auch der Antragsteller ist aus Aserbaidschan nach Paris gefliichtet, nachdem er von einem

Bekannten gewarnt worden war, dafi die Geheimpolizei ihm auf den Fersen sei. Er hat sein

gutgehendes Import-/Exportgeschaft zuriickgelassen, weil er um seine Freiheit furchtete.

Von Paris aus hat er dann zu Besuchszwecken die Bundesrepublik aufgesucht.

DaB der Antragsteller keinen Asylantrag bzw. Antrag nach § 51 gestellt hat, liegt wie

bereits vorgetragen alleLn daran, da6 er seine Freunde in Berlin nicht verlassen will. Soweit

das Gericht auf die Moglichkeit der Stellung eines Umverteilungsantrags nach Berlin

verweist. verkennt es, daB fur die landerubergreifende Umverteilung wichtige Griinde, zu

denen Freundschaften mit anderen Personen defmitiv nicht gehoren, erforderlich sind.

Demnach batten eine Orientierung an den vorhandenen Fakten sowie die durch das Recht

des Antragstellers auf rechtliches Gehor gebotene Mitteilung der Zweifel des Gerichts zu

einer dem Antrag stattgebenden Entscheidung fuhren mussen.

Beglaubigte Abschrift anbei.

Lilge

Rechtsanwalt
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Rechtsantfalte
Kewepig & Lilge
Sormenallee 83

;r2045 Berlin

Sehr geehrte Rechtsanwalte!

In der Verwaltungsstreitsache

Rustem I s m a i l ./. Land Berlin

wird gebeten, bei der Stellungnahme zum Zulassungsantrag des Antragsgegners fol-

gendes zu berucksichtigen:

Es fragt sicrt, ob der Antragstelier - wie das Verwaltungsgericht meint - wegen des Tat-

bestandes des § 1 a Nr. 2 AsylbLG auf Leistungen verwiesen werden darf, die im Ein-

zelfall nach den Umstanden unabweisbar geboten sind. Reichen die widerspruchlichen

Angaben zum Veriust des Reisepasses zu der Annahme aus, dass der Antragstelier ein

solches Papier noch in Handen hat? Wenn aus dem vorgenannten Grund der Tatbe-

stand des § 1 a Nr. 2 AsylbLG nicht angenommen werden konnte, so ist die Auslander-

behorde im Obrigen bislang offenbar davon ausgegangen, dass der Antragsteller fur

die Beschaffung eines neuen Reisepapieres alles Notwendige getan habe.

Da der Antragsteller erst nach einem Aufenthalt von mehr als 1 %. Jahren offentliche

Hilfe beantragt hat, ist auch die Annahme des Antragsgegners zweifelhaft, der Antrag-

steller sei aus den Griinden des § 1 a Nr. 1 AsylbLG hier eingereist (Schriftsatz vom

18. Oktober 2000).

- 2 -
Sprechzeiten: Montag bis Freitag

von8.30Uhrbis13.00Uhr
FahrverbJndungen: S-Bahn Bellevue

U-Bahn Hansaplatz
U-Bahn Turmstra&e
Bus 123, 245
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Sprechen keine hinreichenden Grunde fur die Annahme der Voraussetzungen des

§ 1 a AsylbLG, so fragt es sich, ob der Antragsgegner Leistungen nach §§1,3 und 4

AsyibLG davon abhangig machen darf, dass der Antragstelier nachweist, sich um eine

freiwillige Ausreise zu bemuhen.

Hochachtungsvoll

S i l b e r k u hi

Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gQltig, weil es mit einer Datenverarbeitungsaniage erstellt wurde.



Bezirksamt Reinickendorf von Berlin
Rechtsamt
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Abschrtft

Oberverwaftungsgericht Berlin

GetehMczaieher

(bitte tmmer angeben)
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zustandig Zimmer

Fran
Hartmann-Tchera 260

In der Verwaltungsstreitsache

Rustem I sma i l ./. Land Berlin

-OVG6SN196.0-

10 4192-2049
intern: (8913)

Fax: 4192-2229

Datum

24. November 2000

beantragen wir,

den Antrag auf Zulassung der Be-
schwerde gegen den Beschiufi des
Verwaltungsgerichts vom 23.10.2000
- VG 32 A 594.00 - abzuweisen.

Bearundung:

Es bestehen keine Zweifel an der Richtig-
keit der angefochtenen Entscheidung. So-
weit der Antragsteller rugt, daB sich das
Gericht bei seiner Entscheidung aus-
schiieftlich von Vermutungen ieiten liefi,
die gegen den Antragsteller sprachen, so
ist dies angesichts des vom Gericht um-
fassend dargelegten bisherigen Vorbrin-
gens des Antragsteliers im Verwaltungs-
verfahren, beim Landeseinwohneramt und
im gerichtlichen Verfahren nicht verwun-
derlich, da aus derail widerspruchlichen
und zum Teil nicrrt nachvollziehbaren Aus-
sagen gerade keine fur den Antragsteller
gunstigen Schlusse gezogen werden kon-
nen. Dies wird auch dadurch bestatigt, dali
der Antragsteller jetzt eine neue Variante
zum angeblichen Passveriust vortragt, die
alien bisherigen Aufterungen wiederum wi-
derspricht.



Auch die Wurdigung der Erklarung des Centre Caucasien de France et d'Europe, in der ledig-
lich pauschal ohne weitere Untersetzung mit Tatsachen eine Verfolgung des Antragstellers
behauptet wird, ist nicht zu beanstanden. Auch der neue Vortrag hinsichtlich der behaupteten
Verfolgung ist nicht ausreichend substantiiert und laflt einen SchluB auf eine Verfolgung ge-
rade des Antragstellers nicht zu. Der Scnlufl auf eine fehlende Verfolgung kann auch deshalb
gezogen werden, weil der Antragsteller keinen Antrag auf Asyl stellt, da sein Interesse an
einer dauerhaften fur inn sicheren Regelung des Aufenthalts aufgrund der von ihm behaupte-
ten politischen Verfolgung doch uberwiegen muftte. Oer Antragsgegner hat den Antragsteller
wiederholt aufgefordert, einen schriftlichen Nachweis des Landeseinwohneramtes bzw. des
Landesamtes fur Gesundheit und Soziales - Ruckkehr und Weiterwanderungsberatungs-
stelle - vorzulegen, um seine Ruckreise - bzw. Weiterwanderungsabsicht zu belegen, was der
ublichen Verfahrensweise bei der Bewilligung von Leistungen nach dem AsylbLG in Berlin
entspricht. Als der Antragsteller eine Unmdglichkeit seiner Ruckkehr ins Heimatland wegen
politischer Verfolgung behauptete, wurde er aufgefordert, einen schriftlichen Nachweis uber
den Antrag auf Asyl vorzulegen. Diesen Aufforderungen kam der Antragsteller jedoch nicht
nach. Es kann aber nicht Aufgabe des Sozialhilfetragers sein, auslandischen Hilfesuchenden,
deren endgultiger Status nicht gekiart ist, Leistungen nach dem AsylbLG zu gewahren, wenn
diese ihre Ausreise ohne Grund verzogern Oder ihnen zur Verfugung stehende rechtliche
Moglichkeiten zur endgiiltigen Kiarung ihres Statusses aus nicht nachvollziehbaren Grunden
nicht ausschopfen.

Soweit der Antragsteller die Verletzung des Grundsatzes des rechtlichen Gehors rugt, ist dies
unverstandlich. Der Antragsteller hat als Beteiligter eine Mitwirkungslast, derzufolge er den
Prozelistoff und insbesondere die in seinen Bereich fallenden Umstande umfassend vorzu-
tragen hat. Der Antragsteller war anwaltlich vertreten, so daS ihm der Umfang dieser Mitwir-
kungsiast auch bekannt war, dies insbesondere in dem von ihm selbst angestrebten einstwei-
ligen Rechtsschutzverfahren angesichts der Eilbedurftigkeit und der in einem solchen Verfah-
ren allein vorzunehmenden summarischen Prufung durch das Gericht.

Das Gericht hat die innere Oberzeugungskraft der in Betracht kommenden Gesichtspunkte
ausreichend gepruft. Es ist jedoch nicht verpflichtet, den Parteien seine Schlufifolgerungen
mitzuteilen, soweit es sich dabei nicht um soiche handelt, mit denen die Beteiligten nicht ohne
weiteres rechnen konnten. Dies ist hier - auch gerade wegen der anwaltlichen Vertretung des
Antragstellers - angesichts der erheblichen inneren Widerspruchlichkeit des Vortrags des An-
tragstellers nicht der Fall.

Zwei Abschriften anbei.

Im Auftrag

G e ,?

Hartmann-Tchero
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Sehr geehrte Rechtsanwalte!

In der Verwaltungsstreitsache

Rustem I s m a i l ./. Land Berlin

wird dem Antragsteller aufgegeben, zu folgenden Fragen substantiiert Stellung zu

nehmen und Tatsachenbehauptungen soweit wie mdglich glaubhaft zu machen:

1. Wann, wie und aus welchen Grunden ist der Antragsteller in die Bundesrepu-

blik Deutschiand eingereist?

2. Welche Vorsteilungen hatte der Antragsteller bei seiner Einreise davon, wie er

hier seinen Lebensunterhait bestreiten vvurde?

3. Wie hat der Antragsteller hier in Zeiten, in denen er nicht inhaftiert war, seinen

Lebensunterhait gesichert? Sollte er Zuwendungen von Dritten erhalten haben,

so wird um Angabe der Namen und der Anschrift und, soweit moglich, urn

Glaubhaftmachung durch eidesstattliche Versicherungen dieser Personen ge-

beten.

4. Verfugt der Antragsteller uber einen Pass Oder ein sonstiges Ausweispapier,

bzw. wann, wo genau und unter welchen Umstanden ist ihm ein solches Papier

abnanden gekommen?

5. Weshafb hat der Antragsteller bislang unterschiedliche Angaben zum Passver-

lust gemacht?

-2 -
Sprechzeiten: Montag bis Frertag
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6. Verf ugt der Antragsteller uber Originaiunteriagen zu seiner Staatsangehorigkeit

und seiner Identitat (z.B. Geburtsurkunden)? Gegebenenfalls wird um deren

Vorlage gebeten. Hat sich der Antragsteller anderenfalls bemuht, beispielswei-

se uber seine Eltern, Freunde Oder Verwandte im Heimatland solche Unterla-

gen zu besorgen, oder aus welchen Grunden ist das nicht geschehen?

7. Wenn der Antragsteller in seiner Heimat ernstlich Verfolgung zu befurchten

hatte, so ware der einzig richtige Weg, das - unter Sicherung seines Lebensun-

terhalts nach dem Asylbewerberleistungesetz - durch einen Antrag auf Asyl

oder auf Anerkennung eines Abschiebeverbots nach § 51 AuslG feststellen zu

lassen.

a) Warum steilt der Antragsteller keinen entsprechenden Antrag? Ailein die

Tatsache, dass er sich sodann bei einer Verteilung in ein anderes Bundes-

fand von hier gewonnenen Freunden trennen musste, macht die Weigerung

nicht erklarlich, zumal dem Antragsteller bei Ausstellung des vom Landes-

einwohneramt fur inn beantragten Reisepasses die Abschiebung in seine

Heimat, und damit nicht zuletzt auch die Trennung von eben diesen Freun-

den droht.

b) Wie erklart es sich in diesem Zusammenhang, dass der Antragsteller durch

seine damalige Bevotlmachtigte am 30. Dezember 1999 angegeben hat, er

sei mit seiner Abschiebung einverstanden?

Wenn diese Verfugung nicht innerhalb von zwei Wochen beantwortet werden kann,

wird um alsbaldige Mitteilung gebeten und Fristverlangerung in Aussicht gestellt.

Hochachtungsvoll

S i I b e r k u h l

Dieses Schreiben ist ohne~Untefsodrt|̂ a.8iti9, well ea mit emer JDatenverarbeitungsanlage erstelit wurde.
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20 12 2000In der Verwaltungsstreitsache

Rustem Ismail./. Land Berlin

- OVG 6 S 52.00 -

verweise ich zunachst zur Beantwortung der Fragen des Gerichts auf

meinen Antrag auf Zulassung der Beschwerde vom 2. November 2000, in

dem die Fragen teilweise beantwortet sind.

Im Ubrigen beantworte ich die Fragen des Gerichts aus dem Schreiben vom

6. Dezember 2000, hier zugegangen am 13. Dezember 2000, wie folgt:

1. Der Antragsteller ist Anfang Juli 1998 in die Bundesrepublik eingereist.

Er ist von Paris aus mit dem Zug gereist. Der Grand fur seine Ausreise aus

Aserbaidschan war der, dass er befurchtete, ebenso wie andere Mitglieder
8*fc , f. t v«-<•• / .? ?% ;••<"( '

des " Vereins der Grtirien Briider " (vgl. Anlage 6 zum Antrag nach §123)

wegen seines. Eintretens fur den Zusammenschluss Aserbaidschans mit-dem
^ ' V />, .

Iran verhaftet werden wiirde.

Da das Zentrum der Briiderschaft in Paris liegt, ist er zunachst dorthin

gereist. Von Paris aus ist er dann zu Besuchszwecken nach Berlin gereist. Er

hat sich in Berlin wohler gefuhlt als in Paris, so dass er hier bleiben wollte.

Postbank Berlin BLZ 100 100 10 Konto Nr. 11 90 -102



2. Er hatte die Vorstellung, hier ebenso wie in der Heimat ein eigenes Gescha'ft auftnachen

zu konnen. Er bezeichnet sich selbst als geschickten Geschaftsmann und ist der Meinung,

dass er bei Erteilung einer Arbeitserlaubnis durchaus sein Geld verdienen konnte.

3. Der Antragsteller hat seinen Lebensunterhalt bisher notdilrftig dadurch gesichert, dass er

andere um Almosen gebeten hat. Wie bereits friiher geschildert hat er sich Essen vor der

Moschee und an anderen Orten erbettelt, Obdachlosenkiichen aufgesucht und sich von

Freunden einladen lassen. Er hat auch bei einigen arabischen Imbissen am Hintereingang

Essensreste bekommen.

ManchniaJ hat er auch gehort, dass jemand zum Tragen von Mobeln oder Shnlichen

Handreichungen gebraucht wurde und seine Dienste gegen ein Essen angeboten.

Leider ist niemand aus seinem Bekanntenkreis bereit, schriftlich zu bestatigen, dass er den

Antragsleller unterstiitzt hat. Dies Hegt daran, dass diese auslandischen Freunde

grundsatzlich Angst davor haben, gegeniiber deutschen Behorden oder Gerichten etwas zu

bestatigen. Sie vermuten, dass sie Nachteile haben, wenn sie bestatigen, dem Antragsteller

geholfen zu haben.

Die einzige Bestatigung iiber eine Hilfeleistung, die der Antragsteller erhalten konnte, ist

die seines Wohnungsgebers Levent Goktekin, die als Anlage 2 zum Antrag eingereicht

wurde. Weitere Bestatigungen konnte der Antragsteller nicht beschafien.

4. Der Antragsteller verftigt nicht iiber einen Pass oder ein sonstiges Ausweispapier. Sein

Pass ist ihm schon am Tag seiner Ankunft in Berlin in einem Imbiss gestohlen worden. Der

Antragsteller hatte seine Jacke iiber einen Stuhl gehangt; als er nach dem Essen gehen

wollte, war seine Brieftasche mit sSmtlichen Papieren, Geld und so weiter weg. Das Essen

hatte er wenigstens schon vorher bezahlt.

5. Der Antragsteller hat bisher unterschiedliche Angaben zum Passverlust gemacht, weil er

bei seiner Festnahme ca. einen Monat nach seiner Einreise davon ausging, dass man es ihm

weniger iibel nehmen wurde, wenn er den Pass gerade erst verloren hatte. So hatte man ihm

wenigstens nicht den Vorwurf machen konnen, sich nicht um die Beschaffung eines neuen

Passes gekummert zu haben.

Tatsachlich ist ihm aber der Pass schon am Tag der Einreise gestohlen worden.

Seite 2



6. Der Antragsteller verfugt nicht iiber Originalunterlagen zu seiner Staatsangehorigkeit

und seiner Identitat. Er hat auch nicht versucht, solche Unterlagen aus seiner,Heimat zu

beschaffen, da er vor seiner Ausreise aus sicherer Quelle erfahren hatte, dass die

Geheimpolizei ihn verhaften wollte. Er hat deswegen Angst, dass seine Verwandten

Probleme bekommen, wenn sie fur ihn Unterlagen beantragen.

7. a) Der Antragsteller hat keinen Asylantrag und keinen Antrag nach § 51 gestellt, weil er

eine Duldung hatte und nicht wusste, was es sonst noch fur Moglichkeiten gibt.

Nach meiner Beauftragung beziiglich der Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz

habe ich dem Antragsteller mitgeteilt, dass ein Asylantrag keinen Sinn macht, da er aus

einem sicheren Drittstaat eingereist ist. Ein Antrag nach § 51 luhrt bei zielstaatbedingten

Abschiebungshindernissen zu einer Zustandigkeit des BAFL verbunden mit einer
vVe^r'" •<• * - - ' : - . ' , - •

landeriibergreifenden Umverteilung, die der Antragsteller gerade nicht wunscht. -'

Im Obrigcn besteht das Problem, dass der Antragsteller nicht in der Lage ist, mich zu

bezahlen. Es war ursprunglich vereinbart, dass er nach Gewahrung der Leistungen nach

Asylbewerberleistungsgesetz Ratenzahlungen an mich leisten sollte.

Die Wahrscheinlichkeit, dass Berarungshilfe gewahrt werden wiirde, halte ich fur sehr

gering, wenn nicht einmal Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gewahrt

werden

Da aber offensichtlich die Tatsache, dass bisher keine derartigen Antrage gestellt wurden,

fur alle anderen Beteiligten aufier mir und dem Antragsteller ein Problem zu sein scheint,

werde ich demnachst bei der Ausianderbehdrde beantragen, die Duldung des Antragstellers

auch wegen politischer Verfolgung in der Heimat zu erteilen. Dazu wird es wegen meiner

derzeit sehr starken Arbeitsiiberlastung in diesem Jahr aber nicht mehr kommen.

b) Zur Angabe seiner damaligen Prozessbevollmachtigten, er sei mit seiner Abschiebung

einverstanden, hat der Antragsteller erklart, es sei ihm damals sowohl korperlich als auch

psychisch sehr schlecht gegangen und er sei durch die Haft so zermurbt gewesen, dass ihm

damals alles egal gewesen sei. Er habe nur weg (gemeint ist das Gefangnis) gewollt. Es sei

ihm egal gewesen, ob er im GefSngnis in Deutschland oder in Aserbaidschan sturbe.

Beglaubigte Abschrift anbei.

Lilge, Rechtsanwalt
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Rechtsanwalte
Kewenig & Lilge
Sonnenallee 83

12045 Berlin

Berlin, 21.12.2000

Rustem Ismail./. Land Berlin
OVG 6 SN 196.00

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit mochte ich Ihre Fragen von Ihrem Schreiben vom 06.12.2000 beantworten:

1) Ich bin im Sommer 1998 nach Frankreich eingereist. Im August 1998 bin ich mit
Herr Mustafa in die BRD eingereist.

2) Wie ich meinen Lebensunterhalt bestreiten sollte, wusste ich zudem Zeitpunkt noch
nicht, da ich aus Asarbaidschan floh.

3) Bei knbissen, Doner - Laden, Cafe's, Moscheen und ahnliches habe ich mir Essen,
Trinken und Geld erbettelt. Zu welchem Zeitpunkt was ich von wem bekommen
habe, weiB ich nicht genau. Die Inhaber der Geschafte konnen Ihnen dennoch
bestatigen, dass ich Zuwendungen von Ihnen erhalten habe, mochten dieses aber
ungern schriftlich geben.

4) 1998 besafi ich einen giiltigen PaB. Meine Brieftasche samt meiner Ausweise und
Papiere sind damals abhanden gekommen, so dass ich von der Polizei sogleich
aufgegriffen wurde.

5) Erneut mochte ich betonen, dass ich zum Passverlust keine unterschiedlichen
Angaben gemacht habe.

6) Andere Originalunterlagen verfuge ich nicht. Diese habe ich auch nicht beantragt,
da ich Angst habe.

7) Einen Antrag habe ich bisher nicht gestellt, da ich Angst hatte, bei einer Abweisung
meines Antrages ich nach Asarbaidschan abgeschoben werden konnte.



Ich habe keine Aussage gemacht, dass ich am 30.12.1999 das Land verlassen
werde. Auch etwas schriftliches liegt nicht vor. Ich habe ebenso Zeugen aus der
Gewahrsam.
Ich habe eine Klage gefuhrt, ich musste Unterschriften leisten, obwohl ich keine
Sprachkenntnisse in deutsch habe. Mit einer Abschiebung bin ich nicht
eiriverstanden.

Emeut mochte ich betonen, dass ich keine widerspriichlichen Angaben mache.

Ich bitte Sie, diese Angaben mit der von Ihnen eventuell zu ergSnzen.

Ich wunsche bereits jetzt ein frohes Fest und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Mit der Bitte um Erledigung und Ruckanrwort verbleibe ich

mit freundlichen Gruflen



Amtsgericht Tiergarten

Amtsgericht Tiergarten, 10548 Berlin (Briefanschrift)

Abt. 251 a

Herrn Rechtsanwalt
Harald Lilge
Sonnenallee 83

12045 Berlin

It* 41.00
Anschrift fiir Paketpost: Turmstrafie 91,10559 Berlin
Femruf (Vermitllung): 90 14-0, Intern: (914)
Femruf fur direkte Durchwahl: siehe 9
Telefax: (030) 90 14-20 10
Postbank Berlin, Konto der Justizkasse Berlin
Bin 352-108 (BLZ 100 100 10)

Fahrverbindung:
U-Bhf. TurmstraBe
S-Bhf. Bellevue
Bus 123, 187,227,245
(Diese Angaben sind unverbindlich)

Sprechzeiten:
montags bis freitags
von 08.30 bis 13.00 Uhr
donnerstags zusa'tzlich
von 14.00 bis 15.00 Uhr

Hinweis:
Wegen der Parkraumnot in der Umgebung des
Gerichts wird die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel empfohlen.

Geschaftszeichen
251 a Ds 349/00

IhrZeicnen

2815
Datum

8.8.00 stan

•~

Sehr geehrter Herr Lilge,

beiliegendes Schriftstuck erhalten Sie fur Ihre Unterlagen.

Hochachtungsvoll

'--

Auf Anordrvung

Justizangestellte

VERSAND
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An die
Beratungssteile ADM
Zu Handen von
Herrn Birol Isik
Skalitzer Str. 138
10999 Berlin

Behandlungszentrum
fur Folteropfer Berlin

Berlin, den
22.05.2002

Arztliche Stellungnahme

Betr.: Herrn Rustem, Ismail, geb. arn 7.11.1970 in Georgcay, Aserbajdschan

Eine Entbindung von der arztlichen Schweigepflicht liegt hier vor.

Herr Rustem wurde uns von einer Beratungssteile zugewiesen. Er lebt derzeit
mit einer Duldung, ausgesteilt am 29.6.2001 und veriangert bis zum 24.7.2002,
in Berlin. Er war am 6. August 1998 in den Bereich des Asylgesetzes einge-
reist. Am 7. 8. 1998 sei er festgenommen und nach Berlin-Kopenick gebracht
worden und sei dort drei bis dreieinhalb Monate in Abschiebegewahrsam
gewesen. Auf eigene Initiative sei er von dort am 18. 12. 1998 entlassen
worden.

Er hatte seinerzeit in der Abschiebungshaft uber Blut im Stuhl geklagt und
berichtet, dass seine "Nerven kaputt" gewesen seien. Er sei medikamentfis
behandelt worden, kenne aber die Namen der Praparate nicht.
Nach seiner Entlassung habe er sich bei der Ausianderbehorde melden
mussen. Er habe dann fur einen Monat Aufenthalt gewahrt bekommen und
habe unterschreiben sollen, dass er seine Ausreise freiwillig betreiben moge.
Er habe sich jedoch sieben Monate "illegal" in Berlin aufgehalten, sei dann in
eine Personenkontrolle geraten und erneut nach KOpenick gebracht worden.
Dort habe er wieder circa dreieinhalb Monate im Abschiebegewahrsam zuge-
bracht. Er habe sich uber zunehmende seelische Probleme beklagt. Mit
anderen Haftlingen habe er sich an einem Hungerstreik beteiligt.

. Heir Rustem hat derzeit noch keinen Asylantrag gestellt.

Dr. med. Sepp Graessner , ,—
Diagnostische Abteilung ^X

Diktat korrigiert und unterschrieben von Dr. med. Sonja Suss)

Klimkum Westend

Spandauer Damm 130

14050 Berlin

Tel (030) 30 39 06 - 0
Fax (030) 30 61 4371

mail@bzfo.de

www.folteropfer.de

DeuiiUie ApgineKer

und Arztebank

Kto. 000 3074234

BL210090603



Andreas Carganico
Arzt fur Allgemeinmedizin
Dr. med. Stephan Dupke
Arzt fur Innere Medizin

Praxis Carganico/Dupke Driesenerstr. 11 10439 Berlin

-Sozialamt-

31.05.02

Andreas Carganico
Arzt fur Allgemeinmedizin
Dr. Stephan Dupke
Arzt fur Innere Medizin

Driesenerstr. 11
10439 Berlin
Fon 030-4459575/76
Fax 030-4459664

Betr.-.Patient Ismail Rustem, geb.07.11.1970

Sehr geehrter Kollege,

Die bei uns am 31.05.02 durchgefuhrte OGD ergab folgenden Befund:

Indikation: Refluxkrankheit, epigastrische Schmerzen
Pramedikation: lOmg Daizepam iv

Einfuhren des Endoskops unter Sicht bis in das postbulbare Duodenum.
Das postbulbare Duodenum ist unauffallig. Der bulbus duodeni zeigt normale Schleimhaut-
verhalmisse.
Der Pylorus ist nmd, dffnet symmetrisch, etwas klaffend.
In Antrum, Corpus und Fundus deutliche erosive Gastritis, keine Ulzerationen, keine
Raumforderungen makroskopisch.

Bei der Inversion zeigt sich eine klaffende, insuffiziente Kardia mit ebenfalls deutlichen
Entzundungsstigmata. Auch hier die Entnahme von Biopsien. Ausgepragte axilale
Hiatusgleithernie.
Der Osophagus ist im distalen Abschnitt deutlich entzundlich verandert.

Es wurden Biopsien aus dem prapylorisehen Antrum, Korpus und Kardiabereich
entnommen.

Beurteilung: Refluxosophagitis IP
Kardiainsuffizienz bei axialer Hiatushernie
Erosive Pangastritis

Therapie: Aktuell ist eine hochdosierte Therapie mit einem Protonenpumpenhemmer
(z.b.Rifun 40mg) unbedingt notwendig, wofiir eine Kosteniibernahme unbedingt zu
empfehlen ist. Das weitere Prozedere ist abhangig von den histologischen
Untersuchungen.

Mit freundlichen, kollegialen Griifien und Dank fur die Uberweisung

Andreas Carganico
Facharzt fur Allgemeinmedizii

Dr. med. Stephan Dupkt.
Facharzt fur Innere M^dizir

Driesener StralBe 11. 10439 Berln.

[7283112

Andreas Carganico;Dr. mecTl Dupke



Dr. med. ANDREAS LEPKE
Facharzt fur Urologie

Uro-Onkologische Schwerpunktpraxis
Sonographie/Rontgen/Labor/Andrologie/Vorsorge

Mo, Di, Do 8.30 -12.00 15.00 -18.00
Mi nach Vereinbarung
Fr 8.30 - 12.00

Dr. med. A. Lepke - Skalitzer StraBe 134 - 10999 Berlin

Skalitzer Str. 134
D-10999 Berlin
Tel: 030 7616 95 80
Fax: 030/616 95 815

HypoVereinsbank
(BLZ 100 208 90)
Konto-Nr.:312652722

Datum 16.09.2002

ATTEST ZUR VORLAGE BEIM SOZIALAMT

Herr Rustem, Ismail, geb. am 07.11.1970, wohnhaft in 10399 Berlin, Reichenberger Str. 75

ist seit dem 22.08.02 in meiner Behandlung.

Der Patient ieidet anamnestisch seit mind. 3 Jahren an einer chronisch-rezidivierenden Prostatitis

sowie Schmerzen im Bereich des Gesa&es mit Ausstrahlung in den rechten Oberschenkei. Beim

urofog. Status waren leicht druckschmerzhafte Hoden beiderseits und eine ieichter Druckschmerz

uber der Blase sowie eine deutiich dolente Prostata {digital-rektal) auffallig, Sonographisch zeigten

sich vor aliem in beiden Prostata-Seiteniappen Verkalkungsbereiche wie bei chronischer

Prostatitis. Nach kalkulierter Antibiose mit Doxycyclin 200mg (schlieBlich dann resistent) wurde am

2.9.02 eine resistenzgerechte Antibiose mit einem Gyrasehemmer eingelertet.

Der Patient wurde uber das Krankheitsbild eingehend informiert und uber eine Rezidivprophylaxe

aufgeklart. Eine definitive Heilung der chronischen Prostatitis ist nicht mogiich, es sind auch

weiterhin Rezidive zu erwarten.

Dr. med. Andreas
Dr. med. A. Lepke

SkaliiJcr SUfifio 13>:

Telefj
616



Andreas Carganico
Arzt £ Ailgemeinmedizin
Dr, med, Stephen Dupke
Arzt fur Innere Medizin

Praxis Caiganico/TA-pke, Driesenereir. 11 10439 Bsrfin

Sozialamt -

Andreas Carganico
Arzt ftr AJigcmcinmcdizan
Df, gtephaa ixipke
Arzt fikc uinere Medizin

Dries «Kfstr, 11
10439 Beriifi
Fon 030-446 77 30
Fa3cQ30-44677333

8^1^04,10,2002

Attest
Herr Rusteai, Ismail, geb. 07. 1 1. 1970, befindet skh in rneiner hausafzflickea Behatidlung. Er
leidet an folgenden Eikimkuiigen rfttuell;

Chroaiselie Refiuxfcrankheit
Chroaisehe Gastritis
Cbroaisclie Prostattitis

Untsr kufeiider Theiapie mit fVotonenpumpenhemmem braBits Bsssenrag der chromsehen
Gastritis, wsshalb die Thsrapie unbedingt fortgesetzt werden sollte, Zudem besteht eine
maaifeste depreissive Eifcraukuog mit SofBAtisieruogsstoning. Auch diese ist mit Sicheriieit
behaiKilmigsfbedttrftig. DarQber darf die chron. Rrostatitis nicbl verges§eu werden.
Zudem hatte der Patient letzte Woche einen Veifcehrgimfall mit einem Fahiiad gegen ein Auto
unversehuldet, woraus multiple Prellungen und ein Schadel-Him-Trauma I3 resultieren,
Eine Behandlung ist mit Sieherheit uber das naehste Quartal hinaus notweBdig,

Pur weitere iiQckfiagen stehe ich geme zur Verfugung.

Mit freimdliclien GrtlBen Andreas Carganico
Fachar- *'•' V.cy-*-^^.

Or me«i. Siephan D w '
^te1'

MJB freundlichen
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[)RK Kliniken Berlin

DRK Kliniken Be'ln | DRK-Kliniken Westend
Spanda'jer Dc.ni n 130.14050 Berlin
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VOBiJSI? iCER ENTLASSUNGSBERICHT

Sebrgcehrt.: Frau Kollcgin, sehr geehrter Herr Koilege I

Wir bribe;] heute Ihre(n) Patient(in) Frau/Herm / J t^fr

entlassen, der/die sicli vcm

Westend

Medizinische Klinik f

Schwerpunkt: Gastroenterologle

Chefarzt:

Prof. Or. rr.ed. Reinhard Buchsel

Station: 27

T: 03C | 30 35 43 60

F: 03C | 30 35 43 69

E: gastrcenterologie@
drk kiiniken-westend.de

Spand.iuer Darnm 130

14050 Serlin

geboren

bis in unserer stationaren

Behandiuns -xftind.

Def Arzlbrif;;; geht Ihnen in Kiirze zu.

Mit freundli-:aen kollegialen GriiBen

~~

Eini'ichtunyer: dw
DRK--
Sctiwesternscf'.'ft
Eeciin c-.V.

Oeutychies Rotes Kreuz Schwesternsc!" >ft Berlin GeiTieinniitzige Krankenhaus GmbH
ftmtr/ripnrfTt '.'.'harirttsnburg HflE <3Bt)S
Aufsioncsralsvorsit.zends Ob-srin H^idi : ::hiif ^r-^rtschrnanr,
Cttscluft&t'Ghrung 'Jip!.--~g. Serthoiri Sr !o:is Vcrs ] i Or met!. Vhom.is f.sr^.:>rg



UNlVERsTrATSKLINIKUM • MEDIZINISCHE FAKULTAT DER HUMBOIPT-UNIVERSITAT ZU BERLIN

Berlin, den 16.01.2004
Soziaidienst
Tel.: 030 450 571074 Fax: 030 450571974

CHAHITfi • D-10088 BERLIN

Bezirksamt Reinickendorf von Beilin
Sozialamt
Soz 4782, Hr. Raatsch
Eichenborndamm 215 - 239
13427 Berlin

CAMPUS CHAB1TS MITTE

Rustem, Ismail

z.Zt.

geb.: 07.11.197.0

Charite, Psychiatrische Klinik, Station 151
10098 Berlin, Schumann Str. 20/21

Antrag auf Sozialhilfe sowie Versorgung mit Unterkunft

Sehr geehrte Darrien und Herren,

o.g. Patient befindet sich seif dem 07.01.04 in der stationaren Behandlung unserer Klinik.
Massive soziale, finanzielle und gesundheftiiche Schwierigkeiten des Patienten (keineriei finanzielie
Bezuge, keine gesicherte Wohnsftuation, verschiedene Erkrankungen) haben am 07.01.2004 zu
dessen Dekompensation geftfhrt.
Weil er fQr sfch keine andere Mfiglichkeit sail, hat er sich in suizidaler Absicht vor dem
Reichstag/Bundespresseamt mit fienzin ubergossen und versucht sich anzuzQnden.
Passanten konnten letztendfich durch die herbeigerufen Polizei verhindern, daS es zum Vollzug der
Tat kam.
Zur Zeit wird Hr Rustem medizinisch durch unsere Klinik versorgt.
Im AnschfuB ?n dessen statlonarer Behandlung stellt sich fur uns jedoch die Frage der sozialen
Absicherung ces Patienten, den wir nach der derzeitigen Situation, mittellos in die Obdachlosigkeit
entlassen mQssen.
Eine derartige Situation wQrde bei dem Patienten unter bekannten Umstanden zu einer erneuten
Verschlechterung des Zustandes mit Suizidalita't fuhren, deren Fofgen nicht absehbar sind und untei
Umstanden zu einem erneuten Klinikaufenthalt fQhren kfinnten.

Wir bitten Sie deshalb dringend, den Antrag des Patienten positiv zu entscheiden und ihm, falls
erforderlich, einen Termin beim Soziatemt miizuteilen.

Mit freundlichen GruBen

Hr. KrOplin.
Soziaidienst

LBartholoma.
ationsarztia

HAUSANSCHRIFT: UNTCHtSITlTSKUEfflKUM CHABITfi • MEDIZINISCHE FAKULTAT DER HtaffiOLDT-UNTVEBSITAT ZU BERLIN
Schumannstrafle 20/21 - D-10117 Berlin - Telefon: 050 / 450 - 50 - Internet; www.charite.de

Bankverbindung: Dresdner Bank • BLZ 120 800 00 - Konto 0 108 116 000



Franziskus - Krankenhaus
, . . . , , , _. .., Klosterstrasse 1 4
Akademisches Lehrkrankenhaus der Charite, 49832 Thujne Krs Emsland

Universitatsmedizin Berlin

|nnere Abteilunq Budapester Strasse 15-19
10787 Berlin

Chefarzt: Prof. Dr. J. Andre Schmidt-Lucke Tei, oso / 2™ ssoo
Internist: Angiologie/Phlebologie, Kardiologie, Intensivmedizin Fax: 030 / 2638 3609

innere@franziskus-berlin.de
www.franziskus-berlin.de

Franziskus-Krankenhaus Budapester StraBe 15-19 10787 Berlin

Herrn
Rustem Ismail
Wichmannstr. 9

10787 Berlin

24.10.2007
Gun/ca, 113899

Mit der Bitte um Weiterleitung an den Hausarzt

Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege,

wir berichten Ihnen uber Herrn Rustem Ismail, geboren am 07.11.1970, wohnhaft Wichmannstr. 9 in
10787 Berlin, der sich in der Zeit vom 23.09.2007 bis 26.09.2007 in unserer stationaren Behandlung
befand.

Diagnosen:
1. Pneumonie links bei
2. bekannter HIV-lnfektion, aktuell keine antivirale Therapie
3. Zustand nach Myokarditis 2003
4. Somatisierungsstb'rung
5. Zustand nach Lues
6. Zustand nach Hepatitis A

Aktuelle Anamnese:
Aufnahme aufgrund einer Allgemeinzustandsverschlechterung mit Husten, Schuttelfrost und Glieder-
schmerzen. Bekannte HIV-Erkrankung.

Untersuchungsbefuncie

Labor bei Aufnahme:
Komplett unauffallig.
Spezielles Labor vom 25.09.2007:
Leukozyten 3,3 Gpt/l, Lymphozyten 55 %, Lymphozyten absolut 1802/UI, T4-Helferzellen relativ 21 %,
absolut 370/ul, T8-Suppressorzellen relativ 58 %, absolut 1050/ul, T4/T8-Quotient 0,35.

Ruhe-EKG vom 23.09.2007:
Sinusrhythmus, Herzfrequenz 106/min., uberdrehter Linkslagetyp. Keine frischen Ischamiezeichen.
Sinustachykardie.

Rontgen Thorax in 2 Ebenen vom 24.09.2007:
Herz noch normal grofJ. Unauffallige Lungengefaftzeichnung. Zarte streifige Zeichnungsvermehrung
links laterobasal, am ehesten Restbefund einer nicht mehr frischen Infiltration. Winkelerguss links.



Entlassungsbericht Herr Rustem Ismail

Abdomen-Sonografie vom 25.09.2007:
Hepatomegalie mit Steatose. ProstatavergroUerung.

Zusammenfassende Beurteilung, Therapie und Verlauf:
Die stationare Aufnahme von Herrn Ismail erfolgte aufgrund einer radiologisch gesicherten Pneumo-
nie links. Wir begannen eine antibiotische Therapie mit Moxifloxacin sowie symptomatisch mit Inhala-
tiva. Bei bekannter HIV-lnfektion 1st bisher keine antivirale Therapie anamnestisch indiziert gewesen.
Am 26.09.2007 wurde Herr Ismail auf eigenen Wunsch entlassen.

Letzte Therapie/Medikation:
Moxifloxacin 400 mg
ACC 600 Brausetbl.

Mit freundlichen ko legialen Gruften

1 -0 -0 seitdem 23.09.2007
1 -0 -0

Prof. Dr. J. A. Schmidt-Lucke Dr. med. B. Amann
Angiologe, Diabetologe DDG

Oberarzt



usländerangelegenheiten
Eledrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berl in D

Außenstelle Abschiebegewahrsam Köpenick,Grünauer S t r .140 ,12557 Berlin

Botschaft der Republik
ASERBAIDSCHAN
-Konsul arabtei l ung-
Bad Code sbe r g-Hehlern

Schloßallee 12

53179 Bonn

Geschäftszeichen
IV B 3532

Zimmer Telefon
10 (030)29329-846

Fax (030)29329-889

Datum
11.09.1998

Betrifft: Herrn RUSTEM ,Ismail * 07.11.1970
Vorgang ; Ausstellug eines Keisedokumentes
Anlagen ; 2 Paßbilder, l Paßantrag

Sehr geehrte Damen ,sehr geehrte Herren ,

der Genannte besitzt keine Aufenthaltsgenehmigung und ist deshalb
zur Ausreise verpflichtet.Unsere Ausreiseaufforderung wurde bisher
nicht befolgt.Wir müssen daher die gesetzlich vorgeschriebene Ab-
schiebung durchführen.

Dafür benötigen wir einen Paßersatz.

Der Betroffene ist nicht im Besitz eines Passes.

Zur Durchführung der Ausreise in das Herkunftsland bitten wir um
Ausstellung eines Rückreisedokumentes, welches Sie bitte an
obiges Aktenzeichen übersenden wollen.

•Wir wären Ihnen dankbar , wenn Sie die Angelegenheit kurzfristig
erledigen könnten ,da sich der Betroffene in Abschiebehaft be-
findet .

Vielen Dank für Ihre Bemühungen.

s. Kl t vorzüglicher Hochachtung
|m Auftrag

:L
\ Riebe

.;§j-tahntiof Amrusier StraBe Zahlungen bitte bargeldlos nur an die
fiu 127,227,238,245,345 LandeshauptkasseBerlin, 10789 Berlin

Kontonummer Geldinstitut Bankleitzahl
58-100 Postbank Bin 100 ipO 10



ifriedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin

\v
Botschaft der
ASERBAIDSCHANISCHEN Republik
- K o n s u l a r a ta t e i l u n -j -
Bad G o d e s b er g - M e h lem
SchloRallee 12

5317? Bonn

Geschäftsreichen Bearbeiter Zimmer Telefon Datum
IV B 2257 Fr.Baecker 307 (030) 90158-445 10.11.1999

Fax 90153-451

Betrifft: hier: ISMAIL, Rüstern geb. 07.11.1970
alias: RÜSTE», Ismail gob. 07.11.1970

Vorgang ; Antrag auf Ausstellung eines; Rückkehrdokumentes
unser le.tr.tes Schreiben vom OG. 07. 1999

Anlage ;

Sehr geehrte Frau N a d j a f o v a ,

mit oben genann ten Schre iben baten wir u m die Au ss t e11u n g eines
R ü c k k e h r d o k u m e n t e s .

Das Re i sedokument wird zur D u r c h f ü h r u n g der gesetzl ich vorge-
sch r i ebenen A b s c h i e b u n g benöt ig t .

Es wird h ö f l i c h s t a n g e f r a g t , inwiewei t e ine Iden-
t i t ä t s ü b e r p r ü f u n g im Heini,;: t i and e r f o l g t is t und w a n n mit einer
. A u s s t e l l u n g e ines R ü c k k e h r d o k u m e n t e s z u r e c h n e n ist .

Vielen Dank f ü r Ihre B e m ü h u n g e n .

H i t f r e u n d l i ehen G r ü n e n
Im Auf t r ag

Baecker

IMlbshof A u r c ü s r S t r r f ! »
!isl27,22?1233,:?5 (3i5

- . h l u n g e n h i ^ t . » h a r ; e ] d l - - s o u r a n d ie
f l 4 « h : - j p ^ i s : - : P c r l i B , 1 C - S ? B e r l i n I 0 2 1 - 1 2 2

1?! J i u s L i t u t P 3 n ) ; l ? l " ? b l
P o s t b s n k E i n I C O !01 10



o^^^%^^^^^fey^^ ^y&fi^t&Zfc
Schloßallee 12
D-53179 Bonn

Telefon: 0228/943890
Telefax: 0228/858644

[Bonn
12.11.1999

[Ausländerangelegenheiten
{An Frau Baecker

[Hiermit teilt die Konsularabteilung der Botschaft der Aserbaidschanischen
[Republik mit, daß die Unterlagen der untenerwähnten Personen in Aserbaidschan
Ibearbeitet werden.

[Anlage

: freundlichen Grüßen,

M.Nät
KonsularabteiliB5ga49^Kbtschaft
der Aserbaidschanischen Republik



L i s t e

1. ASKEROW SAHTO geb.22.06.1959
2. ABBASOV VASBF geb.01.08.1972
3. HASANOV ASLAN geb.29.03.1968
4. KEWORKIAN ARMEN geb.02.02.1970
5. KASOMOV ELMAN geb.01.01.1964
6. ISMAILOV WESIR geb. 13.08.1968
7. SADICHOWMIRSALAMgeb.28.01.1963
8. RIZAYEV CERKEZ geb.02.05.1976
9. RASULOWISMET geb.02.09.1952

10.PETROV NIKOLAJ gebTOS. 10.1967
l l.NEEBffiV RAFAIL geb.01.03.1971
12.TOMASJAN ARMEN geb.16.0l.1978
13.MIRZOEV ALI geb.29.10.1979
14.MUSTAFA JUSUF geb. 1946
15.ISMAIL RUSTAM geb.07.11.1970



-v '-*'}(_
Aktenvermerk

ASERBAIDSCHANISCHE Republik (Stand per 23.02,2000)

Betr. : Passaustellung für

1. ABBASOV, Namig

2. ABBASOV, Vasif

3. AGAKISCHIEW, Zohrab
r •

4. ARKUNDOV, Zaur .

5. BABAEV, Emin

6. GASSANOV.AIi

7. HASANOV, Aslan

8. HASSANOW, Intigam

9. ISMAIL, Rüstern

10. ISMAILOV, Wesir

11. KAZIMOVSKI. Rauf

12. KJASIMOV, Aflatun

13- MAHAREMOV, Kamil

14- MAMMEDOV, Vagif

15. MECKLER, Souleiman

16. MIRSAJEV. Valeh

17. MUSTAFA, Jusuf

18. MURSALOV. Arif ,
. :.-•

19. PETROV, Njlolaj

20. RASULOW. Ismet
(alias. RACULOW)

21. RIZAYEV, Särraf

22. RIZAYEZ, Cerkez

23. SADIHOV, Mirsalam

/ ^ ^(2.6

A

geb. 14.03.1966

geb.01. 08.1 972

- geb. 03.02.1970
'

geb. 13.01.1962

geb. 23.05.1980

geb. 15.10.1969

geb. 29.03.1968

geb. 20.02.1964

geb. 07.11.1970

geb. 13.08.1968

geb. 07.09.1983 - " . - .

geb. 03.03.1968

geb. 29.10.1964

geb. 16.03.1950 !

geb. 29.01.1967 - • ,

geb. 02.05.1965

geb. ..........1946

geb. 07.06.1959

geb. 08.10.1967 r

geb.02.09.1952
, :

geb. 13.04.1962 (Dokument am 03.02.2000 bezahlt)

geb. 02.05.1976

geb. 28.01.1963

Am 23.02.2000 habe ich telefonisch bei der aserbaidschanischen Botschaft nachgefragt, um mich
über den neuesten Sachstand zu informieren.

Ansprechpartner für uns ist jetzt Herr GURBANOV. Da Herr GURBANOV neu in der
Konsularabteilung ist, konnte mirz.Zt. keine Auskunft geben. Die Liste habe ich heute per FAX
zugesandt. Herr GURBANOV bat um zwei Tage um sich über den Sachstand zu informieren und
sagte zu, am Montag (den 28.02.2000) mir telefonisch eine genauere Auskunft zu erteilen.

iv B 2257/Baecker
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Aktenzeichen: -v
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Bearbeiter/in:
Frau Güll

Telefpni .,030/901:58-767

Zimmer:" 475

Datum: 02.05.00

B E S C H E I N I G U N G
i:

zur Vorlage beim BA Reinickendorf von Berlin

Herr Ismail, Rüstern * 07.11.1970
wohnhaft: unbekannt

erhält hier
keine Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

Im A
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Landeseinwohneramt Berlin
Referat Meldeangelegenheiten, Pass- und Ausweiswesen

Meldestelle 53

--ZUR PERSON NICHT AUSGEWIESEN--

' • .f>in>*i";*fc:.«4f »«"njü.!»-.'

BERLIN,DEN 31.01.2000

MST 5313

TELEFON C99- ÄFF. ' 3 i 567

BESCHEINIGUNG AUS DEM MELDEREGISTER

NAME: ISMAIL

VORNAME: RUSTEM

GEBNAME:

GEB. AM 07.11.1970. IN GÖGCAY

FAM-STAND: LEDIG

STAATSANG: ASERBAIDSCHANISCH

MELDEZEIT:

VOM 31.01.2000 BIS JETZT

10999 BERLIN (KREUZBERG), REICHEfTBERGER -STR. 075

BEI LÜTFI GÖKTEKIN

IM AUFTRAG

EBERT

LEA 2435 Bescheinigung aus dem Melderegister - PC -Jßjyifa^7«5432 i
f ' " "?• J f"*' ""-./• * i" L*"* i •_
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einstweiligen Anordnung wegen Unterhalt
(Familiengericht Cicerostr. 2)
Nachweis, wie der Unterhalt geregelt ist
Belege über den erhaltenen Unterhalt
Letzten Überweisungsbeleg der Kindergeldkasse

_ Schwerbehindertenbescheid
(3] Versicherungsnachweise
• * • (Sterbeversicherung usw.) .
Q] Ärztliches Attest

r^j
^n\

X * l *

^

u
o

-N

U

III

QacNUtnatchw (Ntt» Inwrwf angabor

DJug
ZusUndlgls»

T«l̂ on 4Xirch>wh(- (030)

°"
Taftnin
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chweise beigefügt
:keit berechnen.

ibrechnung, aus der
setrages erkennbar ist
atzten drei Monate

. etzte Rentenerhöhung

Bescheid

l Bestätigung des
ph Arbeitslosengeld
jt-wurde
j Arbeitslosenhilfe über
ig der Angehörigen

[̂ Bescheinigung des Vermittlungsarbeitsamtes
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,1
Bezirksamt Reinicksndorf von Berlin

[ | Abteilung Sozialwesen und Sport

| | Abteilung Jugend und Schule

V
Bezirksamt Rainickandorf, Eichborndamm 215-239, 13437 Barlin-Wittonau

1, Frau / Herrn

H!

Geschaflszotchan (brtta Immer angeben)

G Jug
Zuständig ist

>-k :

Zlmrnef

M
Tslolon -Ourchwanl- (030)

4192 k(X>\~~
Datum _ -.

^^

Betr.:

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr,
wir benötigen von Ihnen die unten angekreuzten U n t e r l a g e n spätestens am

Termin

Bitte kommen Sie mit den Unterlagen zu uns. Falls Sie verhindert sein seilten,
| | können Sie sich von einer volljährigen Person mit schriftlicher Vollmacht vertreten lassen.
| | rufen Sie uns bitte an.

^] übersenden Sie uns bitte die Unterlagen bis zu dem genannten Termin.

2.

Ihre Erklärung haben wir erhalten, jedoch haben Sie nicht alle erforderlichen Nachweise beigefügt.
Wir berücksichtigen nur nachgewiesene Angaben, wenn wir Ihre Unterhaitsfähigkeit berechnen.
Bitte übersenden Sie uns daher die Unterlagen spätestens bis zum o.g. Termin.

c
o
O)
n>

D

C

D

0)

T3

C

l l Personalausweis oder Paß
Anmeldebestätigung der Meldebehörde
Duldungsbescheinigung
Mietvertrag
Untermietvertrag mit Einverständnis
der Hausverwaltung

| | Mitteilung des Vermieters über die
letzte Mieterhöhung

| | Mietquittungen der letzten drei Monate
| | Abrechnung und letzte Quittung der BEWAG

bzw. GASAG

BScheidungsurteil
Sorgerechtsbeschluß

|~~1 Nachweis über den Antrag auf Erlaß einer
einstweiligen Anordnung wegen Unterhalt
(Famiiiengericht Cicerostr. 2)

J Nachweis, wie der Unterhalt geregelt ist
"" Belege über den erhaltenen Unterhalt

Letzten Überweisungsbeleg der Kindergeldkasse
Schwerbehindertenbescheid

Pl Versicherungsnachweise
(Sterbeversicherung usw.)

Q Ärztliches Attest

GS

I QLohn- oder Gehaltsabrechnung, aus der
i die Höhe des Nettobetrages erkennbar ist
I 1 Kontoauszüge der letzten drei Monate

Lohnsteuerkarte
Rentenbescheide

[^Mitteilung über die letzte Rentenerhöhung
LAG-Bescheid

QßaföG- bzw. LAföG-Bescheid
| | Wohngeldbescheid

uns ausgestellte Bestätigung des
Arbeitsamtes, wonach Arbeitslosengeld
bzw. -hiife beantragt wurde

usatzbescheid zur Arbeitslosenhilfe über
den Unterhaltsbeitrag der Angehörigen

[^Bescheinigung des Vermittlungsarbeftsamtes
Q Sparbücher £

O l U

/i \ - (tf°^

Wv
Mit freundlicher
Im Auftrac

rußen SprachZftrtan:
Montag, Dfanjtag und Freitag von 8.30 bij 12.00 Uhr

Fahrv«ftoindungan:

Bus-ünian 120. 124. 125. 221. 322

Eingänge und ParicDliiza
Elchbomdamm 215 - 23B

und Rob«rtitr»ß«



Levent Göktekin
Reichenberger Str. 75
10999 Berlin

Levent Göktekin. Reichenberger Str. 75, 10999 Berlin
Herr
Rüstern Ismail
Reichenberger Str. 75

10999 Berlin

Berlin, 09.09.2000

Bestätigung

•*
4

Sehr geehrte Herr Ismail,
• - t
%&i

hiermit bestätigen wir Ihnen, daß Sie in unserer oben genannten Wohnung derzeit wohnhaft
sind. Sie wohnen kostenfrei bei uns.

Zu betonen ist, daß wir keinen gemeinsamen Haushalt fuhren.

Für Ihren sonstigen Lebensunterhalt sind wir nicht zuständig.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme verbleiben wir

mit freundlichen Grüßen

L. Gö



Ich, Rüstern Ismail, geb. am 07.11.1970, gebe folgende Erklärung ab:

Als ich im August 1998 nach Deutschland einreiste, wurde ich einen Tag später von der
Polizei aufgegriffen. Ich hatte meinen Paß an dem vorherigen Tag verloren.

Anschließend verbrachte ich ca. 3 Vi Monate in der Abschiebegewahrsam in Köpenick, wo
sie mich aufgrund meines gesundheitlich schlechten Zustandes freiließen.

Obwohl ich viermal bei der Ausländerbehörde war, wurde mir keine Duldung geschweige
denn eine Aufenthaltserlaubnis gegeben. Die Termine wurden immer wieder verschoben.
Etwas schriftliches wurde mir nicht gegeben. Ich wurde sozusagen hinausgeschmissen. Seit
dem Zeitpunkt an hatte ich gar keine Papiere, so daß ich auch nicht das Land verlassen
konnte.

Insbesondere hatte ich im Winter keine Bleibe und keine Nahrung. Ich mußte in Moschee1 s,
Bar's und ähnliches übernachten, um mich vor dem eiskalten Winter zu schützen.

Geld konnte ich ohne Papiere nicht verdienen. Ich mußte mir Essen und Trinken von
gastronomischen Betrieben erbetteln. Nur konnte ich das nicht jeden Tag machen. Es gab
viele Tage, wo ich nichts bekam und hungern mußte.

Da ich hungerte und auf der Straße lebte, wurde ich sehr krank. Ohne Papiere konnte ich
keinen Arzt aufsuchen.

Im Oktober 1999 wurde ich erneut von der Polizei aufgegriffen. Erneut war ich 3 !/•> Monate
in der Abschiebegewahrsam in Köpenick.

Vorher hatte ich einen Freund kennengelernt, der mich in der Gewahrsam auch besuchte.
Dieser hat sich auch um meine Freilassung bemüht.

Da mir kein Heim zugewiesen worden war, bat ich meinen Freund, bei ihm zu bleiben, so
daß ich bei ihm angemeldet bin.

Für meinen Lebensunterhalt (Nahrung) kam er nur anfangs auf. Später nicht, so daß ich
draußen von Kirchen, Moscheen, Imbissen, Vereinen, Club's u. ä. wieder Essen erlangen
mußte. Die Menschen hatten Mitleid mit mir, und aufgrund unserer Kultur haben sie mir
geholfen.

Da ich krank bin, benötige ich dringend ärztliche Hilfe, da ich an Hepatitis B und anderen
ansteckenden Krankheiten erkrankt bin. Dieses sagten mir Ärzte aus. Rückfragen können
Sie stellen an die: Wilmersdorfer Str. 98/ 99 in 10629 Berlin/ Tel: 34 30 82 03. Mehr
konnte man mir nicht helfen. Da es auch eine ansteckende Krankheit ist, möchte ich nicht,
daß ich andere Menschen anstecken, so daß ich dringend einen Arzt benötige.

Daher bitte ich um eine Bescheinigung, einen Arzt aufsuchen zu dürfen. Femer möchte ich
entweder Sozialhilfe, oder zumindest eine Arbeitserlaubnis, um zumindest 2 Std./ Tag
arbeiten zu können, um meinen Lebensunterhalt finanzieren zu können.

In Anbetracht meines sehr schlechten psychischen und physischen Zustandes bitte ich Sie,
mir zu helfen.

Rüstern Ismail



Eidesstattliche Versicherung

Ich, Rüstern Ismail, geb. 07.11.1970 in Georgcay/Aserbaidschan, erkläre hiermit in Kenntnis
der Strafbarkeit der Abgabe einer auch nur fahrlässig falschen eidesstattlichen Versicherung
zur Vorlage bei Gericht bzw. bei Behörden an Eides Statt:

Ich bin im August 1998 nach Deutschland eingereist. Leider wurde mir schon am Tag der
Einreise der Paß gestohlen. Schon einen Tag später wurde ich festgenommen und verbrachte
dreieinhalb Monate im Abschiebegewahrsam in Köpenick. Nach meiner Entlassung aus
gesundheitlichen Gründen war ich viermal bei der Ausländerbehörde, die mir aber keine
Duldung erteilen wollte. Ich hatte dann Angst, wieder verhaftet zu werden und habe jeglichen
Kontakt mit Behörden gemieden.
Ich bin jeweils kurzzeitig bei verschiedenen Bekannten untergekommen, mußte aber auch im
Freien übernachten. Das Essen habe ich in Obdachlosenküchen, an den Hintertüren von
gastronomischen Betrieben und in Moscheen erbettelt. Manchmal wurde ich auch von
Landsleuten eingeladen.
Im Oktober 1999 wurde ich erneut festgenommen und in Köpenick inhaftiert. Die Entlassung
erfolgte am 27. Januar 2000. Ich habe dann endlich am 1. Februar 2000 eine Duldung
bekommen, die zuletzt am 29. September 2000 um weitere drei Monate verlängert wurde.
Am 25. Februar 2000 habe ich beim Bezirksamt Reinickendorf von Berlin Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz beantragt.
Bis heute sind mir keine Leistungen gewährt worden, weil ich immer darauf verwiesen
werde, einen Nachweis über meine wirtschaftlichen Verhältnissen zu erbringen. Ich soll
lückenlose Bescheinigungen von allen Menschen, die mir geholfen haben, beibringen, um
nachzuweisen, daß ich jetzt auf Sozialleistungen angewiesen bin.
Dies ist jedoch gar nicht möglich, weil es so viele verschiedene Personen waren. Ich kann
auch im einzelnen oft gar nicht sagen, wer mir wann geholfen hat. Diejenigen, die ich
angesprochen habe, wollten nichts unterschreiben, weil sie Angst hatten, Probleme zu
bekommen.
Ich versichere hiermit an Eides Statt, daß ich kein Einkommen habe und weiter auf die
Unterstützung guter Menschen angewiesen bin. Von diesen ist jedoch niemand in der Lage,
mich dauerhaft zu unterhalten. Ich darf zur Zeit bei einem Bekannten wohnen, wo ich auch
gemeldet bin. Über die bloße Unterkunft hinaus ist dieser aber nicht willens, mir zu helfen.

Ich bin zur Zeit krank, nicht einmal einen Krankenschein wollte das Bezirksamt mir
ausstellen. Beim Gesundheitsamt Charlottenburg wurde ein "Zustand nach Hepatitis B"
festgestellt. Ich fühle mich aber noch sehr krank und bin behandlungsbedürftig. Ich bin
morgens oft sehr schwach und muß mich übergeben. Außerdem hat ein Arzt für Obdachlose
bei mir eine ansteckende Geschlechtskrankheit festgestellt und mir gesagt, daß ich auf keinen
Fall Geschlechtsverkehr haben dürfe. Warum diese Erkrankung im Gesundheitsamt
Charlottenburg nicht festgestellt wurde, kann ich nicht sagen.

Ort, Datum . . Unterschrift

ischrtkzn.
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VERWALTUNGSGERICHT BERLIN

BESCHLUSS

In der Verwaltungsstreitsache

des Herrn Rüstern Ismail,
bei Lütfi Göktekin,
Reichenberger Straße 75, 10999 Berlin,

Verfahrensbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Kewenig & Lüge,
Sonnenallee 83, 12045 Berlin,

g e g e n

das Land Berlin, vertreten durch das
Bezirksamt Reinickendorf von Berlin,
Abt. Sozialwesen und Sport, -Rechtsstelle-,
Eichborndamm 215-239, 13437 Berlin,

Antragstellers,

Antragsgegner,

hat die 32. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin
durch

den Richter am Verwaltungsgericht Dr. Droste
als Einzelrichter

am 23. Oktober 2000 beschlossen:

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.

- 2 -
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Gründe

Die Kammer hat die Sache durch Beschluss vom 23. Oktober 2000 gemäß § 6 Abs. 1

VwGO dem Berichterstatter als Einzelrichter zur Entscheidung übertragen.

Der sinngemäße Antrag,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller ab 11. Oktober 2000 (Antragseingang bei Gericht) Leistungen ge-
mäß §§ 3 und 4 des Asylbewerberleistungsgesetzes zu gewähren,

hat keinen Erfolg.

Der Antragsteller hat einen Anordnungsanspruch nicht mit der für die Vorwegnahme

der Hauptsache notwendigen hohen Wahrscheinlichkeit glaubhaft gemacht (§ 123 Abs.

1 und 3 VwGO, § 920 Abs. 2 ZPO).

Der Antragsteller, der im Besitz einer bis 2. Januar 2001 gültigen Duldungen gemäß

§ 55 des Ausländergesetzes ist, gehören allerdings grundsätzlich zu den Leistungsbe-

rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz - AsylbLG - (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4

AsylbLG).

Gemäß § 1 a Nr. 2 AsylbLG in der ab 1. September 1998 geltenden Fassung • BGBI. l

S. 2505 - erhalten Leistungsberechtigte nach dem § 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG, bei denen

aus von ihnen zu vertretenden Gründen aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht voll-

zogen werden können, Leistungen jedoch nur, soweit dies im Einzelfall nach den Um-

ständen unabweisbar geboten ist. Dieser Tatbestand ist hier erfüllt.

Der Tatbestand des § 1 a Nr. 2 AsylbLG ist dann erfüllt, wenn der Aufenthalt von Aus-

länder aus von ihnen zu vertretenden Gründen nicht beendet werden kann. Das ist

z. B. der Fall, wenn sie einen vorhandenen Pass nicht vorlegen, bei der Passbeschaf-

fung nicht mitwirken, Ausweisdokumente vernichtet haben oder ihre Abschiebung durch

Widerstandshandlungen oder Untertauchen vereiteln (vgl. zu einzelnen Beispielen für

Vereitelungshandlungen Bundesrat Drucksache 691/97).

Hier können aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden, weil der An-

tragsteller seinen Reisepass, mit dem er nach seinen eigenen insoweit konsequenten

- 3 -
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Angaben nach Deutschland gekommen ist, der Ausländerbehörde nicht vorlegt. Dass

der Antragsteller seinen Pass nicht mehr besitzt, ist nach der hier nur gebotenen sum-

marischen Prüfung nicht glaubhaft gemacht. Dazu hätte es substantiierter und wider-

spruchsfreier Angaben zu seinem Passverlust bedurft. Diese liegen aber nicht vor.

Vielmehr hat der Antragsteller unterschiedlichste Angaben zum Passverbleib gemacht,

die nicht miteinander in Einklang zu bringen sind und die deshalb offenbar nur dazu

dienen, einen nicht erfolgten Passverlust vorzutäuschen.(Am 7. August 1998 wurde der

Antragsteller erstmals verhaftet und gab gegenüber der Polizei an, sein Reisepass be-

finde sich bei einer Freundin,)deren Namen und Adresse er nicht kenne (Bl. 3 d. AA).

Anders gab er bei seiner Vernehmung als Beschuldigter am 30. Oktober 1998 gegen-

über der Polizei an, sein Pass sei ihm am Tage der Festnahme zusammen mit 400,-

DM aus einer Lederjacke gestohlen worden, die er anläßlich einer Hochzeitsfeier im

Festsaal aufgehängt habe. Noch einmal anderes äußerte sich der Antragsteller mit Er-

klärung vom 12. September 2000 gegenüber dem Antragsgegner (Bl. 28 d. W) und in

seiner eidesstattlichen Versicherung vom 5. Oktober 2000 ohne die Umstände des

Passverlustes zu konkretisieren dahingehend, dass der Pass bereits am Tag der Ein-

reise bzw. einen Tag vor seiner Verhaftung verloren gegangen bzw. gestohlen worden

sei. Bei dieser Sachlage muss davon ausgegangen werden, dass der Antragsteller ei-

nen vorhandenen Reisepass nicht vorlegt, um seine Abschiebung zu verhindern. Be-

stätigt wird der Umstand, dass der Antragsteller schuldhaft versucht, seine Abschie-

bung zu verhindern, dadurch, dass er zeitweise bis zu seiner erneuten Verhaftung un-

tergetaucht ist und eine(Aliasidentität benutzt hat)(BI. 63 R bis 75 d. AA). Aufgrund

dessen, dass der Antragsteller untergetaucht war, wurde die Passbeschaffung vom

Landeseinwohneramt Berlin vorübergehend ausgesetzt. Die Aliasidentität führt darüber

hinaus zu zusätzlichen hier nicht weiter aufzuklärenden Zweifeln daran, ob der Antrag-

steller für die laufende bisher erfolglose Passbeschaffung durch das Landeseinwoh-

neramt Berlin tatsächlich seine wahre Identität angegeben hat.

Ob daneben auch der Tatbestand des § 1 a Nr. 1 AsylbLG erfüllt ist, kann danach offen

bleiben.

Bei dieser Sachlage beschränkt sich der Anspruch des Antragstellers auf die im Einzel-

fall unabweisbar gebotenen Leistungen. Unabweisbar geboten ist grundsätzlich nur die

Übernahme der Kosten für die Beförderung zum ausländischen Herkunftsort sowie Rei-

seproviant. Dass dem Antragsteller, was eine weitergehende Hilfeleistung rechtfertigen

könnte, derzeit eine freiwillige Rückkehr in seine Heimat nicht möglich ist, hat er nicht

glaubhaft geqiacht. Dass ihm der für die Rückreise erforderliche Pass fehlt, ist nach

- 4 -
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dem obigen Ausführungen nicht ersichtlich. Dafür, dass der Antragsteller aufgrund von

Erkrankungen derzeit nicht reisefähig ist, ist genausowenig substantiiert vorgetragen

wie zu der Behauptung, ihm drohe im Heimatland politische Verfolgung. Dass bei dem

Antragsteller derzeit tatsächlich eine ansteckende oder psychische Krankheit vorliegt,

die einer Heimreise entgegenstehen könnte, ist den eingereichten Attesten und ge-

machten Angaben nicht zu entnehmen. Dass dem Antragsteller in seiner Heimat politi-

sche Verfolgung droht, hat er selber über Jahre trotz ausreichender Gelegenheit nicht

behauptet. Vor diesem Hintergrund ist die mit Schreiben des Centre Caucasien de

France et d'Europe neu behauptete „Unterdrückung und Folter" aufgrund des Fehlens

jeglicher nachvollziehbarer Einzelheiten nicht zur Glaubhaftmachung einer Rückkehrge-

fährdung geeignet, zumal der anwaltlich beratene Antragsteller einen auf § 51 be-

schränkten Asylantrag verbunden mit einem Umverteilungsantrag nach Berlin mangels

nachvollziehbarer Gründe wohl im Hinblick auf die geringen Erfolgsaussichten zumin-

dest jetzt noch nicht stellen will.

Auch ein unabweisbarer Bedarf an Krankenhilfe ist nicht glaubhaft gemacht. Den ein-

gereichten Attesten lässt sich ein dringendes Bedürfnis für eine Behandlung, die nicht

auch später im Heimatland erfolgen könnte oder anderweit gesichert ist, nicht entneh-

men. Dem Befund des Instituts für Mikrobiologie und Hygiene vom 1. September 2000

lässt sich nur ein Zustand nach Hepatitis B entnehmen. Aus dem Befund des Instituts

für Mikrobiologie und Hygiene vom 21. August 2000 ergibt sich eine Infektion mit

clamydia trachomatis nicht. Im Hinblick darauf, dass eine Infektion aber auch nicht aus-

geschlossen wurde, wird allerdings wohl auch insoweit eine Kontrolle erforderlich sein.

Es ist aber nichts dafür ersichtlich, dass das staatliche Gesundheitsamt nicht wie bisher

auch für die Kontrolle des Antragstellers auf ansteckende Krankheiten sorgen würde,

wenn er dort vorspricht.

Für den Fall, dass der Antragsteller seine freiwillige Ausreise betreibt, dabei aber der ~^

Hilfe und kurzfristigen Unterbringung bedarf, wird der Antragsgegner erneut zu prüfen / l

haben, ob die Gewährung von Leistungen erforderlich ist. Dasselbe gilt auch dann, \ J

wenn der Antragsteller belegt, dass er akut und dringend einer ärztlichen Behandlung ^

bedarf, und ihm eine Ausreise vor der Behandlung aus medizinischen Gründen nicht J

möglich ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, wobei Gerichtskosten gemäß

§ 188 VwGO nicht erhoben werden.

- 5 -
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn sie von dem
Oberverwaltungsgericht zugelassen wird.

Die Zulassung der Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des
Beschlusses zu beantragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirch-
straße 7, 10557 Berlin zu stellen. Er muss den angefochtenen Beschluss bezeichnen.
Femer sind in dem Antrag die Gründe darzulegen, aus denen die Beschwerde zuzulas-
sen ist.

Für das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht besteht Vertretungszwang; dies gilt
auch für den Antrag auf Zulassung der Beschwerde. Danach muss sich jeder Beteiligte,
soweit er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an ei-
ner deutschen Hochschule als Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen
des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestell-
te mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst vertreten
lassen.

Dr. Droste

Ausgefertigt/Bß^a&öjQt

Justizangestellte

Dr./Wr.



du ivitinuam

A N W A L T S S O Z I E T Ä T

K e w e n i g & L i I g e SONNENALLEE 83
12045 BERLIN

U-BAHN RATHAUS NEUKÖLLN
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32. Kammer
Kirchstr. 7 MAIL@ANWALT.TO
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RECHTSANWÄLTE:
MARITA KEWENIG
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02.11.2000
In der Verwaltungsstreitsache

Rüstern Ismail./. Land Berlin

- VG 32 A 594.00 -

beantragen wir namens des Antragstellers,

die Beschwerde gegen den Beschluß der Kammer vom 23. Oktober 2000

zum obengenannten Aktenzeichen, zugestellt am 30. Oktober 2000,

zuzulassen.

Begründung:

Die Beschwerde ist zuzulassen, da ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschlusses im

Sinne der §§146 Absatz 4, 124 Absatz 2 Nr. l VwGO bestehen. Es liegt weiterhin ein

Verfahrensfehler vor, da das Recht des Antragstellers auf rechtliches Gehör nicht

ausreichend beachtet wurde.

Die Zweifel sind dadurch begründet, daß sich die Entscheidung allein auf Vermutungen

stützt. Dies wäre im Rahmen der summarischen Prüfung nach § 123 VwGO noch nicht zu

beanstanden, wenn Vermutungen sowohl zugunsten als auch zu Lasten des Antragstellers

angestellt worden wären. In seiner Entscheidung hat das Gericht Vermutungen jedoch nur

zu Lasten des Antragstellers angestellt.

Postbank Berlin • BLZ 100 100 10 • Konto Nr. 11 90 -102



Der Anspruch des Antragstellers auf rechtliches Gehör hätte es erfordert, dem Antragsteller

die Zweifel bezüglich seines Sachvortrags mitzuteilen und ihm Möglichkeit zur

Stellungnahme zu geben.

Bei den unterschiedlichen Angaben des Antragstellers zum Paßverbleib ist zu

berücksichtigen, daß der Antragsteller kein Deutsch sprach und sich über die Rechtslage

vollkommen im Unklaren befand.

Richtig ist, daß der Paß dem Antragsteller schon am Tag seiner Ankunft in der

Bundesrepublik gestohlen wurde. Er saß in einem Imbiß und hatte seine Jacke über den

Stuhl gehängt. Als er gehen wollte, mußte er feststellen, daß seine Brieftasche, in der sich

auch der Paß befand, gestohlen war.

Die Angaben gegenüber der Polizei am 7. August 1998 wurden durch einen "ebenfalls

festgenommenen Sprachmittler" (Bl. 2 der AA) übersetzt. Es handelte sich dabei um einen

bulgarischen Bekannten des Antragstellers. Dieser Bekannte sprach sehr schlecht Deutsch

und war als Dolmetscher vollkommen ungeeignet. Der Antragsteller hat dort nicht gesagt,

der Paß befände sich bei einer Freundin, deren Namen und Adresse er nicht kenne. Eine

derartige Aussage wäre auch offensichtlicher Unsinn.

Daß der Antragsteller am 30. Oktober angegeben hat, der Paß sei ihm erst am Tag der

Festnahme gestohlen worden, liegt daran, daß es ihm günstiger erschien, den Paßverlust

auf den gleichen Tag zu legen, da er sich so weniger dem Vorwurf aussetzte, sich nicht

sofort bei der Botschaft um die Beschaffung eines neuen Passes gekümmert zu haben. Dies

ist vergleichbar mit der üblichen Angabe eines Autofahrers bei der Fahrzeugkontrolle, das

Vorderlicht sei gerade vor einer Stunde kaputtgegangen , kann aber nicht als Indiz dafür

herhalten, daß der Ausweis gar nicht in Verlust geraten war.

Wie diese Äußerungen den Schluß erlauben sollten, der Antragsteller habe seinen Paß

versteckt, kann ich nicht nachvollziehen. Grundsätzlich muß dem Antragsteller ein

korrektes Verhalten unterstellt werden, solange nicht konkrete Anhaltspunkte für das

Gegenteil bestehen. Im Hauptsacheverfahren müßte das Gericht zur Überzeugung

gelangen, daß der Antragsteller noch einen Paß besitzt und deswegen in der Lage wäre,
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auszureisen. Wie das Gericht angesichts der vorhandenen Informationen zu dieser

Überzeugung kommen könnte, ist nicht ersichtlich. Ein Obsiegen des Antragstellers im

Hauptsacheverfahren ist demnach wahrscheinlich.

Soweit die Kammer auf die angebliche Aliasidentität des Antragstellers abstellt, ist

anzumerken, daß der Antragsteller nur ein einziges Mal, als er nämlich nachts total

betrunken von der Polizei aufgegriffen wurde, den Namen "Hasanov Hysejm" angegeben

hat. Im Abschiebegewahrsam hat er dann jeweils darauf bestanden, mit seinem richtigen

Namen angesprochen zu werden, was vom dortigen Personal aber nicht beachtet wurde.

Es handelt sich wiederum um eine durch nichts gestützte Vermutungen, daß der Name

Rüstern Ismail nicht der richtige sei. Die Kammer verkennt, daß die aserbaidschanische

Botschaft Pässe grundsätzlich nicht bzw. wenn überhaupt nur nach sehr langer Zeit

beschafft. Die bisherige Unmöglichkeit der Beschaffung des Passes durch das

Landeseinwohneramt kann daher auch kein Indiz für falsche Personalien sein.

Auch bezüglich der politischen Verfolgung des Antragstellers hätte eine Nachfrage der

Kammer dem Antragsteller die Möglichkeit gegeben, näher vorzutragen.

Ich - und damit auch der Antragsteller - bin davon ausgegangen, daß die Vorlage des

Schreibens des "Centre Caucasien de France et d'Europe" zur Glaubhaftmachung der

politischen Verfolgung ausreichen würde.

Das Zentrum wird vom "Verein der Internationalen Grünen Brüder" betrieben. Es handelt

sich dabei um eine Vereinigung, die für einen Zusammenschluß Aserbaidschans mit dem

Iran eintritt. Im Iran leben nach Angaben des Antragstellers 27 bis 30 Millionen

Aserbaidschaner, für die der Verein sich einsetzt. Er wird deswegen vom

aserbaidschanischen Staat als staatsfeindlich eingestuft und verfolgt. Die aktiven

Mitglieder sind nach einer Welle von Festnahmen größtenteils ins Ausland geflüchtet,

insbesondere nach Paris, wo dann das Zentrum, von dem das vorgelegte Schriftstück

stammt, gegründet wurde.

Die Mitglieder dieser Vereinigung haben in Aserbaidschan Verhaftungen und Verhöre

durch die Geheimpolizei zu befürchten, bei denen auch gefoltert wird.

Seite 3



Auch der Antragsteller ist aus Aserbaidschan nach Paris geflüchtet, nachdem er von einem

Bekannten gewarnt worden war, daß die Geheimpolizei ihm auf den Fersen sei. Er hat sein

gutgehendes Import-VExportgeschäft zurückgelassen, weil er um seine Freiheit fürchtete.

Von Paris aus hat er dann zu Besuchszwecken die Bundesrepublik aufgesucht.

Daß der Antragsteller keinen Asylantrag bzw. Antrag nach § 51 gestellt hat, liegt wie

bereits vorgetragen allein daran, daß er seine Freunde in Berlin nicht verlassen will. Soweit

das Gericht auf die Möglichkeit der Stellung eines Umverteilungsantrags nach Berlin

verweist, verkennt es, daß für die länderübergreifende Umverteilung wichtige Gründe, zu

denen Freundschaften mit anderen Personen definitiv nicht gehören, erforderlich sind.

Demnach hätten eine Orientierung an den vorhandenen Fakten sowie die durch das Recht

des Antragstellers auf rechtliches Gehör gebotene Mitteilung der Zweifel des Gerichts zu

einer dem Antrag stattgebenden Entscheidung führen müssen.

Beglaubigte Abschrift anbei.

Lüge

Rechtsanwalt
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Oberverwaltungsgericht Berlin

6. Senat
Die Berichterstatterin

- OVG 6 SN 196.00-

Oberverwaltungsfjsricht Bertin, Kirchstraß« 7, 10557 Berlin

10557 Berlin-Moabit, den 9. November 2000

Kirchstraße 7
Fernruf:
Durchwahl:
Intern:
Telefax:

Internet:

(030) 9014-0
(030) 9014- i
(914-111)
(030) 9014-8790
(030) 9014-8808
www.berlin.de/ovg

App.-Nr,
8865

Rechtsanwalte
Kewentg & Lüge
Sorurenallee 83

045 Berlin

Sehr geehrte Rechtsanwälte!

In der Verwaltungsstreitsache

Rüstern I s m a i l ./. Land Berlin

wird gebeten, bei der Stellungnahme zum Zulassungsantrag des Antragsgegners fol-

gendes zu berücksichtigen:

Es fragt sich, ob der Antragsteller - wie das Verwaltungsgericht meint - wegen des Tat-

bestandes des § 1 a Nr. 2 AsylbLG auf Leistungen verwiesen werden darf, die im Ein-

zelfall nach den Umständen unabweisbar geboten sind. Reichen die widersprüchlichen

Angaben zum Verlust des Reisepasses zu der Annahme aus, dass der Antragsteller ein

solches Papier noch in Händen hat? Wenn aus dem vorgenannten Grund der Tatbe-

stand des § 1 a Nr. 2 AsylbLG nicht angenommen werden könnte, so ist die Ausländer-

behörde im Übrigen bislang offenbar davon ausgegangen, dass der Antragsteller für

die Beschaffung eines neuen Reisepapieres alles Notwendige getan habe.

Da der Antragsteller erst nach einem Aufenthalt von mehr als 1 Yz Jahren öffentliche

Hilfe beantragt hat, ist auch die Annahme des Antragsgegners zweifelhaft, der Antrag-

steller sei aus den Gründen des § 1 a Nr. 1 AsylbLG hier eingereist (Schriftsatz vom

18. Oktober 2000).

- 2 -
Sprechzeitcn: Montag bis Freitag

von 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr
Fahrverbindungen: S-Bahn Bellevue

U-Bahn Hansaplatz
U-Bahn Turmstraße
Bus 123, 245
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Sprechen keine hinreichenden Gründe für die Annahme der Voraussetzungen des

§ 1 a AsylbLG, so fragt es sich, ob der Antragsgegner Leistungen nach §§1,3 und 4

AsylbLG davon abhängig machen darf, dass der Antragsteller nachweist, sich um eine

freiwillige Ausreise zu bemühen.

Hochachtungsvoll

Si Ibe rku h l

Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig, weil es mit einer Datenverarbeitungsanlage erstellt wurde.



Bezirksamt Reinickendorf von Berlin
Rechtsamt ml Berlin

Bezirksamt Reinickendorf, Eichborndamm 215 - 239, 13437 Berlin

Abschrift

Oberverwaltungsgericht Berlin

Geschäftszeichen

(bitte immer angeben)

RA IV

zuständig Zimmer

Frau
Hartmann-Tchero 260

In der Verwaltungsstreitsache

Rüstern I s m a i l ./. Land Berlin

-OVG6SN196.0-

Tel: 4192-2049

intern: (9913!

Fax:4192-2229

Datum

24. November 2000

beantragen wir,

den Antrag auf Zulassung der Be-
schwerde gegen den Beschluß des
Verwaltungsgerichts vom 23.10.2000
• VG 32 A 594.00 - abzuweisen.

Begründung:

Es bestehen keine Zweifel an der Richtig-
keit der angefochtenen Entscheidung. So-
weit der Antragsteller rügt, daß sich das
Gericht bei seiner Entscheidung aus-
schließlich von Vermutungen leiten ließ,
die gegen den Antragsteller sprächen, so
ist dies angesichts des vom Gericht um-
fassend dargelegten bisherigen Vorbrin-
gens des Antragstellers im Verwaltungs-
verfahren, beim Landeseinwohneramt und
im gerichtlichen Verfahren nicht verwun-
derlich, da aus derart widersprüchlichen
und zum Teil nicht nachvollziehbaren Aus-
sagen gerade keine für den Antragsteller
günstigen Schlüsse gezogen werden kön-
nen. Dies wird auch dadurch bestätigt, daß
der Antragsteller jetzt eine neue Variante
zum angeblichen Passverlust vorträgt, die
allen bisherigen Äußerungen wiederum wi-
derspricht.



Auch die Würdigung der Erklärung des Centre Caucasien de France et d'Europe, in der ledig-
lich pauschal ohne weitere Untersetzung mit Tatsachen eine Verfolgung des Antragstellers
behauptet wird, ist nicht zu beanstanden. Auch der neue Vortrag hinsichtlich der behaupteten
Verfolgung ist nicht Ausreichend substantiiert und läßt einen Schluß auf eine Verfolgung ge-
rade des Antragstellers nicht zu. Der Schluß auf eine fehlende Verfolgung kann auch deshalb
gezogen werden, weil der Antragsteller keinen Antrag auf Asyl stellt, da sein Interesse an
einer dauerhaften für ihn sicheren Regelung des Aufenthalts aufgrund der von ihm behaupte-
ten politischen Verfolgung doch überwiegen müßte. Der Antragsgegner hat den Antragsteller
wiederholt aufgefordert, einen schriftlichen Nachweis des Landeseinwohneramtes bzw. des
Landesamtes für Gesundheit und Soziales - Rückkehr und Weiterwanderungsberatungs-
stelle - vorzulegen, um seine Rückreise - bzw. Weiterwanderungsabsicht zu belegen, was der
üblichen Verfahrensweise bei der Bewilligung von Leistungen nach dem AsylbLG in Berlin
entspricht. Als der Antragsteller eine Unmöglichkeit seiner Rückkehr ins Heimatland wegen
politischer Verfolgung behauptete, wurde er aufgefordert, einen schriftlichen Nachweis über
den Antrag auf Asyl vorzulegen. Diesen Aufforderungen kam der Antragsteller jedoch nicht
nach. Es kann aber nicht Aufgabe des Sozialhilfeträgers sein, ausländischen Hilfesuchenden,
deren endgültiger Status nicht geklärt ist, Leistungen nach dem AsylbLG zu gewähren, wenn
diese ihre Ausreise ohne Grund verzögern oder ihnen zur Verfügung stehende rechtliche
Möglichkeiten zur endgültigen Klärung ihres Statusses aus nicht nachvollziehbaren Gründen
nicht ausschöpfen.

Soweit der Antragsteller die Verletzung des Grundsatzes des rechtlichen Gehörs rügt, ist dies
unverständlich. Der Antragsteller hat als Beteiligter eine Mitwirkungslast, derzufolge er den
Prozeßstoff und insbesondere die in seinen Bereich fallenden Umstände umfassend vorzu-
tragen hat. Der Antragsteller war anwaltlich vertreten, so daß ihm der Umfang dieser Mitwir-
kungslast auch bekannt war, dies insbesondere in dem von ihm selbst angestrebten einstwei-
ligen Rechtsschutzverfahren angesichts der Eilbedürftigkeit und der in einem solchen Verfah-
ren allein vorzunehmenden summarischen Prüfung durch das Gericht.

Das Gericht hat die innere Überzeugungskraft der in Betracht kommenden Gesichtspunkte
ausreichend geprüft. Es ist jedoch nicht verpflichtet, den Parteien seine Schlußfolgerungen
mitzuteilen, soweit es sich dabei nicht um solche handelt, mit denen die Beteiligten nicht ohne
weiteres rechnen konnten. Dies ist hier - auch gerade wegen der anwaltlichen Vertretung des
Antragstellers - angesichts dererheblichen inneren Widersprüchlichkeit des Vertrags des An-
tragstellers nicht der Fall.

„„ v.c. ,- .'t -i> -'' -- ?.t' -- ^ — x " '.'- >''•• '*:-
Zwei Abschriften anbei. {

Im Auftrag

0 e z.

Hartmann-Tchero



Oberverwaltungsgericht Berlin

6. Senat
Die Berichterstatterin

- OVG 6 SN 196.00-

Oberveiwaltungsgericht Bertin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin

10557 Berlin-Moabit, den 6, Dezember 2000

Kirchstraße 7
Fernruf:
Durchwahl:
Intern:
Telefax:

Internet:

9014-0
9014- i

(030)
(030)
(914-111)
(030) 9014-8790
(030) 9014-8808
vwvw.berlin.de/ovg

App.-Nr.
8865

Rechtsanwälte
Kewenig & Lüge
Sonnenallee 83

12045 Berlin

Sehr geehrte Rechtsanwälte!

In der Verwaltungsstreitsache
m . t

Rüstern I s m a i l ./. Land Berlin

wird dem Antragsteller aufgegeben, zu folgenden Fragen substantiiert Stellung zu

nehmen und Tatsachenbehauptungen soweit wie möglich glaubhaft zu machen:

1. Wann, wie und aus welchen Gründen ist der Antragsteller in die Bundesrepu-

blik Deutschland eingereist?

2. Welche Vorstellungen hatte der Antragsteller bei seiner Einreise davon, wie er

hier seinen Lebensunterhalt bestreiten würde?

3. Wie hat der Antragsteller hier in Zeiten, in denen er nicht inhaftiert war, seinen

Lebensunterhalt gesichert? Sollte er Zuwendungen von Dritten erhalten haben,

so wird um Angabe der Namen und der Anschrift und, soweit möglich, um

Glaubhaftmachung durch eidesstattliche Versicherungen dieser Personen ge-

beten.

4. Verfügt der Antragsteller über einen Pass oder ein sonstiges Ausweispapier,

bzw. wann, wo genau und unter welchen Umständen ist ihm ein solches Papier

abhanden gekommen?

5. Weshalb hat der Antragsteller bislang unterschiedliche Angaben zum Passver-

lust gemacht?

Sprechzeiten: Montag bis Freitag
von 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr

Fahrverbindungen: S-Bahn Bellevue
U-Bahn Hansaplatz
U-Bahn Turmstraße
Bus 123, 245
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6. Verfügt der Antragsteller über Originalunterlagen zu seiner Staatsangehörigkeit

und seiner Identität (z.B. Geburtsurkunden)? Gegebenenfalls wird um deren

Vorlage gebeten. Hat sich der Antragsteller anderenfalls bemüht, beispielswei-

se über seine Eltern, Freunde oder Verwandte im Heimatland solche Unterla-

gen zu besorgen, oder aus welchen Gründen ist das nicht geschehen?

7. Wenn der Antragsteller in seiner Heimat ernstlich Verfolgung zu befürchten

hätte, so wäre der einzig richtige Weg, das - unter Sicherung seines Lebensun-

terhalts nach dem Asylbewerberleistungesetz - durch einen Antrag auf Asyl

oder auf Anerkennung eines Abschiebeverbots nach § 51 AusIG feststellen zu

lassen,

a) Warum stellt der Antragsteller keinen entsprechenden Antrag? Allein die

Tatsache, dass er sich sodann bei einer Verteilung in ein anderes Bundes-

land von hier gewonnenen Freunden trennen müsste, macht die Weigerung

nicht erklärlich, zumal dem Antragsteller bei Ausstellung des vom Landes-

einwohneramt für ihn beantragten Reisepasses die Abschiebung in seine

Heimat, und damit nicht zuletzt auch die Trennung von eben diesen Freun-

den droht.

b) Wie erklärt es sich in diesem Zusammenhang, dass der Antragsteller durch

seine damalige Bevollmächtigte am 30. Dezember 1999 angegeben hat, er

sei mit seiner Abschiebung einverstanden?

Wenn diese Verfügung nicht innerhalb von zwei Wochen beantwortet werden kann,

wird um alsbaldige Mitteilung gebeten und Fristverlängerung in Aussicht gestellt.

Hochachtungsvoll

S i l b e r k ü h l

Dieses Schreiben ist ohnesUnterscW^gjattg, weil es mit einefDatenverarbeitungsanlage erstellt wurde.



Staatsanwaltschaft Berlin W I C H T I G !
Bitte genau durchlesen und aufbewahren!

Beratungsstellen für das Land Berlin

1. Soziale Dienste der Justiz (Gerichtshilfe und Bewährungshilfe)
für männliche Verurteilte:
Projekt „Vollstreckungsangelegenheiten"
Bundesallee 199
10717 Berlin
Tel.: 90 14 - 56 31, 56 48 bis 56 51, 56 59, 56 62, 56 80 und 56 81
Sprechzeiten: Montag und Dienstag von 9.00 - 12.00 Uhr

Donnerstag von 12.00 - 16.00 Uhr

für weibliche Verurteilte:
„Frauenprojekt"
Bundesallee 199
10717 Berlin
Tel.: 90 14 - 56 10 bis 56 12, 56 14 bis 56 16
Sprechzeiten: Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag von 09.00 -12.00 Uhr

2. Zentrale Beratungsstelle der Freien Straffälligenhilfe Berlin
Bundesallee 42
10715 Berlin
Tel.: 86 47 13-0
Sprechzeiten: Dienstag und Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr

Freitag von 9.00 bis 13.00 Uhr

3. Freie Hilfe Berlin e.V.
Brunnenstraße 28
10119 Berlin
Tel.: 4 49 67 42 und 2 38 54 72
Sprechzeiten: Dienstag und Mittwoch von 09.00 bis 16.30 Uhr

Donnerstag von 09.00 bis 18.00 Uhr



Abschrift an Mandant

A N W A L T S S O Z I E T Ä T

K e W e n i g 8t _LJ_i g e SONNENALLEE 83
12045 BERLIN

U-BAHN RATHAUS NEUKÖLLN

RECKTSANWÄLTE KEWENIG & LILGE SONNENALLEE 83 ' 12045 BERLIN TE|_- Q30/61304666

Oberverwaltungsgericht Berlin FAx: 030/61304667
6. Senat
Kirchstr. 7 MAIL@ANWALT.TO

WWW.ANWALT.TO

10557 Berlin
RECHTSANWÄLTE:
MARITA KEWENIG

HARALD LILGE

20 12 2000In der Verwaltungsstreitsache

Rüstern Ismail./. Land Berlin

- OVG 6 S 52.00 -

verweise ich zunächst zur Beantwortung der Fragen des Gerichts auf

meinen Antrag auf Zulassung der Beschwerde vom 2. November 2000, in

dem die Fragen teilweise beantwortet sind.

Im Übrigen beantworte ich die Fragen des Gerichts aus dem Schreiben vom

6. Dezember 2000, hier zugegangen am 13. Dezember 2000, wie folgt:

1. Der Antragsteller ist Anfang Juli 1998 in die Bundesrepublik eingereist.

Er ist von Paris aus mit dem Zug gereist. Der Grund für seine Ausreise aus

Aserbaidschan war, der, dass er befürchtete, ebenso wie andere Mitglieder
r-- «-W f:

 e -Jj»^:'-^-*:*:*?**^ v***bu )
des " Vereins defürtmeri~Bl€def"Tr'(vgl. Anlage 6 zum Antrag nach §123)

- ?-«, -.^ t
wegen seines^ Eintretens für den Zusammenschluss Aserbaidschans^mitdem

ex.. -^-<-'-'*Jft. ^0*'&••••• -T ---* -^' : '„. ' j/^'a'.Ki'
—Iran verhaftet werden wurde.

Da das Zentrum der Brüderschaft in Paris liegt, ist er zunächst dorthin

gereist. Von Paris aus ist er dann zu Besuchszwecken nach Berlin gereist. Er

hat sich in Berlin wohler gefühlt als in Paris, so dass er hier bleiben wollte.
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2. Er hatte die Vorstellung, hier ebenso wie in der Heimat ein eigenes Geschäft aufmachen

zu können. Er bezeichnet sich selbst als geschickten Geschäftsmann und ist der Meinung,

dass er bei Erteilung einer Arbeitserlaubnis durchaus sein Geld verdienen könnte.

3. Der Antragsteller hat seinen Lebensunterhalt bisher notdürftig dadurch gesichert, dass er

andere um Almosen gebeten hat. Wie bereits früher geschildert hat er sich Essen vor der

Moschee und an anderen Orten erbettelt, Obdachlosenküchen aufgesucht und sich von

Freunden einladen lassen. Er hat auch bei einigen arabischen Imbissen am Hintereingang

Essensreste bekommen.

Manchmal hat er auch gehört, dass jemand zum Tragen von Möbeln oder ähnlichen

Handreichungen gebraucht wurde und seine Dienste gegen ein Essen angeboten.

Leider ist niemand aus seinem Bekanntenkreis bereit, schriftlich zu bestätigen, dass er den

Antragsteller unterstützt hat. Dies liegt daran, dass diese ausländischen Freunde

grundsätzlich Angst davor haben, gegenüber deutschen Behörden oder Gerichten etwas zu

bestätigen. Sie vermuten, dass sie Nachteile haben, wenn sie bestätigen, dem Antragsteller

geholfen zu haben.

Die einzige Bestätigung über eine Hilfeleistung, die der Antragsteller erhalten konnte, ist

die seines Wohnungsgebers Levent Göktekin, die als Anlage 2 zum Antrag eingereicht

wurde. Weitere Bestätigungen konnte der Antragsteller nicht beschaffen.

4. Der Antragsteller verfügt nicht über einen Pass oder ein sonstiges Ausweispapier. Sein

Pass ist ihm schon am Tag seiner Ankunft in Berlin in einem Imbiss gestohlen worden. Der

Antragsteller hatte seine Jacke über einen Stuhl gehängt; als er nach dem Essen gehen

wollte, war seine Brieftasche mit sämtlichen Papieren, Geld und so weiter weg. Das Essen

hatte er wenigstens schon vorher bezahlt.

5. Der Antragsteller hat bisher unterschiedliche Angaben zum Passverlust gemacht, weil er

bei seiner Festnahme ca. einen Monat nach seiner Einreise davon ausging, dass man es ihm

weniger übel nehmen würde, wenn er den Pass gerade erst verloren hätte. So hätte man ihm

wenigstens nicht den Vorwurf machen können, sich nicht um die Beschaffung eines neuen

Passes gekümmert zu haben.

Tatsächlich ist ihm aber der Pass schon am Tag der Einreise gestohlen worden.
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6. Der Antragsteller verfügt nicht über Originalunterlagen zu seiner Staatsangehörigkeit

und seiner Identität. Er hat auch nicht versucht, solche Unterlagen aus seiner .Heimat zu

beschaffen, da er vor seiner Ausreise aus sicherer Quelle erfahren liatte, dass die

Geheimpolizei ihn verhaften wollte. Er hat deswegen Angst, dass seine Verwandten

Probleme bekommen, wenn sie für ihn Unterlagen beantragen.

7. a) Der Antragsteller hat keinen Asylantrag und keinen Antrag nach § 51 gestellt, weil er

eine Duldung hatte und nicht wusste, was es sonst noch für Möglichkeiten gibt.

Nach meiner Beauftragung bezüglich der Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz

habe ich dem Antragsteller mitgeteilt, dass ein Asylantrag keinen Sinn macht, da er aus

einem sicheren Drittstaat eingereist ist. Ein Antrag nach § 51 führt bei zielstaatbedingten

Abschiebungshindernissen zu einer Zuständigkeit de.&, BAFL verbunden,. mit einer „ . .

länderübergreifenden Umverteilung, die der Antragsteller gerade nicht wünscht?^, -,- - . /"/

Im Übrigen besteht das Problem, dass der Antragsteller nicht in der Lage ist, mich zu

bezahlen. Es war ursprünglich vereinbart, dass er nach Gewährung der Leistungen nach

Asylbewerberleistungsgesetz Ratenzahlungen an mich leisten sollte.

Die Wahrscheinlichkeit, dass Beratungshilfe gewährt werden würde, halte ich für sehr

gering, wenn nicht einmal Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gewährt

werden.

Da aber offensichtlich die Tatsache, dass bisher keine derartigen Anträge gestellt wurden,

für alle anderen Beteiligten außer mir und dem Antragsteller ein Problem zu sein scheint,

werde ich demnächst bei der Ausländerbehörde beantragen, die Duldung des Antragstellers

auch wegen politischer Verfolgung in der Heimat zu erteilen. Dazu wird es wegen meiner

derzeit sehr starken Arbeitsüberlastung in diesem Jahr aber nicht mehr kommen,

b) Zur Angabe seiner damaligen Prozessbevollmächtigten, er sei mit seiner Abschiebung

einverstanden, hat der Antragsteller erklärt, es sei ihm damals sowohl körperlich als auch

psychisch sehr schlecht gegangen und er sei durch die Haft so zermürbt gewesen, dass ihm

damals alles egal gewesen sei. Er habe nur weg (gemeint ist das Gefängnis) gewollt. Es sei

ihm egal gewesen, ob er im Gefängnis in Deutschland oder in Aserbaidschan stürbe.

Beglaubigte Abschrift anbei.

Lüge, Rechtsanwalt
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Ausfertigung

OBERVERWALTUNGSGERICHT BERLIN

BESCHLUSS

Aktenzeichen

OVG 6 SN 196.00
VG 32 A 594.00

In der Verwaltungsstreitsache

Rüstern I s m a i l ,

bei Lütfi Göktekin,

Reichenberger Straße 75, 10999 Berlin,

Antragsteller,

- Verfahrensbevollmächtigte:

Rechtsanwälte Kewenig & Lüge,

Sonnenallee 83, 12045 Berlin -

g e g e n

Land Berlin, vertreten durch

das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin,

- Rechtsamt -,

Eichborndamm 215-239, 13437 Berlin,

Antragsgegner,

wird auf Antrag des Antragstellers gemäß § 146 Abs. 4 und 6 i.V.m. §§ 124

Abs. 2, 124 a Abs. 2 Satz 2 und 4 VwGO die Beschwerde gegen den Be-

schluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 23. Oktober 2000 zugelassen.

Die Kostenentscheidung folgt der Entscheidung im Beschwerdeverfahren.

Die Beteiligten erhalten Gelegenheit, sich binnen 2 Wochen nach Zustellung

dieses Beschlusses zur Beschwerde zu äußern.
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).

Berlin, den 4. Dezember 2000

Oberverwaltungsgericht Berlin

6. Senat

F r e i t a g S t r e c k e r

-Ausgetetertif

Balzer
Sustizangestellte

S i l b e r k u h


